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		Motto

		a la vida loca 
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		Einleitung: Prioritäten für den Klimaschutz

		
			»Der Ausstoß von Treibhausgasen muss innerhalb von zehn Jahren seinen Höhepunkt erreichen und bis 2050 um 50 Prozent oder mehr abnehmen. Nur so kann die Erderwärmung auf 2 bis 2,4 Grad stabilisiert werden.« 

			
				Vierter Statusbericht des Intergovernmental Panel on 
				Climate Change (IPCC), November 2007 
			

		

		
			»Nichts ist bereits so gut, dass es nicht verbessert werden kann.« 

			
				Henry Ford 
			

		

		Klimawandel ist. Die Diskussion darüber, ob sich das Klima ändert, ist abgeschlossen. Niemand stellt das mehr in Frage. Nun geht es darum, eine dramatische Erwärmung zu verhindern und sich an die unvermeidbaren Auswirkungen anzupassen. 

		Die untrüglichsten Zeichen, dass sich das Klima ändert, gab es im Jahr 2007. Claudia Schiffer sprach auf dem 
				Wirtschaftsforum
			in Davos vom Klimawandel, als hätte sie jahrelang nicht für Designermode geworben, sondern Eiskernbohrungen aus der Arktis kartiert. Al Gore bekam den Friedensnobelpreis für, ja: Klimaschutz. Die Europäsche Union verpflichtete sich in einem Anfall von Wagemut, die eigenen Treibhausgase bis 2020 um 20 Prozent zu reduzieren. Der britische 
				Unternehmerverband
			forderte vom damaligen Premierminister Tony Blair, doch bitte strengere Emissionsnormen zu verabschieden. Selbst der widerspenstige George W. Bush hatte schließlich ein Einsehen und erkannte global warming als Tatsache |8|an. Und die Deutschen wählten »Klimakatastrophe« zum Wort des Jahres. 

		Den wichtigsten und radikalsten Vorstoß machte jedoch die deutsche Kanzlerin. Im Spätsommer 2007 sagte Angela Merkel bei einem Staatsbesuch in Japan, die Treibhausgasemissionen sollten in Zukunft pro Kopf gemessen werden und abhängig sein von der jeweiligen Bevölkerungszahl eines Landes. Im Kern fordert sie damit, dass allen Menschen die gleichen 
				Verschmutzungsrechte
			zugestanden werden sollen. Macht man sich diese Vorstellung zu eigen, bedeutet das nichts weniger als das Ende der Verschwendungsgesellschaft für Amerikaner und Europäer, damit Chinesen und Inder weiter Fabriken und Hochhäuser bauen können. 

		Abgesehen von einigen erstaunten Kommentatoren war und ist die Tragweite dieses Gedankens der europäischen Öffentlichkeit nicht bewusst. Wenn alle Afrikaner genauso viel Treibhausgase in die Luft blasen wie Europäer und Amerikaner – dann gute Nacht, Erde. Wenn ein Berliner nur noch so viel Kohlendioxid freisetzen darf wie ein Indonesier – Moment, wie bitte? Ja, richtig gehört, das beinhaltet Angela Merkels Vorschlag. Ohne Klimagerechtigkeit wird es keinen effektiven globalen Klimaschutz geben. Der Geist ist aus der Flasche. Klimawandel bedeutet also Verzicht. Doch ob sich damit Wahlen gewinnen lassen? Frau Merkel wird sich da etwas einfallen lassen müssen. Immerhin rennt sie bei den Deutschen beim Thema Klimawandel offene Türen ein. 

		Wer bei google.de das Stichwort »Klimawandel« eingibt, landet 3,6 Millionen Treffer. »Klimaschutz« bringt es auf 2,17 Millionen. »Sex« hingegen ist nahezu uninteressant: nur 1,4 Millionen Einträge. Auch des Deutschen liebstes Kind, das Auto, bringt es gerade mal auf zwei Millionen Treffer. Das Klima bewegt uns Deutsche sehr. Wir neutralisieren unseren Wochenendausflug 
			|9|nach Kreta. Wir kennen unseren CO2-Fußabdruck. Wir wissen, wie viel Kohlendioxid unser Auto verpufft. Wir schimpfen über die Chinesen, die uns die Arbeitsplätze wegnehmen und dafür das Klima versauen. Wir waren auch beim Live Earth Konzert im letzten Sommer und tanzten für mehr Klimaschutz. Wir haben unseren Stromanbieter gewechselt, damit nur noch Energie aus Windkraft den Swimmingpool beheizt. Wir demonstrieren gegen neue Kohlekraftwerke in Deutschland. Wir kaufen nur noch Pflaumen aus der Mark Brandenburg und nicht mehr aus Chile. Wir finden auch, dass Schnittblumen aus Afrika Klimasünde sind. Und überhaupt, finden wir, dass wir schon genug getan haben, um das Klima zu retten. Nun sind langsam mal die anderen dran, oder? 

		Die anderen stehen unterdessen immer häufiger unter Wasser. Zehntausende Menschen starben im Frühjahr 2008 in Birma, da ihre Städte und Dörfer überflutet wurden. Tausende Menschen starben ein Jahr zuvor in Indien und Bangladesch, Millionen Menschen verloren dort ihr Obdach – Katastrophen, die in europäischen Medien damals kaum erwähnt werden. Im Sommer 2007 standen auch Teile Mittelenglands unter Wasser. Rekordregenfälle führten zu den schwersten 
				Überschwemmungen
			seit Jahrzehnten. 

		An einem dieser Tage saß ich in London im Taxi und murmelte etwas von Klimawandel. Es war, als öffneten sich beim Taxifahrer alle Schleusen. Er gestikulierte wild. Schimpfte auf die Prominenten, die um die Erde jetteten und ihm predigten, weniger in die Sonne zu fliegen. Erregte sich über die Regierung, die Autofahren immer teurer macht. Wetterte über steigende Energiepreise und den Emissionshandel, der daran schuld sei. Und glaubte ohnehin nicht, dass irgendjemand daran etwas ändern könnte, dass sich die Erde aufheizt. »Wir wollen doch alle gut leben. Wer will schon verzichten.« 

		
			|10|Es stimmt. Industrialisierung, Modernisierung und Massenkonsum haben uns die Suppe eingebrockt. Klimawandel ist der Preis für warme Stuben, Autos, Waschmaschinen, tiefgekühlte Pizza, Erdbeeren im Winter, Plastiktüten, das abendliche Steak, für alles zu jederzeit überall. Kurz gesagt: für ein abgesichertes, angenehmes Leben in Wohlstand und ohne Überlebenskampf. Der Klimawandel stellt diesen Lebenswandel in Frage. 

		Die Frage ist: Können wir das Klima schützen und unseren Wohlstand wahren, können sich Vietnam und Indien modernisieren, ohne die Erde weiter aufzuheizen? 

		Die Antwort auf diese Frage ist hoffnungsvoll und ernüchternd zugleich. Großbritannien zum Beispiel hat nach Angaben des Sekretariats der UN-Klimarahmenkonvention UNFCCC gezeigt, dass Wirtschaftswachstum und Emissionen entkoppelt werden können. Schweden ebenso. Doch das sind nur wenige Ausnahmen. Global gesehen verhalten wir uns streng genommen so, als ob es das Kyoto-Protokoll gar nicht gäbe. Die CO2-Emissionen steigen weltweit. Der Ausstoß von Kohlendioxid durch fossile Brennstoffe stieg laut Financial Times zwischen 2000 und 2005 viermal schneller an verglichen mit der Zeitspanne von 1990 bis 2000. Sollte die Kurve weiter steil nach oben zeigen, wird sich bis zur Mitte des Jahrhunderts doppelt so viel Kohlendioxid in der Atmosphäre angesammelt haben wie vor der industriellen Revolution. 

		Viele Fachleute sind überzeugt, dass wir uns auf einen 
				Kohlendioxidgehalt
			in der Atmosphäre zubewegen, der weit über dem Grenzwert von 450 bis 500 ppm liegt, jener Schwelle, von der Wissenschaftler glauben, dass wir, blieben wir bei diesem Wert, die Folgen des Klimawandels noch beherrschen könnten. Der Weltklimarat IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) erwartet eine Temperaturzunahme von mindestens 3 Grad Celsius. Die Folgen: Für eine bis vier Milliarden Menschen wird das Wasser
			|11|knapp, in Afrika drohen bis zu 15 Prozent Ernteverluste. Um nur zwei Beispiele zu nennen. »Die Gefahr ist deutlich, aber es fehlt entschlossenes Handeln«, sagt Nick Butler vom Cambridge Center for Energy Studies. Die Gründe dafür sind vielfältig: Die Politik denkt und handelt oft kurzsichtig, komplexe moderne Gesellschaften bewegen sich wie träge Riesentanker, die Bedrohung durch den Klimawandel bleibt in Bielefeld abstrakt, viele Umweltbewegte verzetteln sich in Symbolpolitik und Schaukämpfen, statt sich auf das Notwendige zu konzentrieren, und arme Staaten stellen wirtschaftliches Wachstum über Umweltschutz. 

		Wunsch und Wirklichkeit beim Klimaschutz klaffen deshalb weit auseinander. Der IPCC veranschlagt einen Zeitraum von rund zehn Jahren, in dem die Industrienationen den Grundstein legen müssen, um ihre Emissionen langfristig drastisch zu drosseln. Doch die International Energy Agency sagt voraus, dass die Energienachfrage bis 2030 weltweit um 50 Prozent steigen wird – und egal wie viele Windräder sich drehen, Solarzellen Sonnenenergie einfangen oder Biogase Strom erzeugen: Kohle ist und bleibt weltweit der Energielieferant Nummer eins. Die Nachfrage steigt jährlich um 4 Prozent. 30 Prozent der weltweiten Kohlendioxidemissionen stammen allein aus 
				Kohlekraftwerken
			. Zwei Neue gehen irgendwo auf dieser Welt jede Woche ans Netz, eines davon in China. Die USA planen in den kommenden Jahren 60 neue Kraftwerke, die mit Kohle befeuert werden, Deutschland immerhin 25. Wenn es nicht gelingt, Kohle rasch sauberer und klimaschonender zu verbrennen, wird Klimaschutz nicht gelingen. Wie dies erreicht werden kann, ist Gegenstand des Kapitels »Kohle muss sauberer werden«. 

		Von zentraler Bedeutung für das Klima sind auch die tropischen Wälder. Sie speichern in Böden, Bäumen und Pflanzen Unmengen an Kohlendioxid. Rund 20 bis 25 Prozent der Treibhausgase
			|12|entstehen weltweit dadurch, dass die Wälder in 
				Entwicklungsländern
			gerodet werden, das gespeicherte CO2 somit in die Atmosphäre entweicht. Indonesien wurde allein dadurch weltweit die Nummer drei der Treibhausgasproduzenten. Alle Fortschritte, Kohlendioxidemissionen in der Energie- und Transportwirtschaft zu reduzieren, werden durch den Kahlschlag der Tropenwälder wieder zunichte gemacht. Ist der Wald weg, löst dies dramatische ökologische und klimatische 
				Kettenreaktionen
			aus. 

		Ohne Waldschutz wird Klimaschutz nicht gelingen. Der Ökonom Nicholas Stern hat Ende 2006 in seinem Bericht an die britische Regierung vorgerechnet, dass Waldschutz einer der effektivsten und billigsten Wege ist, das Klima zu stabilisieren. Leider, und das sagte er nicht so deutlich, auch einer der 
				kompliziertesten
			. Wie der Schutz der Tropenwälder dennoch gelingen kann, beschreibt das Kapitel »Waldschutz ist Klimaschutz«. 

		Beides, Waldschutz und Kohle, ist umstritten. 
				Energiegewinnung
			aus Kohle gilt Umweltschützern als Teufelszeug, das lieber heute als morgen abgeschafft gehört. Woher so schnell der Ersatz kommen soll, zumal auch gefordert wird, die Atommeiler vom Netz zu nehmen, sagen sie nicht. Wird 
				Industrieunternehmen
			in reichen Ländern erlaubt, im Emissionshandel 
				Emissionsgutschriften
			aus Waldschutzprojekten zu erwerben, kauften sie sich aus ihrer Verantwortung im Heimatland frei, so das Argument der Klimabewegten. Außerdem sei das Einbeziehen von Wäldern in den Emissionshandel ein Ablenkungsmanöver von den wirklichen Verursachern in den Industriestaaten. 

		Gewiss, Wälder schützen ist eine komplizierte Sache, weil die Gründe ihres Verschwindens, wie noch gezeigt wird, so mannigfaltig sind. Doch selten war die Chance hierfür so groß wie heute – dank Emissionshandel, Klimaschutzmarkt, neuer Bemühungen, dem Wald endlich einen realen ökonomischen |13|Wert beizumessen, und dem wachsenden Interesse von Investoren. Privatwirtschaftliches Engagement kann helfen, den Raubbau an den tropischen Wäldern zu stoppen. Mit Ideologie ist dem Klimaschutz nicht geholfen. 

		Kohle und Wälder sind weltweit die wichtigsten 
				Emissionsquellen
			. Beide Faktoren zeigen überdies vielleicht am deutlichsten das Spannungsverhältnis zwischen Klimaschutz, Entwicklung und Energiesicherheit. Für viele Schwellen- und Entwicklungsländer ist Kohle der Schmierstoff ihrer Modernisierung – eine billige, verfügbare Ressource, die noch Jahrzehnte den steigenden Energiebedarf decken kann, ohne abhängig von anderen zu machen. Ob es uns gefällt oder nicht, diese Länder werden sich von uns die Kohle nicht ausreden lassen. Es kommt darauf an, ihnen klimaschonende Technik schmackhaft zu machen. Ob und wie dies gelingen kann, zeigt auch dieses Buch. 

		Es geht in diesem Buch nicht um Erdöl und erneuerbare Energien. Erdöl spielt bei der Stromerzeugung kaum eine Rolle, sondern beheizt Häuser und betankt Autos. Energieeffizienz, neue Kraftstoffe und der Wechsel zu Erdgas können unseren Öldurst verringern helfen. Und Wind, Sonne, Biomasse und Erdwärme finden wir sowieso alle prima. 

		Es geht in diesem Buch jedoch um nachwachsende Rohstoffe zur Herstellung von Biodiesel und Bioethanol. Viele tropische Wälder müssen weichen für Sojapflanzen, Zuckerrohr und Ölpalmen, aus denen Treibstoff für Automotoren gewonnen wird. Soja und Palmöl gehören jedoch in die Küche, nicht in den Tank – so die Erkenntnis einer wachsenden Front von Kritikern. Es mache wirtschaftlich und ökologisch langfristig keinen Sinn, Nahrungsmittel, vor allem in Zeiten zunehmender Knappheit, für den automobilen way of life zu verschwenden. »Ökologischen Wahnsinn«, nennt dies Nestlé-Chef Peter Brabeck-Lemathe. Wie genau das Thema Biokraftstoffe mit Entwaldung und |14|teureren Lebensmitteln zusammenhängt, und welche klima- und umweltschonenden Alternativen es gibt, wird im Kapitel »Biosprit: Gut gemeint ist noch nicht gut gemacht« dargestellt. 

		Biokraftstoffe liefern ein Beispiel für die Komplexität globaler Wirtschaft und moderner Gesellschaft, dafür, dass man an einer Schraube drehen kann und ungewollt andere Hebel in Bewegung setzt. Und dafür, wie schwierig es ist, Lösungen zu finden, die Ökologie und Ökonomie versöhnen. Die Transformation von einer klimaschädlichen zu einer 
				klimafreundlichen
			Gesellschaft wird daher langsam und graduell sein. Die Hoffnung auf einen raschen dramatischen Wandel ist trügerisch. Ebenso auf schnelle technische Lösungen. Autos, Häuser, Fabriken, Energienetze, Produktionsabläufe zu verändern, dauert lange. Ganz abgesehen von liebgewordenen Gewohnheiten. Klimaschutz braucht darum Prioritäten, braucht den Blick für das Wesentliche. Drängt die Zeit, muss man sich auf das dringend Notwendige konzentrieren. Und das heißt: Kohle so schnell wie möglich so sauber wie möglich zu verbrennen, und die tropischen Wälder zu erhalten. 

		Statt sich dafür einzusetzen, führen die Grünen und Umweltbewegten zum Teil klimapolitische Schaukämpfe. Gegen die Aufnahme von Waldschutz in den Emissionshandel. Gegen moderne Kohlekraftwerke, die zu den effizientesten der Welt gehören, als Exportschlager in China für saubere Luft sorgen und in Deutschland Arbeitsplätze und Wohlstand schaffen. Gegen Tempo 180 auf der Autobahn, obwohl es kaum noch Raserstrecken gibt. Gegen den Luftverkehr (obwohl man zu 
				Klimakonferenzen
			munter in Heerscharen im Flugzeug anrückt), der nur 2 Prozent der weltweiten Treibhausgase beisteuert und dessen Emissionen in Europa relativ einfach und rasch um 40 Prozent gesenkt werden könnten, wie der Economist 
			vorrechnet, wenn man die Flughafenlogistik verbessert und den |15|zersplitterten europäischen Luftraum effizienter von einer zentralen Flugleitstelle regelt. 

		Fliegen ist für Umweltbewegte überhaupt ganz schlimm. Kaum vorstellbar, dass die das richtig durchdacht haben. Stichwort: Wirtschaftszentrum Frankfurt oder München. Zehntausende Menschen arbeiten im/am/um den Flughafen. Stichwort: Airbus-Werke. Was für ein Gezeter, soll eine Tragfläche woanders geschraubt werden. Ganze Regionen hängen am Tropf von Klimasündern. 

		Der Blick auf das Wesentliche wird auch durch den medialen Hype um den Klimawandel verstellt, durch »Klimatismus«, wie es die ZEIT nennt, und viel heiße Luft. Kein Wunder. Kaum ein Tag vergeht ohne Schreckensszenarien über schmelzende Gletscher, steigende Ozeanspiegel, aussterbende Arten, drohende Dürren, Konflikte ums Wasser und Weltuntergangsdramen wie »Rückkehr der Sintflut« im ZDF. Dennoch bleibt es für uns in Europa eine weitgehend ferne Gefahr. Okay, die Winter sind etwas wärmer, na und? Dazu schwankt die deutsche Klimadebatte zwischen hysterisch, düster, naiv und moralisierend. Semantisch dominieren Negativbegriffe: Klimakiller, 
				Klimakatastrophe
			, Klimasünder, Klimaschock, Klimakollaps, Klimastreit, Klimasteuer. Die Süddeutsche Zeitung glaubt inzwischen, dass viele vom Gerede um den Klimawandel »nur noch genervt« seien. Eine »Klimamüdigkeit« konstatiert 
				Cambridge-Fachmann
			Nick Butler. 

		Da hilft es auch nichts, dass die neuen Klimaapostel wie Paul McCartney über lichtdurchflutete Bühnen turnen und uns für den Klimaschutz erwärmen wollen, Models ihre Haut für Eisbären vermarkten und die Bonos dieser Welt erst Afrika und dann das Weltklima retten wollen. 

		Während sich Medien, Prominenz und Umweltbewegte kräftig ins Zeug legen, scheint die breite Öffentlichkeit bemerkenswert
			|16|unberührt. Mobilisierte das Waldsterben in den achtziger Jahren eine ganze Generation von Umweltaktivisten in Deutschland, treibt heute der Verkaufsstart des iPhone mehr Menschen auf die Straßen als alle ökologischen Krisen dieser Erde. 

		Viele Unternehmen hingegen geben sich umweltbewegter als manche Bürgerinitiative. Buhmänner von einst in der Industrie wie Shell oder der Papierkonzern APRIL sind heute Hoffnungsträger für den Klimaschutz. Sicher, genug Firmen treten weiterhin auf die Bremse, etwa in der deutschen Autoindustrie und 
				Energiewirtschaft
			. Letztere sollte sich ein Beispiel an den britischen Kollegen nehmen, vor allem was deren konstruktive Haltung zum Emissionshandel anbetrifft. Immer mehr Firmen weltweit bauen Klimaschutz in ihre Unternehmensstrategien ein. Wal-Mart hat alle seine Zulieferer aufgefordert, ihre CO2-Emissionen zu messen, um Energiefresser ausfindig zu machen. Drei Viertel der weltweit größten Unternehmen überwachen und berichten laut Financial Times bereits ihre Emissionen. Der Chor der Unternehmer wächst, die von ihren Regierungen energischeres Handeln fordern. David Hone, Klimaschutzberater bei Shell, verlangt definitive Emissionsziele mit klaren Zeitvorgaben. Bjorn Stigson, Präsident des einflussreichen World Business Council on Sustainable Development, will Emissionen langfristig und klar reguliert sehen. »Unsichere Rahmenbedingungen sind schädlich für Investitionen«, erklärt er. Die Klimaschutz-Milliarden sammeln sich oft schneller an, als sie ausgegeben werden können. 

		»Grünes« Kapital ist längst der Renner an den internationalen Finanzmärkten. Investitionen in umweltfreundliche 
			Technologien und Projekte sind das schnellst wachsende Segment der Finanzdienstleistungen. Die Aktienkurse börsennotierter Umwelttechnologiefirmen steigen rasant. Keine Woche vergeht, in der nicht neue Investmentfonds für den Klimaschutz |17|aufgelegt werden. Die City of London hat sich in wenigen Jahren zum weltweit wichtigsten Finanzplatz für 
				Umweltinvestitionen
			gemausert. Die Klimaschützer von heute tragen Nadelstreifen. 

		Der Markt für Kohlendioxidemissionsrechte und 
				Klimaschutzprojekte
			betrug 2007 etwa 64 Milliarden US-Dollar. In den nächsten zehn Jahren soll er auf eine Billion US-Dollar steigen. Ein neuer Goldrausch. »Klimaschutz rechnet sich«, meint Kenneth Arrow, Nobelpreisträger für Wirtschaft. Denn die Kosten für Klimaschutz sind geringer als die Kosten für Nichtstun. Der Nutzen besteht in vermiedenen Schäden. 

		Es gilt also: Klima- und Umweltschutz kosten viel Geld. Aber mit Klimaschutz lässt sich auch viel Geld verdienen. Dies wird auch das Kapitel »Wandel durch Handel« zeigen. 

		Doch reichen all die Milliarden und Investitionen, um die weitere Erderwärmung aufzuhalten? Wäre die Welt ein Land, müssten wir die Treibhausgasemissionen bis 2050 um die Hälfte senken gegenüber 1990. Die Welt besteht jedoch aus 194 Ländern. Um dramatische Auswirkungen zu vermeiden, schätzt der IPCC, müssen Industriestaaten ihre Emissionen um 80 Prozent senken, davon 30 Prozent bereits bis 2020. Die Emissionen von Schwellen- und Entwicklungsländern müssen 2020 ihren Scheitelpunkt erreichen und dann bis zum Jahr 2050 um 20 Prozent sinken – eine Utopie, legt man die gegenwärtigen Trends bei Emissionen und Energienachfrage zugrunde. Klimaschutz bedeutet daher auch, sich auf eine verändernde Welt einzustellen. 

		Darum geht es beim Klimaschutz um neue Pflanzensorten, die widerstandsfähiger gegen Trockenheit sind, effizientere 
				Bewässerungstechniken
			in der Landwirtschaft, den Kampf gegen sich ausbreitende Krankheiten. Es geht darum, Küsten gegen den steigenden Meeresspiegel zu wappnen und die Versorgung mit Trinkwasser zu sichern. Es geht darum, Infrastrukturen robuster |18|gegen Stürme und Fluten zu machen. Dieses Buch zeigt Anpassungswege – im Kapitel »Die Zukunft: Trocken legen und leben«. 

		Prioritäten setzen, um das Klima zu stabilisieren, und sich an die unabwendbaren Konsequenzen des Klimawandels anpassen – das ist das zentrale Thema dieses Buches. Und die Frage, welche Rolle dabei Politik und Kapital spielen. 

		Klimawandel ist eine globale Herausforderung. Deshalb verlangt er den Brückenschlag. Zwischen alten und neuen 
				Emissionsweltmeistern
			wie den USA und China. Zwischen alten Anpassungskünstlern wie den Niederlanden und neuen Leidtragenden wie Indien. Zwischen Industriestaaten, die aufgrund ihres historischen Modernisierungsvorsprungs in Vorleistung treten müssen und Entwicklungsländern, die dann auch zu folgen bereit sind. 

		Wer Klimaschutz ernst nehmen will, muss immer wieder die Perspektive ändern. Muss durch die Brille der anderen schauen, der Indonesier und Inder. Muss dorthin reisen, wo schon heute das Wetter tödlich verrückt spielt, wo Kuhdung den Herd befeuert, wo sauberes Wasser ein kostbares Gut ist, wo ein gefällter Baum überleben hilft, wo Kohle die Luft vergiftet, aber Verheißung auf ein besseres Leben bedeutet. 

		Klimaschutz verlangt nichts weniger als einen 
				Paradigmenwechsel
			im System Kapitalismus: den Aufbau nachhaltiger Produktionsprozesse, das Internalisieren externer Effekte, wie es die Ökonomen nennen, und »EcoSecuritisation«, neue Wege, natürliche Ressourcen schonend und effizient zu nutzen. 

		Der Anfang ist gemacht. 

		 

		*

		 

		Dieses Buch ist eine Reise. Sie führt zu Brennpunkten des Klimawandels: nach Indien, Südostasien, China, in die USA und |19|Niederlande. Ich bin hierfür mehrere Kilometer geflogen. Wäre ich mit dem Zug gefahren, hätte ich meinen Abgabetermin nicht einhalten können. Nächstes Mal mache ich es anders. Das diesmal verbrauchte Kohlendioxid wird durch ein Klimaprojekt ausgeglichen, das mithilft, ein kleines Biomassekraftwerk in einem Dorf in Brasilien zu finanzieren und dort den Regenwald zu erhalten. Immerhin. 

		Der überwiegende Teil der Informationen entstammt Interviews und Gesprächen. Wann immer auf andere Quellen verwiesen wird, lassen sich diese im Anhang wiederfinden. In der Welt von morgen, jener Welt, die Bundeskanzlerin Angela Merkel vorschwebt, wenn man denn ihre Vorschläge von Klimagerechtigkeit ernst nehmen will, hätte ich diese Reise vielleicht gar nicht machen können. Mein persönliches Emissionskonto wäre längst aufgebraucht. Ich hätte per Videokonferenz mit Neu Delhi sprechen müssen. Vielleicht hätte ich aber auch meine Emissionen handeln können mit jemandem, der weniger reist und lieber in seinem Garten sitzt. Wer weiß. 
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		Kapitel 1 Kohle muss sauberer werden

		
			Ein Mann zu einem belgischen Taxifahrer: »Wie komme ich von hier aus zum Flughafen?« 

			Antwort des Taxifahrers: »Ich würde nicht hier losfahren.« 

		

		
			»Die sauberste Kohle ist die, die gar nicht erst gefördert wird.« 

			
				Benito Müller, Professor, Oxford University 
			

		

		Der Kohle gehört die Zukunft. In China, Indien und auch in der Lausitz. Hier in Spremberg, 51˚46′ nördliche Breite, 14˚20′ östliche Länge, ist die Zukunft etwa einen Hektar groß. Hier will der Energiekonzern Vattenfall zeigen, dass Kohle, sogar die dreckige Braunkohle, verbrannt werden kann, ohne das Erdklima aufzuheizen. Hier, wo die Menschen einem sagen: »Wenn wir sonst nischt haben, aber Kohle haben wir« und Kohlevorkommen noch für hundert Jahre reichen, hier will man ein neues Kapitel deutscher Energiewirtschaft aufschlagen. 

		Diese Tragweite erschließt sich dem unwissenden Betrachter des Geländes nicht. Ein Kesselhaus, Schornstein, eine Rauchgasreinigung, Schaltzentrale und viele Rohre. Ein Kraftwerkspark eben. Es braucht jemanden, der den Unterschied aufzeigt. Die Luftzerlegungsanlage zum Beispiel. Sie ist ein hoher, schlanker, hellgrauer Turm, vielleicht so hoch wie ein 13-stöckiges Haus. In ihr wird Luft aufgespalten in Stickstoff und Sauerstoff. Der Sauerstoff wird in den 
				Verbrennungskessel
			nebenan gepresst. Hier wird die Kohle verbrannt, jedoch nicht wie sonst üblich mit Umgebungsluft, sondern mit dem reinen Sauerstoff. Oxyfuel nennt sich das Verfahren. Ziel ist, ein Abgas zu erhalten, dass aus fast reinem Kohlendioxid |22|besteht, etwa zu 98 Prozent. Das Abgas wird entstaubt, entschwefelt, und der Wasserdampf wird auskondensiert. Anschließend wird das CO2 unter hohem Druck verdichtet und verflüssigt, dabei auf Minus 28 Grad gekühlt. In diesem Zustand kann Kohlendioxid in Tanklastwagen gepumpt und transportiert werden. 

		Neun bis zehn LKWs schaffen das flüssige Kohlendioxid später, wenn die Pilotanlage hochgefahren wird im Herbst 2008, täglich in die 300 Kilometer entfernte Altmark. Insgesamt 100 000 Tonnen. Dort wird es in alte Erdgasfelder gepumpt, in denen noch rund 20 Milliarden Kubikmeter Gas lagern, die aber mit herkömmlicher Technik nur schwer gefördert werden können. Wird nun das Kohlendioxid in die Gesteinsschichten 
			gepresst, verdrängt es das Erdgas, das somit einfacher gewonnen werden kann. Vattenfall wäre also sein Kohlendioxid los, Gaz de France, dem die Gasfelder gehören, könnte Erdgas im Wert von geschätzt einer Milliarde Euro verkaufen, das sonst verloren wäre. Eine Win-win-Situation. 

		70 Millionen Euro hat Vattenfall in dieses Projekt investiert. Es ist eine kleine Testanlage, nur 30 Megawatt, und sie produziert auch nur Wärme. Drei Jahre lang soll der Versuch hier in Spremberg laufen. Dann soll das Kraftwerk Jänschwalde, ein DDR-Bau und eines der ineffizientesten und 
				klimaschädlichsten
			Kraftwerke Europas, mit der gleichen Technik ausgestattet werden. Anschließend, so hofft Vattenfall, ist die Technik serienreif und könnte in allen 
				unternehmenseigenen
			Kraftwerken eingesetzt werden – ein Meilenstein für die Kohleindustrie und ein Hoffnungsschimmer für den Klimaschutz. 

		Saubere Kohle? Wir haben ein gespaltenes Verhältnis zur Kohle. Sie symbolisiert industriellen Fortschritt, aber auch zugleich den hohen Preis dafür: dreckige Luft und Klimawandel. |23|Ohne sie wären wir nicht da, wo wir sind, wir können aber so nicht weiter mit ihr. Doch aussichtslos ist die Lage nicht. 

		
			Das wird einem klar, 
				wenn man über die Pilotanlage in Spremberg
			läuft und über den Zaun auf das nah gelegene 1 600 
				Megawatt-Kraftwerk
			Schwarze Pumpe blickt. Einst war der Name Synonym für die marode DDR-Kohlewirtschaft, verantwortlich für sauren Regen und verrußte Bettlaken auf der Wäscheleine hinter dem Haus. Heute steht dort eine große, graue Box, auf der man auch den Namen eines Möbel- oder Baumarkts anbringen könnte. So steril wirkt sie. Von Kohle fehlt jede Spur. Sie ist so versteckt wie die Donau in Wien. Allein die beiden riesigen Kühltürme erinnern an ein Kraftwerk. Die Schlote blasen nur Wasserdampf aus – sehr sichtbar, aber sehr ungefährlich – und Kohlendioxid. Dieses tückische Gas. Man sieht es nicht, riecht es nicht, und doch heizt es die Erde auf. 

		Kohle ist der wichtigste Einzelfaktor für die Erderwärmung. Kohle allein ist verantwortlich für rund 30 Prozent der weltweiten Treibhausgase. Gelingt es zu verhindern, dass Kohlendioxid bei der Kohleverbrennung in die Atmosphäre entweicht, könnte Klimaschutz erfolgreich sein. Doch wie? Kohlendioxid in die Ozeane pumpen, damit das Plankton gedüngt wird, in Gewächshäuser leiten, damit die Tomaten besser wachsen oder ins Weltall schießen? Ein globaler technologischer Wettlauf hat begonnen, dieses Problem zu lösen. Vattenfall will mit Spremberg vorne mithalten. 

		Führende Ingenieure und Wissenschaftler aus aller Welt haben im Februar 2008 auf einer Konferenz in Boston eine Liste mit den »wichtigsten technischen Herausforderungen« unserer Zeit erstellt, »die helfen sollen, das Leben auf der Erde zu schützen«. Kohlendioxid aufzufangen und sicher zu lagern, Carbon Capture and Storage (CCS), wie der englische Fachbegriff lautet, rangiert dabei an vorderster Stelle. 

		
			|24|Wie das so ist mit neuen Technologien, es gibt tausend ungeklärte Fragen. Wie zuverlässig ist die Technik, wie sicher, rechnet sie sich, wo kann sie einsetzt werden? Praktische, technische, betriebswirtschaftliche, ökologische Fragen. Oder geht es bei dem Projekt nur darum, das Leben einer Energiewirtschaft zu verlängern, die mit Klimaschutz am Ende doch nicht zu vereinbaren ist, ein kurzfristiger Notbehelf für ein 
				leckgeschlagenes
			Schiff, während man eigentlich Rettungsboote bräuchte? Politische, ideologische Fragen. 

		Also wird fleißig geforscht, getestet und gefördert von der Europäischen Union und der Bundesregierung. In den 
				brandenburgischen
			Sand werden Probelöcher gebohrt, in geologischen Tiefen nach leckdichtem Gestein gesucht. Und auf dem Gelände in Spremberg sind 3 000 Messstationen errichtet, die auch das kleinste Ventil überwachen. 

		»Wir untersuchen hier zunächst, ob das Verfahren technisch machbar ist, nicht ob es wirtschaftlich ist«, erklärt Denis Kettlitz, zuständig für Vattenfalls Kommunikation. Streng in schwarz gekleidet, sieht er aus wie ein evangelischer Pfarrer. Aber er predigt nicht, sondern erläutert, hört ruhig zu, wenn es um die Knackpunkte der noch unerprobten Technik geht, die Wirkungsgradverluste, den höheren Energieverbrauch, die Probleme mit den Lagerstätten, die enormen Kosten für die neue Infrastruktur und die Sorgen, dass dadurch der Strompreis explodiert. Diese Kritik kann er verstehen, entkräften oder auch nicht, aber er kann damit umgehen. Etwas ungehalten wird er erst, wenn es um die in seinen Augen naive Kohledebatte in Deutschland geht, den schrillen Tonfall, die Feindseligkeit von Greenpeace & Co. gegenüber dem Unternehmen, das international einen respektableren Ruf genießt als hierzulande, wenn es um Umweltschutz geht. Aber in Deutschland ist Vattenfall offenbar zusammen mit RWE allein verantwortlich für die drohende
			|25|
			Klimakatastrophe. »Ich kann diese Hysterie nicht verstehen«, meint Kettlitz. 

		 

		*

		 

		Die Kohlegegner machen mobil in Deutschland. Mit einer Vehemenz, als ob es darum ginge, idyllische Gemeinden vor monströsen Atomreaktoren russischer Bauart anno 1960 zu bewahren. Bürgerinitiativen, fleißig unterstützt von den Grünen, formieren sich an vielen Kraftwerksstandorten. Ensdorf, ein kleiner Ort im Saarland mit 6 700 Einwohnern, wurde bereits zum Synonym der neuen Anti-Kohlebewegung. Dort stimmten 70 Prozent der Bewohner in einem Bürgerentscheid gegen ein neues 1 600-Megawatt-Kraftwerk des Energiekonzerns RWE. Für manche ein Fanal des neuen Widerstands. Erinnerungen werden wach an die siebziger und achtziger Jahre des 20. Jahrhunderts, die Zeit der Anti-Atomkraft-Bewegung. Und an Nahrung für den Protest mangelt es nicht. 

		In Deutschland sind bis 2012 neun neue Kohlekraftwerke geplant. Bis 2020 sollen es insgesamt 25 sein. Auch in Hamburg brodelt es. Dort will Vattenfall in Moorburg ein 
				Steinkohlekraftwerk
			errichten. Vattenfall sagt: Das neue werde 2,3 Millionen Tonnen weniger Kohlendioxid ausstoßen, da alte Meiler stillgelegt würden. Die Grünen sagen: Das neue emittiert aber immer noch zu viel CO2. 

		»Statt die Energiewende voranzutreiben, jagt der Bürgermeister gemeinsam mit Vattenfall die CO2-Emissionen in die Höhe«, wetterte die Grünen-Spitzenkandidatin Christa Goetsch im Bürgerschaftswahlkampf Anfang 2008 und macht das Unternehmen dafür verantwortlich, dass der Meeresspiegel steigt und die Hafenstadt immer häufiger unter Wasser steht. Kohlekraftwerke seien für sie Energiepolitik von gestern. Dabei soll |26|das Kraftwerk mit von Umweltschützern sonst gepriesener Kraft-Wärme-Kopplung arbeiten und 35 000 Haushalten auch eine warme Heizung garantieren. 

		Die Anti-Kohle-Bewegung formt mittlerweile auch Koalitionen normalerweise unverdächtiger Schicksalsgenossen. Geschieht dies gar im nordrhein-westfälischen Kohlerevier, wo früher jede Zechenschließung einen Trauergottesdienst nach sich zog, gibt das zu denken. In Krefeld wollen CDU, SPD und Grüne gemeinsam den Neubau eines 
				800-Megawatt-Kraftwerks
			vereiteln. 

		Die Gegner haben natürlich einen triftigen Grund. Ein Drittel der dreckigsten Kohlekraftwerke in der Europäischen Union stehen in Deutschland, zehn von 30, hat die 
				Umweltorganisation
			WWF in einer Studie nachgewiesen. Neue Kraftwerke sollen aus der Sicht der Energieversorger jedoch Deutschlands Klimabilanz verbessern. 

		In den Vorstandsetagen von Vattenfall und RWE ist man deshalb verwundert und ratlos über die gesunkene Akzeptanz der Kohle in Deutschland, vor allem, wenn die neuen Anlagen im Vergleich zu den alten nachweislich Millionen Tonnen Kohlendioxid einsparen. Beispiel Berlin. Dort will Vattenfall ein modernes Steinkohlewerk bauen, um das einzige 
				Braunkohlekraftwerk
			der Stadt zu ersetzen. Das industriemuseumsreife Kraftwerk wurde 1926 gebaut und wartet auf die Abrissbirne. Doch eine Bürgerinitiative »Nein zum Kohlekraftwerk« will lieber, dass der Oldtimer weiter ächzt. Ein viel sauberes Kraftwerk, dass die Emissionen Berlins deutlich senken würde, sei »eine Kampfansage gegen den Klimaschutz«, schimpfen die Umweltschützer. Das ist ungefähr so, als ob ein neues Auto mit besseren Airbags und Bremsen eine Gefahr für die Sicherheit der Insassen darstellt. Solchen Argumenten gegenüber scheint die neue Anti-Kohle-Bewegung nicht besonders aufgeschlossen
			|27|. Modernisierung ist für sie gleichbedeutend mit Klimakollaps. 

		Diese Fundamentalopposition gegen die Kohle geht damit einher, dass alternative, erneuerbare Energien, aber auch der Rohstoff Erdgas atemberaubend überschätzt werden. Erklären lässt sich dies vielleicht am ehesten mit Profilierungsneurosen einer grünen Oppositionspartei, die gegen den Dauerwahlkampf innerhalb der Berliner Großen Koalition und deren mediale Bühne anbrüllen muss, und der vorschnellen Antwort der Regenbogenkrieger auf immer komplexer werdende Zeiten, in denen sie mehr punkten mit lauthals geradliniger Ablehnung als mit nuancierten Argumenten. 

		Es scheint manchmal, als wollten Umweltschützer und Grüne das Ende des Kohlezeitalters herbeibeten. Den Sieg über die Atommeiler hat man davongetragen. Nun soll Vattenfall und RWE noch verboten werden, Kohle zu verstromen. Stattdessen dürfen sie nur noch Erdgas verbrennen und Windturbinen auf ihren Werksgeländen aufstellen. Dann kann die wunderbare saubere Energiezukunft beginnen. 

		Die Realität stört da nur. Auch in Hamburg, während der Bürgerschaftswahl 2008, hatte SPD-Frontmann Michael Naumann vorgeschlagen, statt des von Vattenfall geplanten
			Steinkohlekraftwerks eine Erdgasanlage zu errichten. Sicher, Erdgas ist klimafreundlicher. Wird Erdgas verbrannt, werden rund 365 Gramm Kohlendioxid pro Kilowattstunde Strom in die Luft geblasen. Bei Kohle sind es etwas mehr als doppelt so viel: 750 Gramm Kohlendioxid. Aus reiner 
				Klimaschutzperspektive
			wäre der Einsatz von Erdgas wünschenswerter. Was die Kritiker jedoch nicht sagen: Gas ist teurer und hätte höhere Strompreise zur Folge. Schuld wären natürlich die Energiekonzerne. Was sie auch nicht sagen: Erdgas muss importiert werden. Ein Drittel stammt aus Russland, |28|dass seine Energierohstoffe gern als politisches Druckmittel einsetzt. Noch mehr abhängig zu sein vom Wohlwollen des Kreml kann man dem Verbraucher so lange verkaufen, wie der Gashahn offenbleibt; wird er aber zugedreht, beginnt das große Jammern. In Zeiten, da das Wort Energiesicherheit großgeschrieben wird, entdecken Stromversorger wieder den Wert der guten alten Kohle, die in Deutschland noch üppig unter der Erde liegt. 

		Und was die Klimabewegten auch gern übersehen: Deutschland ist eine Industrienation mit hohem Strombedarf und einer hohen Grundlast. Dennoch hat sich das Land entschieden, seine Atommeiler in den kommenden Jahren abzuschalten. Die AKWs Krümmel, Brunsbüttel und Brokdorf sollen zwischen 2009 und 2019 stillgelegt werden. Atomkraftwerke liefern bislang knapp ein Drittel des Stromes in Deutschland. Irgendwann schlägt der fehlende Atomstrom zu Buche. Diese Lücke muss geschlossen werden. Sonst verlassen international operierende Unternehmen den Standort Deutschland nicht nur aus Arbeitskostengründen, sondern auch, weil die Stromversorgung nicht sicher ist und/oder weil der Strom teuer, da knapper, wird. 

		Die bundeseigene Deutsche Energieagentur (Dena) hatte im März 2008 in einer Analyse vorgerechnet, dass die 
				Kraftwerkskapazitäten
			in Deutschland in naher Zukunft nicht mehr ausreichen werden, um die heimische Stromnachfrage zu decken. »Bereits ab 2012 wird nicht mehr genügend gesicherte 
				Kraftwerksleistung
			zur Verfügung stehen, um die Jahreshöchstlast zu decken.« Bis 2020 könnte die Differenz 11 700 Megawatt betragen, das entspricht einer Kapazität von 15 Großkraftwerken. Die Prognosen basieren sogar auf optimistischen 
				Regierungsplanungen
			. Diese gehen davon aus, dass sich die 
				Energieeffizienz
			in Deutschland bis 2020 verdoppeln werde. 

		
			|29|Ab 2012 droht also möglicherweise eine Versorgungslücke. Eine Versorgungslücke beschreibt die ermittelte Differenz zwischen den Energielastspitzen und der gesicherten Leistung. Dieser Abstand darf nicht unter 5 Prozent fallen. Wie dramatisch die Versorgungslücke in Deutschland eingeschätzt wird, hängt vom jeweils politischen Standpunkt und 
				wirtschaftlichen
			Interesse ab. Die Grünen sprechen naturgemäß von einer »Stromlückenlüge«, bezichtigen die Dena, industriehörigen Annahmen zu folgen, die mit falschen Zahlen operieren, und rechnen vor, dass es mit Stromeinsparung, weniger Energieexport, besserem Lastenmanagement und neuen Technologien keinen Stromengpass geben werde. 

		
			Industrievertreter malen hingegen ein düsteres Bild, das Wohlergehen der Energieversorger im Blick. »Wir müssen bis 2020 etwa 40 000 bis 50 000 Megawatt Kraftwerksleistung in Deutschland ersetzen, mehr als ein Drittel der bestehenden Leistung«, sagt Michael Feist, Präsident des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft. Das Problem ist, niemand weiß, wie viel Kraftwerke am Ende zwischen Rhein und Oder tatsächlich gebaut werden. Gründe sind nicht nur der anschwellende Protest in der Bevölkerung, sondern auch ungewisse zukünftige Kosten für Technik und Emissionsrechte. Umweltschützer klagen, dass zu viele Kohlekraftwerke hochgezogen werden, die zuständigen Ministerien sorgen sich, dass es zu wenig sind. 

		Das Umweltministerium in Berlin glaubt, dass Kraftwerke mit fossilen Brennstoffen bis 2020 noch 70 bis 80 Prozent des Stromes werden liefern müssen. 2005 stammten 73 Prozent des Stromes in Deutschland aus Braun- und Steinkohle sowie Uran, 27 Prozent lieferte allein die Kernenergie. Die Dena schlägt vor, die Atommeiler länger laufen zu lassen, und zwar um bis zu 20 Jahre. Der Kraftwerkspark müsse zudem erneuert werden. |30|Stromimporte aus europäischen Ländern seien keine verlässliche Alternative, da die gesamteuropäische Nachfrage steige und Strom knapp werde. Eine Stromlücke würde erhebliche Preissteigerungen für den Verbraucher bedeuten. 

		Mittelfristig führt daher, neben dem Ausbau erneuerbarer Energien, kein Weg an der Kohle vorbei. Sie so sauber wie möglich zu verbrennen, muss das Ziel sein. 

		Und außerhalb Deutschlands? In der ganzen Welt werden munter neue Kohlekraftwerke gebaut. In China geht jede Woche ein neues Kraftwerk ans Netz. Auch die Amerikaner beschleunigen ihren Kohleausbau. In den nächsten fünf Jahren wollen sie 37 Gigawatt neue Kraftwerkskapazität installieren, genug um 250 Millionen Tonnen Kohlendioxid zu produzieren. Jährlich. 

		Die Gruppe der aufstrebenden Industrieländer China, Indien, Südafrika und Brasilien wird 2020 durch den verstärkten Kohleeinsatz die alten Industrieländer überholt haben und weltweit am meisten Treibhausgase in die Atmosphäre blasen. Diese Länder allein werden verantwortlich sein für 70 Prozent der Zunahme an Kohlendioxidemissionen weltweit zwischen 2002 und 2030. »Emissionseinsparungen, die durch das Kyoto-Protokoll erreicht wurden, erscheinen mickrig verglichen mit dem Anstieg der Emissionen in diesen Ländern«, schreibt die Financial Times. 

		
			Aber auch jene Staaten,
				die sich unter dem Kyoto-Protokoll verpflichtet
			haben, ihre Treibhausgasemissionen zu senken, legen kräftig zu bei der Kohleverstromung. Acht EU-Staaten – darunter Italien, Polen, Spanien, Bulgarien und die Tschechische Republik – planen etwa 13 Gigawatt neuer Kraftwerksleistung bis 2012. Nach Angaben des Energieinformationsservice 
			Platts 
			wollen weltweit insgesamt 37 Länder ihre Kohlekapazitäten in den kommenden fünf Jahren ausbauen, in den vergangenen fünf |31|Jahren waren es »lediglich« 26 Staaten. Wesentlicher Motor für diesen Kohlerausch sind die steigenden Ölpreise und der wachsende
			Energieverbrauch. Dieser wird laut der Internationalen Energieagentur bis 2025 weltweit um 50 Prozent steigen. Den Löwenanteil davon trägt die Verbrennung von Kohle. Insgesamt dürften dann im Jahre 2012 in 79 Staaten 7 470 Kraftwerke am Netz sein und neun Milliarden Tonnen Kohlendioxid jährlich in die Atmosphäre pumpen – von geschätzten 31 Milliarden Tonnen aus allen Emissionsquellen. 

		Man mag dies für eine völlig falsche Richtung halten, die uns »an den Rande des Abgrundes bringen könnte«, wie David Hawkins, Klimaexperte von der Umweltorganisation Natural Resources Defense Council in Washington, sagt. Aber es ist die Richtung, die eingeschlagen wurde. Das Rad in kurzer Zeit wieder zurückzudrehen ist unrealistisch. 

		Kollektiv verhält sich die Welt so, als hätte sie noch nie etwas vom Klimawandel gehört. Und warum sollten wir es China, Indien, Südafrika und Sri Lanka verdenken? Kohle liegt genug unter der Erde, muss nicht importiert werden, die Vorkommen reichen noch für 200 Jahre. Außerdem ist der Rohstoff leichter zu verarbeiten als Erdgas und immer noch vergleichsweise billig, auch wenn die Preise seit Ende 2007 aufgrund von Lieferengpässen und hoher Nachfrage deutlich angezogen haben. Die Moderne der Schwellenländer soll, wie unsere, auch mit Kohle befeuert werden. Mit unserer Industrievergangenheit können wir nur schwer den Umweltengel spielen. Schon gar nicht, weil wir uns selbst so schwer tun, die eigene fossile Abhängigkeit zu verringern. 

		Wir müssen also noch eine Weile mit der Kohle leben. Und alle Möglichkeiten ausschöpfen, sie klimaschonender zu verbrennen. »Die gute Nachricht ist«, meint David Hawkins, »Unternehmer und Politiker sind aufgewacht. Wenn wir die neuen |32|Technologien nutzen, die Kohlendioxid aus Abgasen herausfiltern und einlagern, müssen wir nicht über den Abgrund jagen.« Amerikaner, auch als Umweltschützer, waren immer schon 
				zuversichtlicher
			, was den Glauben an technische Lösungen anbetrifft. 

		 

		*

		 

		Spremberg ist also ein Abfangversuch. Kohlendioxid unschädlich zu machen, könnte die Rettungsleine für die Kohlewirtschaft sein. 80 bis 90 Prozent des Kohlendioxids, verspricht die CCS-Technologie, könnten aus Kraftwerken herausgefiltert werden. 20 Prozent aller Treibhausgase, schätzt die Internationale Energieagentur, wären im Jahre 2050 dadurch weltweit zu verringern. 

		Prinzipiell kann Kohlendioxid von Kohle, Erdgas, Öl, aber auch Biomasse neutralisiert werden. Die weltweite Forschung konzentriert sich auf Kohle und Erdgas, da beide Ressourcen den meisten Strom produzieren. 

		Es gibt mittlerweile weltweit 31 Pilotprojekte. Vorwiegend in den großen Kohle- und Erdgasförderländern USA, Kanada, Australien und Norwegen. Dort, wo die geologischen Voraussetzungen für mögliche Lagerstätten gegeben sind. Die Größe der Versuchsanlagen reicht von 30 bis 2 000 Megawatt. 

		Die Technologie ist noch nirgendwo vollständig in Betrieb unter den Realbedingungen eines großen Kraftwerks. Die technischen Fragen, vor allem was das Filtern von Kohlendioxid betrifft, sind weitgehend gelöst, die Komponenten verfügbar. Das Problem: die Kosten und finanziellen Risiken. Kohlendioxid abscheiden und einlagern erfordert enorme Investitionen. Für ein Gaskraftwerk mit einer Kapazität von 400 Megawatt würden sich die Investitionskosten bei Einsatz eines CCS-Systems |33|verdoppeln. Der zusätzliche Energiebedarf für das Filtern und den Transport erhöht die Kosten für eine Kilowattstunde Strom beträchtlich. Um das abgetrennte Kohlendioxid verfrachten zu können, wird eine Infrastruktur benötigt, die es für die meisten Kraftwerke nicht gibt. Noch fehlen die Ergebnisse eines großen Feldversuchs. Noch gibt es zu viele Unsicherheiten, die Investoren lassen ihr Geld lieber woanders anlegen. So veranschlagt der IPCC eine Spannweite zwischen 20 und 70 US-Dollar pro eingelagerter Tonne Kohlendioxid – indiskutable Unwägbarkeiten für Kapitalgeber. Ein für die britische Regierung verfasster Report der Institution of Chemical Engineers kommt zu dem Schluss, dass die Risiken der CO2-Speicherung Investoren nach wie vor abschrecken. 

		Es fehlt außerdem an einem Rechtsrahmen. Sowohl in Deutschland als auch auf europäischer und internationaler Ebene. Wird abgefangenes Kohlendioxid beispielsweise als Abfall behandelt? Ohne entsprechende Regeln im Raumordnungs-, Wasser- oder Abfallrecht verfügen Unternehmen über keine verlässliche Planungsgrundlage. 

		Am weitesten fortgeschritten sind die technischen Fähigkeiten, Kohlendioxid abzutrennen. CO2 kann entweder vor der Verbrennung gefiltert werden, danach oder durch das 
				Oxyfuel-Verfahren
			, das Vattenfall in Spremberg testet. Im ersten Fall wird Kohle gar nicht verbrannt, sondern in ein 
				wasserstoffreiches
			Gas umgewandelt. Hierbei wird die Kohle zermahlen, erhitzt, hohem Druck ausgesetzt und in Gas umgewandelt. Kohlendioxid und andere Schadstoffe werden herausgefiltert, bevor das Gas verbrannt wird. Im zweiten Fall wird Kohlendioxid in einer Abgaswäsche im Schornstein gefiltert (end of the 
			pipe technology). Diese Technik ist am ausgereiftesten, und bestehende Anlagen können damit nachgerüstet werden. Beim Oxyfuel-Prozess wird Kohle mit hochprozentigem Sauerstoff |34|statt Luft verbrannt. Das entstehende Abgas enthält deshalb Wasser und Kohlendioxid, beides kann vergleichsweise einfach voneinander getrennt werden. 

		Doch Oxyfuel hat einen Nachteil. Die Methode funktioniert nur für Neuanlagen. Es ist eine integrierte Technik, die besonders druckresistente Kessel und Rohre verlange, erklärt Vattenfall-Mann Denis Kettlitz. Bestehende Kraftwerke könne man nur nachzurüsten, wenn sie aus getrennten Blöcken bestünden. In Spremberg musste man auch ein wenig vom Ende her denken. Wohin mit dem herausgefilterten Kohlendioxid? Die nächste Lagerstätte befindet sich in der Altmark, also muss das Gas verflüssigt werden für den Transport. Rollen erstmal die LKWs, dürfte es nicht lange dauern, bis Kohlegegner an Straßenrändern protestieren oder gar, wie beim Castor, die kühle Fracht blockieren wollen. Ihnen sei zumindest gesagt, dass die Ladung Bauern und Kühe auf der Strecke nicht bedroht. »Wir haben uns natürlich auch gefragt, was passiert, wenn ein Laster voll mit Kohlendioxid verunglückt. Doch entweichendes Kohlendioxid vermischt sich so schnell mit der Umgebungsluft, dass es nicht gefährlich ist.« 

		HTC Purenergy aus Kanada besitzt vielleicht die 
				fortgeschrittenste
			CCS-Technik nach 20 Jahren Forschungsarbeit 
			gemeinsam mit dem Greenhouse Gas Technology Center der University of Regina. HTC stellt Module her, die vorgefertigt werden, für Gas- und Kohleverbrennung einsetzbar sind, an existierende Kraftwerke und Fabriken »angedockt« werden und bis zu 1 000 Tonnen Kohlendioxid täglich abscheiden können. Nach Informationen des Global Carbon Emissions Monitor liefert HTC eines der ersten Filtersysteme, das marktreif ist. Seit Anfang 2008 kooperiert HTC mit einem australischen Energieversorger. Eine Machbarkeitsstudie soll prüfen, ob die CCS-Module für ein 2 200-Megawatt-Braunkohlekraftwerk eingesetzt werden können. Im März 2008 bekam HTC den Zuschlag, ein norwegisches |35|Gaskraftwerk auszustatten und die komplett notwendige Infrastruktur zu bauen, vom Filtern, Transportieren über Pipelines bis hin zum Lagern in unterseeischen Gesteinsschichten – weltweit das bislang größte Erdgasprojekt mit dieser Technik. »CCS-Systeme zu errichten wird in einigen Jahren genauso normal sein wie Ölplattformen oder andere Fördereinrichtungen für Rohstoffe«, sagt HTC-Firmenchef Lionel Kampeitz. 

		Es gibt weltweit wahrscheinlich kein Land, wo die CCS-Technik höher auf der politischen Agenda rangiert als in Norwegen. Erklärtes Ziel der Regierung ist es, die Reduktionsvorgaben des Kyoto-Protokolls vor allem durch technologische Kraftakte im eigenen Land zu erreichen. Bereits seit 1996 testet Norwegen die CO2-Speicherung in der Erdgasförderung im Sleipner Vest Gasfeld in der Nordsee. Eine Million Tonnen Kohlendioxid wurden seither gefiltert und tausend Meter unter dem Meeresboden eingelagert – die bislang einzige Lagerstätte dieser Art weltweit. Von den drei großen Versuchsanlagen, die derzeit in Bau sind, ist das Mongstad-Projekt von Statoil nahe Bergen richtungsweisend. Nach der laufenden Pilotphase soll 2014 das erste komplette Kraftwerk – Kraftwärmekopplung befeuert mit Erdgas – in Betrieb gehen, das jährlich 1,5 Millionen Tonnen Kohlendioxid abfangen und einlagern kann. Dies würde den Übergang vom Forschungs- zum Betriebsstadium markieren. Soll die CCS-Technik kurzfristig dabei helfen, noch effektiver Öl und Gas zu fördern, wird Kohlendioxid nach Ansicht der norwegischen Regierung langfristig am besten in leer gepumpten Gasfeldern unter dem Meeresboden gebunkert. 

		Geeignete Lagerstätten zu finden ist wohl die größte Herausforderung. Wie reagieren Gestein, Sande und Mineralien auf Kohlendioxid? Halten sie das eingepresste Gas für die kommenden Jahrtausende? Entweicht es schleichend aus den 
				Gesteinsschichten
			und macht damit die Einspareffekte wieder zunichte? |36|Was die Altmark betrifft, ist Denis Kettlitz überzeugt, dass sie dichthalten wird. »Schließlich haben die Gesteine dort auch Erdgas über Jahrmillionen gespeichert.« Das 
				Geoforschungszentrum
			Potsdam, das die alten Erdgasfelder während des Vorhabens untersucht, bohrt derweil auch in Brandenburg nach weiteren Speichern. In Ketzin sollen bis 2010 für Europas größten
			Untergrundspeicher 60 000 Tonnen Kohlendioxid in 700 Meter Tiefe gepumpt werden. Die darüberliegenden Gips- und Tonschichten dienen als eine Art geologische Abdeckplatte. 

		In den USA wird bereits seit 2003 mit massiver staatlicher Hilfe nach geeigneten unterirdischen Speichern gesucht. Das Energieministerium startete eine zehnjährige 
				Forschungsinitiative
			gemeinsam mit Universitäten, Firmen und Behörden, um die CCS-Technik schnellstmöglich einsatzbereit zu machen und zu vermarkten. Die erste Forschungsphase förderte zu Tage, dass in den USA Speicherkapazitäten von insgesamt 3 000 Milliarden Tonnen zur Verfügung stehen, die tausend Jahre lang das von Nordamerikas Kohle- und Gaskraftwerken ausgestoßene Kohlendioxid endlagern können. 

		Solche Zahlen beeindrucken die Gegner freilich nicht. Für sie ist die Technologie bereits gescheitert, bevor sie überhaupt zum Einsatz kommt. 

		Da ist zunächst das Gefühl, eine verständliche Abneigung, das man ein Problem einmal mehr nur vergräbt. Erde auf, Gas rein und hoffen, dass alles gut geht. Man denkt an Atommüll, der möglichst tief in Salzstöcken oder ausgedienten 
				Bergwerksschächten
			eingebunkert wird. Über die Endlichkeit und Gefahren solcher Endlager ist viel gesagt worden. Doch Kohlendioxid ist kein tödlicher radioaktiver Müll. 

		Viele Umweltschützer sehen CO2-Speicherung als »Greenwashing« für eine kohlebesessene Energiewirtschaft. Sie lehnen Kohle ohnehin ab, wie können sie da eine Technik begrüßen, |37|die das Leben der Kohle verlängert? Sie sehen, dass die heutige, auf fossile Energieträger setzende Infrastruktur langfristig nur zementiert würde. Und bis die CCS-Technologie überhaupt im großen Maßstab einsatzfähig ist, würden noch viele weitere Dreckschleudern gebaut. 

		Die Skeptiker führen im Wesentlichen sechs Punkte gegen das Einlagern von Kohlendioxid ins Feld: 

		
				
				Erstens werden maximal nur etwa 90 Prozent des Gases aus den Schornsteinen herausgefiltert. 

			

				
				Zweitens müssen für Abscheiden und Verpressen zusätzlich bis zu 30 Prozent mehr Energie aufgewendet werden, die dann auch wieder gefiltert werden müssen, wofür wieder mehr Energie aufgewendet werden muss und so weiter. 

			

				
				Drittens wird befürchtet, dass Kohlendioxid aus Lagerstätten wieder entweichen könnte. 

			

				
				Viertens: Wird Kohlendioxid in Öl- oder Erdgasfelder gepumpt, die nach bisherigem Stand der Technik als ausgeschöpft galten, kann nun noch mehr Erdöl und Erdgas gefördert werden – fossile Rohstoffe, von denen wir uns eigentlich verabschieden sollten. 

			

				
				Fünftens: Kraftwerke mit CCS-Technik werden am besten nahe geeigneter Lagerstätten gebaut, was bislang selten der Fall ist. Will man die Standorte nicht verlagern (
						unwahrscheinlich
					), wird eine neue Transportinfrastruktur benötigt. 

			

				
				Sechstens wird die Technik vermutlich erst in zehn bis 20 Jahren marktreif sein und ist dann möglicherweise teurer als Wind- und Sonnenenergie. Die kommenden 20 Jahre sind laut Klimastudien jedoch genau jener kritische Zeitraum, in dem es gelingen muss, den Klimawandel in Schach zu halten – eine gigantische finanzielle und materielle 
						Ressourcenverschwendung
					für den falschen Weg, so die Kritiker. 

			

		

		
			|38|Die britische Working Group on Climate Change and Development – ein Zusammenschluss von Entwicklungs- und 
				Umweltorganisationen
			– forderte Ende 2007 deshalb in einer Studie, dass Energiekonzerne und Kapitalgeber ihre Investitionen in Kohle und Öl auslaufen lassen sollen. Stattdessen müsse viel »aggressiver« in erneuerbare Energie investiert werden. Geld weiterhin in Kohle und Öltechnologien zu pumpen, sei kontraproduktiv, so die Autoren. Industrieländer könnten durch eine Effizienzrevolution ihre Treibhausgasemissionen drastisch senken. 

		Niemand bestreitet dies. Dennoch werden alle 
				energieeffizienten
			Systeme, intelligenten Technologien und erneuerbaren Energien kurz- und mittelfristig keine Entlastung auf dem deutschen und europäischen Strommarkt bringen, international erst recht nicht. Und wie dargelegt, sind wir noch weit davon entfernt, dass erneuerbare Energien Grund- und Spitzenlast der Stromversorgung übernehmen können. Außerdem: Kraftwerke, die jetzt ans Netz gehen, haben eine Laufzeit von bis zu 60 Jahren. 

		Kohle wird also gebraucht. Damit auch CO2-Speicherung. Auch für den Übergang in eine kohleärmere Zukunft. Auch, damit man den aufstrebenden Industriestaaten eine Technologie anbieten kann, die versucht, wirtschaftliche Entwicklung und Klimaschutz unter einen Hut zu bringen. Indien und China fangen mit der Kohle jetzt erst richtig an und werden auch noch in 20 Jahren Unmengen zur Stromproduktion einsetzen. Darum muss die CCS-Technologie weiter erforscht und so rasch wie möglich verfügbar gemacht werden. Darum ist es sinnvoll, dass Subventionen in die Erforschung von Lagerstätten fließen. 

		Das Argument der Kritiker, die CCS-Technik sei noch zu wenig ausgereift, ist unseriös. Dies gilt schließlich für jede neue Technologie
			|39|. Auch Windturbinen und Photovoltaik gingen irgendwann einmal an den Start, ihre Entwicklung und Marktreife wurde und wird mit Millionensummen an Steuergeldern subventioniert. Und wie bei erneuerbaren Energien auch, lassen sich die technischen Probleme der CO2-Speicherung nach Ansicht von Fachleuten am ehesten lösen. Die Frage ist vielmehr, ob und wie sich die Technologie rechnet und wirtschaftlich betrieben werden kann. 

		Keine Frage ist, dass CCS enorme Investitionen verlangt. Eine neue Infrastruktur muss errichtet werden. Dort, wo man Kohlendioxid in Erdgas- und Erdölfelder pumpen kann und somit die Fördermenge erhöht, können die zusätzlichen Einnahmen gegen die Investitionskosten aufgerechnet werden. Das 
				US-Energieministerium
			glaubt, dass sich die eigenen Ölreserven dadurch vervierfachen lassen. 

		Für Vattenfall in Deutschland geht es um die Frage, ob CCS am Ende teurer ist als der Emissionshandel. Der Preis für eine Tonne Kohlendioxid könnte auf 50 Euro bis 2012 klettern, meint Analyst Kris Voorspools von der Fortis-Bank in Brüssel. Bestehende und geplante Kohlekraftwerke könnten damit zu »
				Investitionsruinen
			« werden. Es sei denn, man verfügt über CCS. »Wir glauben, dass sich CCS-Anlagen rechnen bei einem 
				Emissionsrechtepreis
			ab 20 bis 25 Euro pro Tonne Kohlendioxid«, erklärt Denis Kettlitz. Für das Unternehmen ginge es bei der CO2-Speicherung um einen Weg, Kohle langfristig wirtschaftlich zu verstromen. 

		Die deutsche Kohlelobby fürchtet jedoch genau das Gegenteil. Sie betrachtet die CCS-Technologie offenbar weniger als eine Chance denn als Gefahr. CCS treibe die Kosten in die Höhe und mache damit Kohle weniger wettbewerbsfähig. »Dies könnte bedeuten, dass sich die Stromerzeugung verschiebt zugunsten anderer Energieträger«, lamentiert der Gesamtverband Steinkohle
			|40|in einem Strategiepapier. Die Interessenvertreter sorgen sich vor allem, dass CCS eines Tages als rechtsverbindlicher Standard vorgeschrieben werde. Das wäre »unverantwortlich«. Davon sind wir in Europa allerdings noch weit entfernt, auch wenn einige Parlamentarier in Brüssel oder Berlin darüber sinnieren. Die Politik setzt derzeit auf Forschungsförderung wie zum Beispiel im Rahmen des Geotechnologien-Programmes, bei dem das BMBF die Suche nach geeigneten Lagerstätten unterstützt. 

		Der Staat sollte in dieser Phase der Entwicklung einer 
				vielversprechenden
			, aber sehr risikoreichen Technologie nach Ansicht vieler Experten die entscheidende Rolle einnehmen. Die Situation ist vergleichbar mit den fünfziger bis siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts, als die Nukleartechnik vorangetrieben wurde. »Der Staat muss die strategischen Weichen stellen, die ersten Risiken auf sich nehmen«, sagt der norwegische 
				Energiespezialist
			Nils A. Roekke vom Forschungszentrum SINTEF. Die Internationale Energie Agentur kommt zu dem Schluss, die Kosten seien so hoch, dass ein Anschub nicht ohne staatliche Hilfe funktionieren könne. Ohne staatliche Rückendeckung werden nach Umfragen des New Energy Finance Magazins unter Amerikas Risikokapitalgebern diese ihr Geld nicht in CCS investieren. 

		Dass der CCS-Technologie zum Durchbruch verholfen werden sollte, dafür gibt es noch einen anderen entscheidenden Grund. Die Industrieländer benötigen sie als 
				Verhandlungsangebot
			gegenüber den Entwicklungsländern, als Beweis, dass sie gewillt sind, die historische Verantwortung zu schultern. In den Klimaverhandlungen zu einem Post-Kyoto-Vertrag muss man den selbstbewussten Indern und Chinesen Türen öffnen können nach dem Motto »Kohle ja, aber bitte so wenig klimaschädlich wie möglich«. Europa und die USA müssen dabei in |41|Vorleistung treten, nicht nur, wenn es darum geht, Energie effizienter zu nutzen und aus erneuerbaren Ressourcen zu produzieren. Niemand kann derzeit mit Gewissheit sagen, wie sich der Markt für Emissionsrechte entwickeln wird, unwahrscheinlich ist jedoch, dass Öl- und Gaspreise dramatisch sinken. Vielleicht werden erneuerbare Energien bis 2020 wirtschaftlicher sein als Kohle und auch die technischen Möglichkeiten ausgereifter, die schwankenden Energiequellen Wind und Sonne stabil ins Stromnetz einzuspeisen. Aber kohlehungrige Schwellenländer brauchen dringend eine Brücke in eine emissionsärmere Zukunft. 

		Wie kann man China, Indien und Brasilien beeinflussen? Entscheidend wird das Verhalten der Europäer und mehr noch der Amerikaner sein. Sie können China am ehesten überzeugen, Kraftwerke mit CCS-Technologie zu bauen. »Die Chinesen sind nicht in der Lage, dies aus sich selbst heraus zu tun. Sie brauchen die Hilfe der Europäer und Amerikaner und deren gutes Beispiel«, glaubt Philip Andrews Speed vom Centre for Energy, Petroleum and Mineral Law and Policy der University Scotland. 

		 

		*

		 

		Made in China. Das sind 80 Prozent der Produkte in den Regalen von Wal-Mart, DVD-Player im Mediamarkt, Mobiltelefone, Computerzubehör, H&M-Jacken und: Das ist 2009 wahrscheinlich auch der höchste Ausstoß an Treibhausgasen weltweit. 

		Die zweistelligen Wachstumsraten der chinesischen Wirtschaft sind etwas, das man in der Hauptstadt Peking jeden Tag sehen und riechen kann. Die Luft ist eine milchiggraue Suppe aus Kohlenstaub, Autoabgasen und Baustellendreck. Wie ein Schleier umhüllt sie die unzähligen Baukräne, 
				Hochhausskelette
			
			|42|, fertigen Glastürme und legt sich über die zehnspurigen Schnellstraßen. 

		Einmal im Jahr, zum Neujahrsfest, kann man den Unterschied erleben. Wenn die Baustellen für ein, zwei Wochen ruhen, die Fabriken still stehen, die Straßen leer sind. Dann ist die Luft klar, der Himmel blau und die Sonne keine diffuse Lichtquelle. Kaum springen die Motoren danach wieder an, zieht der Smog auf. 

		Die Ursache für das toxische Gemisch hat vor allem einen Namen: Kohle. Sie verändert nicht nur das globale Klima, sondern vergiftet auch die chinesische Luft, erzeugt Smog und Sauren Regen. 16 von 20 Städten mit der schlechtesten Luftqualität weltweit befinden sich in China. 80 Prozent der chinesischen Städte weisen Konzentrationen von Stick- und Schwefeloxiden auf, die über den Grenzwerten der 
				Weltgesundheitsorganisation
			liegen. Rund eine Million Menschen sterben jährlich in China durch Luft- und Umweltverschmutzung. Kein Wunder, dass Marathonläufer bei den Olympischen Spielen dies ihren Lungen in Peking nicht zumuten wollten und ihre Teilnahme absagten. 

		Und das Problem könnte sich noch zuspitzen. Bis 2020 soll sich Chinas Energieverbrauch verdoppeln. Selbst der massive Ausbau von Wind- wie Wasserkraft und Atommeilern wird den Kohlehunger nur leicht abschwächen. China verfügt über keine großen Öl- und Gasreserven. Aber es sitzt auf riesigen Kohleverkommen, 13 Prozent der weltweiten Reserven. Das Land hat genug Kohle, um sein gegenwärtiges Wirtschaftswachstum für mehr als hundert Jahre aufrechtzuerhalten. 71 Prozent des Stromes werden aus Kohle erzeugt. 

		Wie abhängig das Land von Kohle ist, konnte man im Februar 2008 erleben. Heftiger Schnee und Eisstürme hatten weite Teile des Landes zu Beginn des chinesischen Neujahrsfestes |43|lahmgelegt. Millionen Reisende saßen fest auf Bahnhöfen und Flughäfen. Millionen Menschen hatten keinen Strom, weil die Kohlewaggons im Schnee stecken blieben. Die Regierung beorderte daraufhin zwei Millionen Soldaten zum Wintereinsatz. Und Präsident Hu Jintao stiefelte medienwirksam durchs Kohlerevier. 

		Doch die gute Nachricht: Chinas Führung weiß um das Kohle- und Energieproblem. Sie weiß, sollte das Land Kohle genauso zügellos nutzen wie die alten Industrieländer, gefährdet es einen Großteil seiner Modernisierungserfolge der vergangenen Jahrzehnte. Und sie weiß, das Chinas Energieeffizienz im internationalen Vergleich miserabel ist. Um einen US-Dollar Bruttosozialprodukt zu produzieren, braucht die chinesische Wirtschaft 3,5-mal so viel Energie wie der weltweite Durchschnitt. Doch mit dem Verschwenden von Ressourcen soll nach dem Willen der Regierung Schluss sein. Schon bis 2010 will man die Energieeffizienz um 20 Prozent erhöhen. 

		Geht es in China um Energie und Kohle, kollidieren, wie in vielen anderen Bereichen auch, zwei Welten: die maroden, dreckigen Fabriken ohne jegliche Standards – und Kraftwerke, die so auch in Deutschland stehen könnten. 

		China kann, wenn es will. Es nutzte die Olympiade, um sich als Land der Supermoderne zu präsentieren. Es feierte eine Show der Hochtechnologien, errichtete ein futuristisches Stadium, das Regenwasser sammelt, um den Rasen zu wässern, pflanzte Millionen Bäume, bestückte das Olympische Dorf mit Solarzellen, schickte 3 000 Elektrobusse auf die Straßen und installierte am berüchtigten Platz des Himmlischen Friedens nur noch Energiesparlampen. Die Stadtverwaltung von Peking war und ist ernsthaft bemüht, die vielen kleinen aus Maos Zeiten stammenden Kohleöfen und Gießereien zu schließen und durch neue zu ersetzen, die über eine Abgasreinigung nach europäischem |44|Vorbild verfügen. Doch wann immer in der Hauptstadt die industriellen Methusaleme dicht machen müssen, rollen ihnen andere Provinzen den roten Teppich aus – so viel zur Macht des chinesischen Zentralismus. 70 Prozent der Luftverschmutzung in Peking stammt mittlerweile von Fabriken außerhalb der Stadtregion, fanden amerikanische Forscher jüngst heraus. 

		Überall im Reich der Mitte werden Kraftwerke hochgezogen, deren Turbinen, Generatoren und Abgasfilter zum Modernsten gehören, was es derzeit auf dem Markt gibt. Zouxian, das zweitgrößte Kohlekraftwerk in China, betrieben von Huadian Power, und Waigaoquiao bei Shanghai mit Siemens-Technik sind zwei Beispiele. Ausländische Partner wie die deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) vermitteln chinesischen Kraftwerksbetreibern deutsches Know-how und leisten dabei Exportschützenhilfe für Siemens, Evonik und Co. Sollte sich dieser Trend fortsetzen, hoffen Optimisten, könnte der Kohleanteil an der Stromproduktion in China bis 2020 von heute 71 auf dann 60 Prozent sinken. 

		»Der Wechsel zu sauberer und umweltfreundlicher Kohle ist unvermeidbar, der Schlüssel dazu ist Technologietransfer«, erklärt Jun Ying, Journalist und Bürochef des Magazins New 
			Energy Finance in Peking. Das sei in den Köpfen der Regierung und Parteifunktionäre längst angekommen. Sie würden die großen Energieversorger drängen, ihre alten Drecksschleudern durch moderne Kraftwerke zu ersetzen. »Für jedes neu gebaute Kohlekraftwerk müssen mehrere alte stillgelegt werden.« Ein Gesetz verlange zudem, dass alle neuen Kraftwerke mit 
				Entschwefelungstechnik
			und Abgaswäsche ausgestattet seien. 

		Jun Ying spricht fließend Englisch, hat lange in London gelebt und kehrte vor zwei Jahren wie so viele Glücksritter wieder nach Peking zurück. »Energieeffizienz, erneuerbare Energien und sauberere Kohle – das sind die Top-Themen hier.« 

		
			|45|Dabei ginge es bei Kohle erstmal überhaupt nicht darum, übermorgen die CCS-Technologie einzuführen. Hätten chinesische Kraftwerke moderne Standards und einen höheren Wirkungsgrad, würde man nicht nur eine Unmenge Kohlendioxid einsparen. Den Smog wäre man auch los, Ressourcen würden geschont und Geld gespart. Wird zum Beispiel der Wirkungsgrad eines 500-Megawatt-Kohlekraftwerks auch nur um 1 Prozent gesteigert, werden 60 Tonnen Schwefeldioxid, 100 Tonnen Stickoxide und 35 000 Tonnen Kohlendioxid pro Jahr weniger in die Luft geblasen. 

		China müsse sich rasch an europäische Kraftwerksstandards heranarbeiten, meint Jun Ying. Das geht damit los, dass Kohle vor dem Verbrennen gewaschen werden müsste. In 
				Industrieländern
			werde Kohle zum Teil zu 100 Prozent gewaschen, in China sind es nur 33 Prozent. Kohle mit niedriger Qualität sollte zudem zu Briketts gepresst werden, damit ließe sich der Wirkungsgrad spürbar erhöhen. In Sachen Kohleverbrennung setze China immer mehr auf die sogenannte »
				Ultra-Supercritical-Technology
			«, bei der Kohle mit höherem Dampf und höheren Temperaturen verfeuert wird, wobei weniger Emissionen freigesetzt werden. Das erste Kraftwerk, gleichzeitig weltweit das größte mit vier Gigawatt, nahm im November 2007 seinen Betrieb auf, nutzt deutsche Kraftwerkstechnik und erreicht einen Wirkungsgrad von 45 Prozent. 

		Während China bei der Kohleverstromung immer mehr auf moderne Technik setzt, geht es allerdings in der Kohleförderung oft noch mittelalterlich zu. Der Bergbau ist verantwortlich für Tausende Tote jährlich, er setzt das Grubengas Methan frei, das um ein Vielfaches klimaschädlicher ist als Kohlendioxid und, wenn nicht fachgerecht in den Stollen abgefangen, lebensgefährlich sein kann. 

		China hat weltweit die gefährlichsten Kohlegruben. 2006 starben
			|46|offiziell 4 750 Kohlekumpel in den chinesischen Bergwerken, das sind 80 Prozent der weltweit registrierten Todesfälle. 2007 wurden 3 780 tote Bergleute gemeldet. In den vergangenen zwei Jahren hat die Regierung bereits Hunderte alter unsicherer Gruben geschlossen. Weitere 5 000 Kohleminen sollen folgen, die immerhin rund 8 Prozent der landesweiten Förderung ausmachen. Bis 2010 soll zudem bei 40 Prozent der Zechen das Grubengas aufgefangen werden, so zumindest der Plan der Regierung. 400 Millionen US-Dollar sollen in Pipeline-Systeme investiert werden, die das Methan abtransportieren können. 

		Björn Odenbro entwickelt und co-finanziert 
				Klimaschutzprojekte
			, die Grubengas auffangen, in Generatoren leiten, die in die Kohleschächte gebracht werden und dort Strom erzeugen, der direkt ins Stromnetz eingespeist wird. Das rettet Leben, hilft dem Klima und liefert Energie. »Der Kohlebedarf ist enorm, Strom wird immer wieder rationiert, und die Kohlereserven sind auf einem niedrigen Stand – alles Gründe, dass viele unsichere und illegale Minen weiter genutzt werden«, berichtet er. 

		Odenbro arbeitet für die schwedische Firma Tricorona, ein ehemaliges Bergbauunternehmen, das vor wenigen Jahren in den Emissionshandel eingestiegen ist. Er studierte daheim Wirtschaft, packte seinen Koffer und ging nach China, weil er beim »neuen Goldrausch« dabei sein will. Mit 29 Jahren leitet er bereits das Büro in Peking, beschäftigt 13 Mitarbeiter und braucht für das schnell wachsende Geschäft schon wieder sieben neue Leute. Aus seinem Bürofenster blickt man auf ein stattliches Kohlekraftwerk, das vor wenigen Jahren noch am Rande des Stadtzentrums lag, heute aber von Shopping Malls und Hochhäusern umstellt ist. »Als wir hier einzogen, kam grauer, schwarzer Qualm aus dem Schornstein. Heute ist es nur noch weißer Dampf«, erzählt er. 

		
			|47|Grubengas unschädlich zu machen ist Neuland für Odenbro. Tricorona investierte bislang überwiegend in erneuerbare Energien, meist Wasserkraft. 85 Projekte hat das Unternehmen in China mit auf den Weg gebracht. Für die eingesparten 
				Treibhausgasemissionen
			solcher Vorhaben können Emissionsgutschriften ausgestellt werden, die von Tricorona zunächst aufgekauft und dann an Unternehmen in Europa und Japan verkauft werden. 

		China ist weltweit der größte Markt für solche 
				Klimaschutzprojekte
			, möglich gemacht durch den Clean Development Mechanism (CDM) des Kyoto-Protokolls (siehe das Kapitel »Wandel durch Handel«). Nach dem Prinzip, Emissionen zu senken, wo es preiswerter ist, und dabei nachhaltige Entwicklung zu fördern, kann Vattenfall so zum Beispiel Wind- und Solaranlagen oder nun auch sauberere Kohlekraftwerke in China co-finanzieren und die dadurch erreichten Emissionseinsparungen sich selbst anrechnen lassen. Das Geschäft brummt. Immer mehr Firmen wie Tricorona öffnen Zweigstellen in Peking oder Shanghai. 

		Kohle muss und wird bei diesen CDM-Vorhaben einer der zentralen Investitionsschwerpunkte in den kommenden Jahren sein, glaubt Björn Odenbro. Moderne Kraftwerke müssten gefördert werden. Auch er würde gern mehr solcher Projekte entwickeln. Doch die chinesische Regierung reguliert den Markt für Emissionsgutschriften sehr stark. Ausländische Firmen können zwar Projekte co-finanzieren, aber diese müssen in chinesischer Hand bleiben. Und die chinesische Regierung verlangt – als einziges Land weltweit – einen Mindestpreis für Emissionsgutschriften. 

		Der Ökonom Odenbro sah sich nie als Umweltschützer. »Doch nun bin ich einer geworden.« Er glaubt an das Kyoto-Protokoll, das privates Kapital für den Klimaschutz mobilisiert, er glaubt, Umweltschutz und nachhaltiger Ressourcenumgang hätten die besten Chancen, wenn sich damit Geld verdienen lasse, und er |48|glaubt, dass »wir derzeit den Beginn eines neuen Kapitalismus erleben«. Selbst im staatskapitalistischen China. 

		Ende 2007 schloss die Huadian Gruppe, einer der größten staatseigenen chinesischen Stromerzeuger, einen Vertrag mit der Deutschen Bank und der Emissionshandelsfirma 
			EcoSecurities, der Emissionsscheine im Wert von 30 Millionen Euro pro Jahr sichern soll. Diese stammen aus vier modernen 
				Kohlekraftwerken
			, die drei Millionen Tonnen Kohlendioxid einsparen sollen. Huadian plant, Emissionsgutschriften von weiteren zehn Kraftwerken zu verkaufen. 

		Frank Lee, ein höflicher Mann im feinen Zwirn, ist Manager bei EcoSecurities. In seinem Büro hängt ein Foto von ihm mit Al Gore, umringt von den chinesischen Mitarbeitern. Der Blick nach draußen fällt auf die dunstverhangene Skyline. EcoSecurities ist ein Pionier und mittlerweile »Big Player« im 
				Emissionshandelsgeschäft
			, mit Filialen in 36 Ländern. Lee sagt, dass die Tage vorbei seien, da chinesische Energieversorger noch passiv waren im Emissionshandel und hofiert werden mussten. Heute hätten sie hierfür ihre eigenen Abteilungen und Fachleute. 

		China ist bisher das einzige Land, das Bemühungen, Kohle klimaschonender zu verbrennen, in den Emissionshandel aufnimmt. Es dauerte acht Monate, bis die Kohleprojekte vom zuständigen UN-Akkreditierungsbüro genehmigt wurden, das entscheidet, ob ein Vorhaben gemäss den Kriterien des Kyoto-Protokolls tauglich ist für den Emissionshandel. Der erwartete Erlös aus den Emissionsgutschriften sei für die 
				Energieversorger
			und deren Geldgeber ein finanzieller Anreiz, in solche modernen Kraftwerke stärker zu investieren, sagt Lee. Emissionsgutschriften erhöhen die Profitabilität eines 
				Energieunternehmens
			und machen es für Banken kreditwürdiger. Lee ist überzeugt: »Kohle wird im chinesischen Klimaschutzmarkt einer der wichtigsten Geschäftsbereiche werden.« 

		
			|49|Ob Klimaschutzmarkt und Emissionshandel jedoch geeignete Mittel sind, marode in moderne Kohlekraftwerke umzuwandeln oder ob andere Wege wie Investitionshilfen und -fonds für den Technologietransfer sinnvoller sind, ist umstritten. Abgesehen davon, dass für viele Klimaschützer »sauber« und »Kohle« ein Antagonismus bleibt, stellt sich die Frage, ob der Emissionshandel nicht ausgehöhlt und geschwächt wird. 

		Für die Beteiligten ist es zunächst ein prima Geschäft. Eco-Securities hat ja auch nicht nur das Klima im Auge, sondern die eigenen Bilanzen. Die Käufer der Emissionsgutschriften, seien es Zementfirmen oder Energieversorger aus Spanien oder Deutschland, sind zufrieden: Sie erhalten eine garantierte Menge zu einem garantierten Preis, denn die Kohlekraftwerke sind überwiegend im Besitz des chinesischen Staats, und der kann diese Garantien geben. Da Kohlekraftwerke eine große Zahl Emissionsrechte produzieren, besteht die Gefahr, dass sie den Markt überschwemmen, dadurch den Preis drücken und somit den Anreiz für Firmen in Europa und Japan senken, eigene Anstrengungen zu unternehmen, wenn es darum geht, Emissionen zu verringern (mehr dazu im Kapitel »Handel durch Wandel«). Es ist der alte Vorwurf der Gegner, dass Emissionshandel am Ende dazu führt, dass die Hauptverursacher in den Industriestaaten untätig bleiben. 

		Und warum soll der Klimaschutzmarkt aushelfen, wenn die Regierung diese Projekte ohnehin plant und finanzieren will? »Es geht um den zusätzlichen Anreiz«, meint Lee. Die chinesischen
			Energieversorger würden nicht im Geld schwimmen. Der Kohlepreis steige, die Gewinne seien gering, da der Staat niedrige Energiepreise subventioniere. Gleichzeitig müssten sie viele neue Kraftwerke bauen und hätten einen riesigen Kapitalbedarf. 

		
			|50|Lee glaubt jedoch nicht, dass Investitionen in sauberere Kohle eine überragende Rolle im weltweiten Emissionshandel spielen werden. Aber für Länder wie China und Indien, wo der Problemdruck so groß sei, dürften sie ein wichtiger Katalysator sein. 

		Ob und wie CCS-Technologie in den Emissionshandel integriert werden kann, wird derzeit diskutiert. Grundsätzlich erkennt das Kyoto-Protokoll das Einlagern von Kohlendioxid als eine effektive Möglichkeit an, den Klimawandel abzuschwächen. Viele methodische und rechtliche Fragen sind jedoch noch offen. CCS-Technik verhindert oder zerstört keine Treibhausgase, sondern lagert sie ein. CDM-Kriterien verlangen, dass Kohlendioxid tatsächlich, messbar und langfristig vermieden wird. Voraussetzung ist also, dass CO2 auch in den alten Salzstöcken und Ölfeldern bleibt. Die Risiken, dass Kohlendioxid, einmal in leergepumpte Lagerstätten injiziert, dort wieder entweicht, sind vergleichsweise gering. Größer ist die Gefahr, dass es durch technische Fehler oder Unfälle beim Injizieren in die Atmosphäre gelangt. Neben den technischen Hürden und hohen Kosten muss zum Beispiel geklärt werden, wer für undichte Stellen haftet und – damit zusammenhängend – wie die Grenzen von Lagerstätten bestimmt werden. Heikel und ein gutes Beispiel dafür, wie kompliziert Klimaberechnungen sind, ist die Frage, ob Kohlendioxid in noch bestehende Erdgasfelder gepumpt werden darf, um so den letzten Kubikmeter Gas herauszupressen. Schließlich führen verminderte Treibhausgase dadurch direkt zu neuen CO2-Emissionen. Andererseits ist es erheblich weniger energieintensiv, eine vorhandene Lagerstätte restlos auszuschöpfen, als ein neues Erdgasfeld aufwändig zu erschließen. 

		Um CCS-Technologie in China einzusetzen gibt es mehrere internationale Initiativen, unterstützt von multilateralen Institutionen, die einen Technologietransfer ermöglichen wollen, |51|sollte CCS marktreif sein. Wo, wenn nicht in China, sollte diese Technik angewendet werden, lautet ihr gemeinsames Credo. Internationale Kooperationen wie die EU-China-Partnerschaft führen Fallstudien durch, kalkulieren künftige 
				Energieszenarien
			unter Einsatz von CCS, mit dem Ziel, 2014 ein Pilotprojekt anzufahren. Auch das sechste Forschungsrahmenprogramm der EU nimmt sich mit dem COACH-Projekt (»Cooperation Action within CCS China-EU«) des Themas an und prüft die 
				Einsatzmöglichkeiten
			. 

		China ist außerdem Mitglied im Carbon Sequestration Leadership Forum, einer Vereinigung von 20 Staaten – einschließlich USA, Indien, Russland, Südafrika und EU –, um CCS zu fördern. Dabei kooperieren zum Beispiel das 
				US-Energieministerium
			und das chinesische Wissenschafts- und 
				Technologieministerium
			bei der Suche nach geeigneten geologischen Lagerstätten in China. Das EU GeoCapacity Project, 2006 ins Leben gerufen, das die geologische Speicherkapazität von Lagerstätten in Europa untersucht, hat seine Forschung auf China ausgedehnt. 

		Dass auch China Bedeutung und Potenzial der CCS-Technik erkannt hat, unterstreicht der Nationale Wissenschafts- und Technologieplan von 2005, in den die Regierung CCS aufgenommen hat. Anders als die chinesische Staatsführung zeigen private Unternehmen bislang allerdings wenig Interesse. 

		Es gilt als unwahrscheinlich, dass China selbst finanzielle Anreize für seine Unternehmen bereitstellt, um die CO2-Speicherung zu nutzen. Die enormen Investitionskosten schrecken chinesische Firmen vom Einsatz ab. Zudem unterliegt China keinen Emissionsverpflichtungen nach dem Kyoto-Protokoll. Soll die CCS-Technologie in China Fuß fassen, müssen 
				Industriestaaten
			und der private Kapitalmarkt die nötigen Finanzmittel mobilisieren. 

		
			|52|Aus Sicht globaler Klimagerechtigkeit ist dies nur fair. China ist die Fabrik der Welt. 80 Prozent der Lieferfirmen für Wal-Mart sind chinesische Produzenten. Die USA »sparten« 1 711 Millionen Tonnen Kohlendioxid zwischen 1997 und 2003 durch den Import von Waren aus China, statt sie selbst zu fertigen. Internationale Unternehmen verlagern ihre Produktion nach China. Aber ihre Aktien werden weiter in den Industrieländern gehandelt. So emittiert Großbritannien offiziell nur 2 Prozent der globalen Treibhausgase. Aber Unternehmen, die an der Londoner Börse gehandelt werden, sind verantwortlich für rund 12 Prozent der weltweiten Emissionen. Würde man Großbritanniens »Emissions-Outsourcing« energie- und 
				emissionsintensiver
			Fertigung von der Insel nach Asien berücksichtigen, so hat Energieexperte Dieter Helm von der Oxford University vorgerechnet, würden die beeindruckenden Verminderungen der britischen Treibhausgase von 15 Prozent seit 1990 stattdessen um 19 Prozent steigen. 

		Auch die Verhandlungspartner für ein 
				Nachfolgeabkommen
			zum Kyoto-Protokoll haben darum erkannt, dass die Welt nicht umhinkommt, China und andere kohlesüchtige aufstrebende Industrieländer dabei zu unterstützen, sauberere 
				Kohletechnologien
			einzusetzen. Ein Vorschlag hierzu ist, eine Art Technologievertrag aufzusetzen, der nur den Energiesektor der wichtigsten Kohlestaaten einschließt und verbindliche 
				Emissionsverminderungen
			für Kohlekraftwerke festlegt. Doch so viel steht fest: Selbst laxen internationalen Verpflichtungen wird sich China nur dann unterwerfen, wenn die wohlhabenden
			Industriestaaten die hierfür erforderliche Technologie zur Verfügung stellen – ein globaler Lastenausgleich und Hilfe zur Selbsthilfe. Chinesische Luftverschmutzung ist verantwortlich für ein Viertel des Smog in Los Angeles. 

	


		
|53|


		Kapitel 2 Waldschutz ist Klimaschutz

		
			»Wird derhalben die größte Kunst, Wissenschaft, Fleiß und Einrichtung hiesiger Lande darinnen beruhen, wie eine Conservation und Anbau des Holtzes anzustellen ist, daß es eine continuierliche beständige und nachhaltende Nutzung gebe, weiln es eine unentberliche Sache ist, ohne welche das Land in seinem Wesen nicht bleiben mag.« 

			
				Hans Carl von Carlowitz, Oberberghauptmann in Kursachsen, 1713 
			

		

		

		
			»Wälder sind auf eine Weise und in einem Ausmaß zu behandeln und zu nutzen, dass deren Vielfalt, Produktivität, Verjüngungsfähigkeit, Vitalität und Fähigkeit, die relevantenökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Funktionen gegenwärtig und in der Zukunft auf lokaler, nationaler und globaler Ebene zu erfüllen gewährleistet ist.« 

			
				
					Helsinki-Resolution der Ministerkonferenz 
				
				zum Schutz der Wälder in Europa, 1993 
			

		

		Am Ende rollt ein kleines blaues Paket vom Band: 3 Kilogramm schwer; rein weißes Druckpapier. Es wird in europäischen Geschäften 7 Euro kosten. In chinesischen etwas weniger. Alle paar Sekunden spuckt die riesige Papierfabrik ein solches Paket aus. Alle paar Minuten wird dafür ein Baum gefällt, ein neuer gepflanzt und angesetzt. Hier am Rande des Urwalds nahe Pekanbaru an der Ostküste der indonesischen Insel Sumatra, 0˚33′ nördliche Breite, 101˚20′ östliche Länge. 

		Pekanbaru ist ein staubiger Ort. Feuchtes Äquatorialklima nach Köppens Klimaklassifikation. Es ist Regenzeit. Doch ohne Regen. Seine Zeit wird immer kürzer, die trockenen Monate |54|immer länger. Im Anflug auf die Stadt gleitet die Maschine erst noch über geschlossene Wälder. Dann tauchen immer mehr kahle Flächen auf, immer mehr Palmölplantagen. Dazwischen lodern kleine Flammen, Rauch steigt auf. Brandrodung ist auch heute noch des armen Mannes effektivste Waffe gegen den Wald. 

		Vor wenigen Jahren war dies noch eine gottverlassene Gegend, heute wuchert die Stadt in alle Himmelsrichtungen. Shopping Malls, ein neues rosafarbenes Ibis-Hotel, zehnstöckige Bürogebäude, ein futuristischer Glaspalast für die 
				Provinzregierung
			und immer mehr Autos statt Rikschas. Menschen aus ganz Sumatra und von den anderen Inseln des Archipels strömen hierher, in einen der letzten Grenzräume Indonesiens zwischen Zivilisation und Natur. Angezogen vom Boom der Holz-, Palmöl- und Papierindustrie. 

		60 Kilometer außerhalb von Pekanbaru, eine Autostunde über neue asphaltierte Straßen, dann Sandpisten, vorbei an Kolonnen von Lastwagen mit sehr geraden Holzstämmen, spärlicher werdenden Siedlungen und endlosen Ölpalmreihen, taucht aus dem Grün die monströse Papierfabrik auf. Ein Fremdkörper aus Stahl in einem aus dem Wald herausgefrästen Areal, vielleicht hundertmal die Größe eines Fußballfeldes oder mehr. 

		Asia Pacific Resource International Holdings, kurz APRIL, mit Sitz in Jakarta und Singapur ist einer der weltweit größten Papier- und Zellstoffproduzenten. Und einer der 
				umweltfreundlichsten
			. Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen hat das Unternehmen zum »UNEP Champion« der Jahre 2006 und 2007 gekürt. Es ist Mitglied im Weltwirtschaftsrat für Nachhaltige Entwicklung (World Business Council for Sustainable Development) und sieht sich selbst an vorderster Front im Waldschutz. In einem Land, in dem – sollte das Tempo, mit dem |55|Säge und Feuer ihr Werk verrichten, anhalten – in 30 Jahren alle ursprünglichen Regenwälder weitgehend geplündert oder verschwunden sein werden. Dies hätte dramatische Folgen für das Weltklima und die indonesische Volkswirtschaft. 

		Die Geschichte von APRIL: Ein Saulus, der sich zum Paulus wandelte. Das Unternehmen war für Umweltschützer lange Zeit das perfekte Feindbild. Ein gieriger und rücksichtsloser Waldzerstörer. In vielen Fällen zu Recht gebrandmarkt. Holz wurde von Händlern gekauft, die keinen Herkunftsnachweis 
			erbringen konnten, kahlgeschlagene Flächen wurden oft nicht wieder aufgeforstet, Abwässer in Flüsse geleitet und dadurch entfachte Konflikte mit der Bevölkerung ignoriert. Noch 2004 fuhr die deutsche Umweltorganisation Robin Wood schwere Geschütze gegen den Konzern auf, warf ihm vor, für ihren Holzbedarf unerlaubt Regenwälder und Naturreservate systematisch abzuholzen und ihre Plantagen nachlässig zu bewirtschaften. 

		»Wir hatten einen sehr schlechten Ruf in der Vergangenheit«, gesteht Neil Franklin, »Sustainability Director« von APRIL. Der Biologe, der aussieht wie Antiterrorspezialist Jack Bauer aus der amerikanischen Fernsehserie 24, arbeitete für 
				Naturschutzorganisationen
			, bevor ihm der Papierkonzern anbot, ihr oberster Umweltschützer zu werden. Franklin hat kein Problem, mit seinem Arbeitgeber hart ins Gericht zu gehen. Eher damit, dass die Öffentlichkeit den Wandel im Unternehmen nicht wahrnehmen will. Es sei enorm schwierig, aus diesem langen Schatten hinauszutreten. 

		Die firmeninterne Revolution begann vor acht Jahren. Eine Umweltabteilung wurde eingerichtet, Umwelt- und 
				Qualitätskontrollen
			eingeführt und unabhängige Prüfer beauftragt. Mindestens 20 Prozent der Konzessionen auf Sumatra – insgesamt 790 000 Hektar Land – sollen fortan als Naturreservate erhalten werden. Illegaler Holzeinschlag und -handel sind seither
			|56|tabu. Nur noch Holz aus den eigenen Plantagen und von Firmen mit einem strengen Holznachweis wird verarbeitet – alles mitüberwacht von Umweltorganisationen. Das 
				Unternehmensmotto
			heißt heute: »Planet, People, Profit.« 

		Auch die eigene Energieversorgung wird sukzessiv von Kohle auf Biomasse aus Plantagenabfällen umgestellt. Transparenz wurde zum obersten Kommunikationsziel erklärt. Und, ja, man wollte auch endlich mit den »NGOs« reden. »Die internen Widerstände waren vor allem dann groß, wenn es darum ging, mehr für den Umweltschutz zu tun, als die indonesischen Gesetze verlangten, und es dauerte lange, bis wir damit in die oberen Managementetagen durchdringen konnten«, berichtet Franklin. APRIL habe jedoch längst verstanden, dass 
				verantwortliches
			Unternehmertum neue Geschäftsfelder eröffne und sich auszuzahlen beginne. 

		Die Ironie dabei: Während die Konzernspitze schließlich den Brocken schluckte und mit jenen Umweltgruppen zu reden bereit war, die APRIL jahrelang lautstark an den Pranger gestellt hatten, zeigten sich viele Aktivisten uneinsichtig und weigerten sich, den Wandel anzuerkennen. Sie blieben leider lieber beim bequemen Feinbild, sagt Franklin, ideologiefixiert und unfähig zur konstruktiven Kooperation – eine Haltung, die den ehemals hauptamtlichen Naturschützer besonders wurmt. Doch das Lager der Umweltverbände sei längst gespalten. Neben den Neinsagern gebe es jene wie den WWF, die glauben, dass nachhaltiges Wirtschaften nur mit und nicht gegen Unternehmen funktionieren könne. Als »passionierter Umweltschützer«, wie er sich selbst bezeichnet, fühlt er sich allerdings in der 
				Privatwirtschaft
			mittlerweile weit besser aufgehoben. »Hier passiert’s«, meint er. 

		Hier in Riau, dieser kleinen Provinz, die zum Synonym für Waldzerstörung in Indonesien geworden ist, vereinen sich in |57|einem Brennglas Hoffnung und Depression, wenn es um die Frage geht, wie sich die für das Weltklima wichtigen tropischen Wälder nutzen und schützen lassen. Ob der beispielhafte neue Umweltschutzeifer von APRIL dabei ausreicht, ist fraglich. Zu begrenzt ist der Einfluss dieses wenn auch großen Konzerns, zu vielfältig die Kräfte, die am Wald zerren. APRIL ist nicht einmal in der Lage, seine eigenen Plantagen vor dem Raubbau zu bewahren. 

		Die etwa 343 000 Hektar Plantagen in Riau sind bepflanzt mit schnell wachsenden Akazien und Eukalyptus. Doch an den Rändern sind die Baumreihen oft löchrig und ausgefranst. Manchmal brennt es. »Wir können die Feuer nicht kontrollieren, nur löschen und melden«, sagt ein Feuerwehrmann der Firma. Richtig trostlos wird es aber, verlässt man das 
				Konzessionsgebiet
			. Der nahe Kampar Fluss windet sich oft nur noch durch ödes Land, obwohl laut Gesetz die Ufer bis zu einer Breite von zwei Kilometern nicht gerodet werden dürfen. Überall Brachen und ausgeplünderte Waldstücke. Hütten aus Stein und Holz wachsen unkontrolliert aus dem Boden. Manche Bauern haben erste Ölpalmen gepflanzt, woanders sind Stumpf und Wedel schon wieder verkümmert, da der Torfmoorboden, einmal durch Entwaldung entwässert, rasch trocken wird. 

		»Unsere größten Feinde sind Staatsversagen, Armut und Korruption«, erklärt Neil Franklin. Die Bezirks- und 
				Provinzregierung
			verpachten Waldflächen eigenmächtig, gegen den Willen der Zentralregierung in Jakarta. Sie haben ihre eigenen, eigenwilligen Landnutzungspläne, die willkürlich geändert werden. Ausgerechnet immer dann, wenn sich der Konzernchef weigert, die politische Partei des Gouverneurs zu unterstützen. Dieser lockt zudem gern Siedler und Firmen aus anderen Teilen des Landes mit Parzellen, nicht zuletzt, um sich Stimmen für die nächsten Wahlen zu erkaufen. Andere treibt die Armut |58|in dieses Grenzland, die Aussicht auf Arbeit in der Papier- oder Ölindustrie. Die Gemengelage ist ein idealer Nährboden für illegale Holzfäller und Holzhändler. 

		So erkennt der Paulus seine Grenzen. Und sucht nach neuen Wegen und Allianzen. Das Versuchsfeld ist einer der wenigen noch erhaltenen Regenwälder in Riau, auf der Halbinsel Kampar, eine halbe Flugstunde von Pekanbaru entfernt und angrenzend an APRILs Konzessionen im Osten. Ein 200 000 Hektar großes Refugium für die letzten Sumatra-Tiger. »Wenn wir nichts tun, wird dieser Wald in zehn Jahren verschwunden sein«, sagt Franklin. Der herkömmliche Naturschutz, bei dem Zäune um die Wälder gezogen werden, sei gescheitert. Seine neuen Verbündeten sind der Emissionshandel und der 
				Klimaschutzmarkt
			. Im Kern geht es darum, dem stehenden Wald einen Wert zu geben, der höher ist als der Wert, der durch Abholzen erreicht wird. Dafür sollen Gelder aus dem florierenden Handel mit Emissionsrechten in Waldschutzprojekte geleitet werden. Ein neues Finanztransfer- und Kompensationssystem. Vereinfacht gesagt, soll es Bauern oder Landlosen, die Bäume fällen wollen, dafür entschädigen, dies nicht zu tun. Der dadurch entstandene Einkommensverlust entweder aus dem Verkauf des Holzes oder aus den Früchten der Ölpalmen, die auf den gerodeten Parzellen dann angebaut würden, soll somit ausgeglichen werden. 

		Dieses Konzept wird derzeit intensiv und emotional diskutiert in den Vereinten Nationen, der Weltbank, zwischen Fachleuten, Umweltorganisationen, Unternehmen und auf den UN-Klimakonferenzen. Der etwas sperrige Name dafür ist »Reduzierte Emissionen aus Entwaldung und Walddegradation«, die Experten jonglieren allerdings nur noch mit der englischen Abkürzung REDD (reduced emissions from deforestation and 
			forest degradation). Firmen aus Industriestaaten wie Deutschland
			|59|sollen ihre eigenen Emissionsverpflichtungen auch dadurch erfüllen können, dass sie in Projekte investieren, die noch intakte tropische Wälder bewahren. Das Kyoto-Protokoll erlaubt nur Emissionsgutschriften aus Projekten, die brachliegende Waldflächen wieder aufforsten. Der Schutz bestehender Wälder ist bislang nicht möglich. Es wird jedoch damit gerechnet, dass ein Nachfolgeabkommen für den Kyoto-Vertrag, das bis zur Klimakonferenz in Kopenhagen 2009 verhandelt wird, Emissionsgutschriften aus solchen Projekten zulässt. Die Halbinsel Kampar in Riau könnte dann auch vom europäischen Energieversorger Vattenfall gerettet werden. 

		Sir Nicholas Stern, Klimaberater der britischen Regierung, veranschlagt zwischen 7 und 10 Milliarden Euro jährlich oder 5 US-Dollar pro Tonne Kohlendioxid, um so die Entwaldung in den Tropen um die Hälfte zu reduzieren – einer der 
				kostengünstigsten
			Wege, den weltweiten Ausstoß von Treibhausgasen zu senken. 

		Doch helfen mehr Geld und der Anreiz, für Waldschutz Emissionsgutschriften verkaufen zu können, einer Sache, die so komplex ist, von so vielen unterschiedlichen Faktoren abhängt und die bislang so erfolglos war? 

		 

		*

		 

		Seit Jahrzehnten wird versucht, das Verschwinden der tropischen Wälder aufzuhalten. Und jedes Jahr erneut bekommen wir die Zahlen dramatischer Waldverluste präsentiert. In der Entwicklungshilfe genoss das Thema einen hohen Stellenwert, doch es gelang bisher nicht, an den entscheidenden Stellen den Hebel anzusetzen. Die Ursachen in den Ländern Asiens, Lateinamerikas und Afrikas sind alt und bekannt: 
				agroindustrielle
			Landwirtschaft, Armut, Landlosigkeit, wirtschaftliche |60|Stagnation, Kriege, korrupte Regime, dysfunktionale Verwaltungen, Rechtlosigkeit und fragwürdige Infrastrukturprojekte. Dazu kommt der Druck des Weltmarkts. Steigt die Nachfrage nach Soja und Rindfleisch, weicht der Wald Weide- und Anbauflächen. Er muss weichen, um den wachsenden Papierhunger zu stillen, um Palmöl und Zuckerrohr zu produzieren, die Biodiesel und Ethanol für die Autoflotten in Europa und den USA liefern. Und natürlich auch, weil dies oft der – in den Augen tropischer Länder legitime – Preis für Entwicklung ist. 

		Um die Chancen für die Heirat von Waldschutz und Emissionshandel auszuloten, treffe ich mich mit Rizaldi Boer. Er ist Co-Autor des Waldkapitels im IPCC-Bericht 2007 und so etwas wie Indonesiens Klimapapst. Boer ist ein schelmisch lächelnder Mann mit wippendem Schnurrbart. Er wohnt in Bogor, eine Autostunde südlich von Jakarta, am Fuße der Berge. Ein immergrüner und wolkenverhangener Ort, der auch den Hauptsitz des weltweit tätigen renommierten Wissenschaftsnetzwerks Center for International Forestry Research (CIFOR) beherbergt und wo der urbane Wahnsinn der nahen 
				15-Millionen-Metropole
			surreal erscheint. 

		»Wir müssen die Art und Weise, wie wir unsere Wälder bewirtschaften, völlig ändern«, erklärt er. »Die Herausforderung ist gigantisch.« Das fängt mit der Haushaltsnot der Regierung an. Insofern, ja, mehr Geld werde helfen. Damit kann man mehr Fachleute vor Ort bezahlen, mehr Inspektoren, Förster, kann das Gehalt der Staatsbeamten und Polizisten aufbessern: Ansonsten ist der Kampf gegen die tief verwurzelte Korruption aussichtslos. Der weltweite Korruptionsindex 2007 von Transparency International listet Indonesien auf einem der hintersten Ränge, auf Platz 147 von 179. 

		Zwingend notwendig ist der Aufbau einer 
				funktionsfähigen
			Forstverwaltung. Oft fehlt es am Einfachsten. Genaue und |61|aktuelle Karten der Waldgebiete zum Beispiel und 
				Überwachungsstationen
			. Beamte werden schlecht ausgebildet, wissen oft gar nicht, wo sich Naturschutzzonen befinden. Um diese gravierenden Mängel zu beheben, könnte der Emissionshandel als positiver Verstärker wirken. 

		
			Demokratisierung und Dezentralisierung nach dem Sturz des Diktators Suharto haben dem Wald nicht geholfen. Im Gegenteil. Die neuen Provinzfürsten wissen ihre neue Autonomiemacht auszuspielen. Sie sehen im Wald vor allem eines: schnelles Geld. Holz ist gefragt. Noch mehr Palmöl. So deklarieren sie Naturwaldgebiete kurzerhand in Palmölplantagen um. Nichts Illegales, formell korrekt, von der Verfassung gedeckt. Man kann nur versuchen, sie von nachhaltigen Alternativen zu überzeugen. Doch kaum ein Agrarprodukt kann derzeit den Preis von Palmöl überbieten. 

		Auch die Zentralregierung in Jakarta betreibt eine aggressive Politik, die Landnutzung in Waldregionen zu ändern, vor allem um die Flächen für Palmölplantagen auszuweiten. Derzeit sind sechs Millionen Hektar Land mit Ölpalmen bepflanzt, weitere 20 Millionen Hektar sollen in den kommenden Jahren in Plantagen umgewandelt werden. Diese großmaßstäbliche »
				Industrialisierung
			« des Waldes ist auch deshalb möglich, weil Indonesiens Waldwirtschaft strukturell noch in der Kolonialzeit verankert ist und eher wie ein Feudalsystem funktioniert. Es gibt weder Privatwaldbesitz noch lange Pachtverträge. Der Staat allein vergibt die Nutzungsrechte für maximal 30 Jahre – ein schlechter Witz, wenn es um die langfristig nachhaltige Bewirtschaftung der Wälder geht. Landrechtsreformen sind daher unabdingbar. 

		Sicher, es gibt auch Fortschritte. Korrupte Gouverneure landen schon mal hinter Gittern wie 2005 in der Provinz Aceh. Die Presse ist rege und wachsam. Die UN-Klimakonferenz im Dezember 2007 auf Bali transportierte das Thema Waldschutz |62|in bislang nicht bekanntem Ausmaß in die indonesische Öffentlichkeit. Und auf dem Papier verfügt das Land mittlerweile über zum Teil vorbildliche Umweltgesetze. Sie müssten nur auch durchgesetzt werden. 

		Rizaldi Boer glaubt, dass nur internationaler Druck die Regierung zum Handeln und zu Reformen drängen kann. Stellt sich ein wenig die Frage, was ist Henne und was ist Ei. Fördern die neuen Finanzinstrumente notwendige Reformen oder sind Reformen Vorbedingung, damit das Geld aus dem Emissionshandel fließt? Frances Seymour, CIFOR-Direktor, erklärt: »Damit die riesigen Summen, die für den Waldschutz fließen können, auch effektiv sind, muss es erst erhebliche Reformen in Regierung und Staat geben.« 

		Staatsversagen ist das eine zentrale Thema in Indonesien. Armut das andere große Problem. »Vielleicht sogar der 
				schwerwiegendere
			Waldvernichter«, meint Boer. 39 Millionen Menschen sind in Indonesien offiziell arm, knapp 18 Prozent. Die relative Zahl ist gering – verglichen mit anderen Ländern. Es ist die absolute Zahl, die Kopfschmerzen bereitet. 

		Viele Arme wohnen in Waldgebieten. Sie leben von höchstens 2 US-Dollar am Tag. Ein Hektar Wald liefert Holz im Wert von etwa 10 000 US-Dollar. Wer ans Überleben denkt, denkt nicht an Umweltschutz. Boer: »Um dieses Problem anzupacken, benötigen wir Geld von der internationalen 
				Staatengemeinschaft
			. Viel Geld.« Vor der Klimakonferenz in Bali im Dezember 2007 trat Indonesiens Regierung recht forsch auf. Forderte 5 bis 20 US-Dollar pro Hektar Kompensation, um den Wald nicht weiter zu zerstören. Das neue Selbstbewusstsein nach dem Motto »Ihr zahlt. Wir schützen.« zielt auf die berechtigte historische Verantwortung des Nordens, wirft aber zugleich die Frage auf, ob Länder wie Indonesien kein ökonomisches und ökologisches Eigeninteresse am Walderhalt |63|haben und Klimaschutz als pure Luxusangelegenheit der reichen Länder betrachten. 

		Ein sensibles Thema. Es berührt das Spannungsfeld Entwicklung und Umweltschutz. Die meisten europäischen Staaten sind über Jahrhunderte nicht besonders pfleglich mit ihren Waldbeständen umgegangen. Haben sie gerodet für Bergbau, Salzgewinnung, Eisenproduktion und Landwirtschaft. Erst als Holz im 18. Jahrhundert zu einem knappen Gut wurde, besann man sich aus Not eines Besseren und führte Nachhaltigkeit als wirtschaftliches Prinzip ein, um Holzlieferungen für die Montanindustrie dauerhaft zu garantieren. Der romantische und ästhetische Wert des Waldes wurde erst im 19. Jahrhundert entdeckt. Was heute in Deutschland als Wald bezeichnet wird, sind straff organisierte Forstbetriebe, im besten Fall robuste Mischwälder, oft jedoch monotone Nadelbaumreihen. 

		Kahlschlag bis zum letzten Baum und danach wieder bepflanzen, ist im feuchttropischen Indonesien jedoch nicht ratsam. Das Ökosystem ist fragiler, das Mikroklima auf den Wald angewiesen, Aufforsten ungleich schwieriger und teurer, die Böden laugen schneller aus. Zudem macht der Klimawandel dem Land mehr zu schaffen als den mittleren Breiten. 

		Der erste Schritt wäre eine strikte Landnutzungsplanung, die kontrolliert und umgesetzt wird. Dabei muss langfristig festgelegt werden, wie viel Waldland geschützt wird in Form von Naturparks, wie viel noch bestehende oder bereits degradierte Wälder in Forste oder Plantagen umgewandelt werden können und wie viel schließlich für Siedlungen, Straßen und andere Infrastruktur abgeholzt werden. Denn Verstädterung und 
				Industrialisierung
			fordern ihren Tribut, erhöhen den Druck auf das Waldland. »Je wohlhabender wir sind, desto mehr Wald roden wir und mehr Treibhausgase blasen wir in die Luft. Aber wachsender Wohlstand erlaubt uns auch, Umweltschutz voranzutreiben
			|64|und dann wieder Emissionen zu senken«, sagt Rizaldi Boer. Dialektik des Klimaschutzes. 

		Ein anderer Schritt: Unternehmen wie APRIL erlauben, mehr bereits kahlgeschlagenes Land in Nutzwälder und Plantagen umzuwandeln. Diese sind, sofern richtig bewirtschaftet, in einem Land wie Indonesien der beste Garant, dass neuer Wald entsteht und immer weniger Regenwälder gerodet werden. Der weltweite Papierhunger nimmt zu. Vor allem in Asien. 40 Prozent der weltweiten industriellen Holzernte landet in Papierfabriken. Es wird geschätzt, dass der Papierverbrauch bis 2020 um 60 Prozent steigen wird von derzeit 358 Millionen Tonnen jährlich auf 579 Millionen Tonnen pro Jahr. Wie soll der zunehmende Bedarf gedeckt werden, wenn nicht aus Nutzwäldern und Plantagen? Wie soll der soziale und ökonomische Druck von den Regenwäldern genommen werden, wenn nicht durch nachhaltig bewirtschaftete Plantagen, die dadurch einen Schutzring um Naturreservate legen? 

		Die Mehrheit der Umweltverbände geht gegen die Expansion der Plantagenwirtschaft auf die Barrikaden. Sie fordert ein Moratorium. Keine neuen Konzessionen. Die Position der Waldexperten von CIFOR: »Genug ist genug.« Doch die Realitäten in Indonesien zwingen, pragmatisch zu sein, räumt selbst der Chef der Naturschutzorganisation Nature Conservancy in Jakarta, Rili Djohani, ein. Die Regierung sei unfähig oder unwillens, Wälder nachhaltig zu nutzen. Je mehr Land APRIL erhalte, desto mehr Wald bleibe erhalten. Eine abstruse Logik für Umweltschützer, doch bei genauerem Hinblicken eine Chance. »Wir haben wirklich null Interesse, unberührte Wälder in Plantagen umzuwandeln«, beteuert Neil Franklin. Das wollte er einmal klargestellt haben. Seine Hoffnung: Betreibt ein Riese wie APRIL nachhaltige
			Unternehmenspolitik, kann dies langfristig nicht spurlos an der indonesischen Forstwirtschaft vorbeigehen. 

		
			|65|Natürlich hat APRIL Interesse, seine Plantagen auszuweiten. Das Geschäft mit Papier und Zellstoff brummt. Mehr Holz, mehr Papier. Doch größere Plantagen bedeuten nicht, noch bestehende Regenwälder anzutasten. Es gibt genug Brachen und geplünderte Waldgebiete. Sich selbst überlassen, degradieren sie weiter. Mit zunehmender Zeit steigt der Aufwand, das Land wieder zu rekultivieren, wenn es denn überhaupt noch gelingt. Doch das schlagkräftigste Argument von Franklin: »Außer uns tut es hier niemand.« Kahlschlagen, weiterziehen – so lautet die Devise in Indonesien seit Jahrzehnten. Nachhaltiges Waldmanagement, Wiederaufforsten – meistens Fremdwörter. 

		Orang-Hutan heißt Mensch des Waldes auf indonesisch. Als solchen sieht sich Eliezer Lorenzo, Umweltmanager bei APRIL. Ein Philippino mit Humor, Weltkenntnis und Liebe zum Wald. Seine Mission: Plantagenwirtschaft und Umweltschutz versöhnen. »Eine aufwändige und kostspielige Sache«, sagt er. Kein Wunder, dass viele Betriebe hier einfach »cut, clear and go« betreiben würden. 

		»Wenn wir eine neue Konzession beantragen, stehen auf dem Land ohnehin nur noch Waldfetzen. Wir forsten dann wieder auf und schützen den Rest«, erklärt Lorenzo. Waldland, das von der Regierung als »conversion forests« deklariert wurde, sei längst umgewandelt. Und zwar gründlich. Entweder haben illegale Holzfäller ihr Werk getan. Oder legale Holzfirmen haben auf Gebieten, die zuvor als sogenannte Produktionswälder 
			ausgewiesen waren, Kahlschlag statt nachhaltiger Waldwirtschaft betrieben, da kein Förster sie überwacht und kein Gericht sie bestraft. Wenn APRIL schließlich für ein Gebiet eine Nutzungslizenz erworben hat, untersuchen unabhängige Gutachter, welche Areale aus ökologischen Gründen – Wasserscheiden, Flussläufe, Hanglagen zum Beispiel – unbedingt naturnah belassen oder wieder rehabilitiert werden sollten. Abhängig von |66|der konkreten Landschafts-, Wasser- und Bodensituation werden dann zwischen 25 und 70 Prozent der gesamten 
				Konzessionsfläche
			nicht für die Plantagenwirtschaft genutzt, sondern unter Schutz gestellt. 

		An dieser Stelle einige Anmerkungen zum besseren Verständnis von Plantagen und den Problemen, die mit diesem Großgrundbesitz einhergehen. Wenn APRIL ein 
				Bewirtschaftungsrecht
			für ein so riesiges Gebiet erhält, in Sumatra fast 800 000 Hektar, wird davon etwa die Hälfte mit Bäumen bepflanzt, die für die Papierherstellung benötigt werden. Auf der anderen Hälfte wird die notwendige industrielle Infrastruktur errichtet, werden Naturparks erhalten, Siedlungen und Schulen für die Arbeiter gebaut. Eine paternalistische Struktur, in der APRIL für das wirtschaftliche, ökologische und soziale Wohlergehen seines, wenn auch nur temporären, Besitzes und seiner Bewohner verantwortlich ist. Konzessionen dienen in Indonesien seit Jahrzehnten dazu, abgelegene, dünn besiedelte Waldgebiete auf den Inseln Borneo und Sumatra zu erschließen und auszubeuten. Je rasanter diese Regionen sich entwickelten, desto größer wurden die Interessenkonflikte um Landnutzung, forciert durch eine nebulöse Rechtslage, zunehmende Migration und abwesende staatliche Autorität. So ist es fast unmöglich zu verhindern, dass auf dem weiten, oft nicht zusammenhängenden Land Holz gestohlen wird oder landlose Bauern Parzellen roden. Dagegen ist auch APRILs eigene Firmenpolizei machtlos. 

		Um APRILs Plantagen zu durchqueren, braucht es einen Tag oder zwei. Auf den Sandpisten donnern schwere Sattelschlepper mit Akazienstämmen Richtung Papierfabrik. Tausend Trucks werden dort täglich entladen. Wachposten sorgen dafür, dass illegales Holz nicht hineingeschmuggelt wird. Die Konzessionen sind wie ein Mosaik, zusammengesetzt aus riesigen Rechtecken
			|67|ausgewachsener oder junger Akazienbäume, naturbelassener Wälder und frisch gerodeter Gebiete mit Holzresten auf tief rotbrauner Erde. »Diese kahlen Flächen sehen natürlich für einen Besucher schrecklich aus«, meint Lorenzo. Bilder, unzählige Male gesehen und verdammt in Umweltmagazinen. 

		Doch die Flächen bleiben nie länger als drei Monate kahl. In der Regel werden die neuen Setzlinge innerhalb von drei Wochen gepflanzt, spätestens nach acht Wochen. Wenige Wochen danach bedeckt ein zarter grüner Teppich den Boden. Acht bis zwölf Monate braucht es dann, bis eine geschlossene Baumkrone herangewachsen ist. Abtransportiert werden nach dem Einschlag nur die Stämme. Das restliche Pflanzenmaterial wird zerschreddert auf dem Boden verstreut: Als Erosionsschutz und natürlicher Dünger. Brandrodung ist verboten. Der gesamte Kreislauf wird von Inspektoren streng überwacht. 

		Dass er lückenlos eingehalten wird, ist entscheidend auf den feuchten Torfmoorböden. Diese dürfen nicht entwässern. Denn erstens hemmen die trockenen Böden das Baumwachstum, und zweitens sind 98 Prozent des Kohlendioxids dieser Torfwälder im Boden gespeichert. Gelangt Sauerstoff in die Böden, wird überdies das weitaus klimaschädlichere Methangas freigesetzt. Daher steht und fällt alles mit einem ausgetüftelten Wassermanagement. 50 Hydrologen und Wasserbauingenieure hat APRIL allein für diesen Job unter Vertrag. 

		Die Qualitätsstandards werden jedoch nicht nur der Umwelt zuliebe eingehalten. Wer heute Papier und Holz nach Europa liefern will, muss bestimmte Kriterien einhalten und Gütesiegel vorweisen. Besitzt man diese nicht, ist der Markt verschlossen. APRILs größter Markt ist Asien, wichtigster Einzelmarkt China. Dort kümmert sich niemand um Umweltengel auf dem Papierkarton. Dass nur 12 Prozent der Produktion nach Europa gehen, bedauert Lorenzo, sei aber einem nicht vorhandenen |68|Gütesiegel geschuldet. Der Konzern würde gern mehr Papier in den Okzident verschiffen, ist aber nicht vom Forest Stewardship Council (FSC) überprüft und zertifiziert, der ersten Organisation, die länderübergreifende einheitliche Standards und ein weltweit anerkanntes Qualitätssiegel für nachhaltiges Forstmanagement schuf und bislang 30 Millionen Hektar Wald und sieben Millionen Hektar Plantagen zertifiziert hat. 

		Ein FSC-Kriterium besagt, dass Unternehmen keine Plantagen nach dem Stichjahr 1994 mehr angelegt haben dürfen. Dies trifft für APRIL nicht zu. APRIL hat allerdings vom indonesischen Ökoinstitut LEI in Jakarta, das die heimische Waldwirtschaft überprüft, ein Umweltsiegel erhalten. Dieses wird auch vom WWF anerkannt. Jedoch nicht in Europa. Der WWF als Mitglied beim FSC kann aber LEI nicht formell unterstützen. Lorenzo moniert das für ihn willkürliche FSC-Stichjahr, das lediglich festgelegt wurde, da sich der FSC damals auf seinen Kriterienkatalog 
			einigen konnte. Es verhindere, dass in Indonesien nachhaltig produziertes Papier exportiert werde. Wer nicht erlaube, dass hier neue, effizient bewirtschaftete Plantagen auf ohnehin degradierten Waldflächen angelegt werden dürfen, sagt er, sei 
				mitverantwortlich
			, dass weiter Naturwälder geplündert werden. Dem FSC ist dieses Problem bewusst. Er überdenkt derzeit seine Standards für Plantagen, ebenso das umstrittene Stichdatum. 

		Plantagen sind bei Naturschützern unbeliebt. Doch sie schaffen Arbeit und Einkommen. Für 250 000 Menschen in Riau. Dies wird im fernen Europa gern übersehen. Plantagen bilden dadurch eine Pufferzone um den unberührten Wald. Lorenzo glaubt, dass nur so zum Beispiel der restliche Regenwald auf der Kampar-Halbinsel erhalten werden könne. Die bereits weitgehend zerstörten Areale werden mit Akazien aufgeforstet oder in Ackerland umgewandelt. Beides schaffe Einkommen für die ansässigen Bauern und Familien. »Nur wenn sie Alternativen |69|haben, lassen sie die Bäume in den noch intakten Wäldern stehen.« Die Chance hierfür ist dann am größten, erklärt er, wenn die Bauern dadurch mehr verdienen können, als sie aus dem Verkauf von Ölpalm-Früchten erhalten würden. Man muss den Preis für Palmöl überbieten. »Ölpalmen sind hier die Primadonnen für die Bauern. Wenn sie die Wahl haben, wählen sie immer zuerst Ölpalmen und roden den Regenwald.« Genau für solche Kompensationszahlungen, meint er, sollte das Geld aus dem Emissionshandel fließen. 

		 

		*

		 

		Die Ölpalme hat unter Umweltschützern derzeit einen miserablen Ruf. Sie verdrängt noch intakte Wälder in Indonesien und Malaysia. Und ist so mitverantwortlich dafür, dass sich die Erde weiter aufheizt. Stimmt. Riesige Waldflächen in beiden Staaten werden gerodet und in Palmölplantagen umgewandelt. Das liegt daran, dass die Nachfrage nach Palmöl dramatisch gestiegen ist. Als Speiseöl, vor allem in Asien. Für die Chemieindustrie weltweit. Und als Kraftstoff für Autos. Vor allem in Europa. Mitverantwortlich dafür ist die Politik. Die Europäische Union hat in ihrer Biokraftstoff-Richtlinie festgelegt, dass 5,75 Prozent des Treibstoffs im Transportbereich bis 2010 aus Biodiesel sein sollen, bis 2020 soll dieser Anteil auf 10 Prozent steigen. Der deutsche Bundestag war noch etwas eifriger und verabschiedete 2006 das Biokraftstoffquotengesetz. Es schreibt vor, den Anteil an Biokraftstoffen bis 2010 auf 6,75 Prozent und bis 2015 auf 8 Prozent zu erhöhen. Kritik von Fachleuten und 
				Umweltorganisationen
			, der ökologische Schaden sei erheblich größer als der Nutzen, wurde damals ignoriert. Mittlerweile finden sie mehr Gehör (siehe das Kapitel »Biosprit: Gut gemeint ist noch nicht gut gemacht«). 

		
			|70|Carl Bek-Nielsen produziert Palmöl. In Malaysia. An der Westküste, im Palmölgürtel, etwa eine Autostunde nördlich der Hauptstadt Kuala Lumpur. Es ist ein langgestrecktes 
				üppig-tropisches
			Küstentiefland, begrenzt von zwei mächtigen Flüssen und Bergketten. Wo heute Trocken- und Regenzeit immer mehr verschwimmen, weniger vorhersehbar sind als früher, als man noch Uhren und Kalender danach stellen konnte. Das Unternehmen heißt United Plantations. Es wurde vor 100 Jahren von einem dänischen Unternehmer gegründet, der ein Vermögen beim Bau der Straßenbahn in Bangkok gemacht hatte und dann ins Kautschukgeschäft einstieg. Später wurden Kokospalmen gepflanzt, irgendwann in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts auf Ölpalmen umgesattelt. 

		Nielsen ist ein angriffslustiger junger Mann mit streng gescheiteltem Haar und herausforderndem Blick. Geboren und aufgewachsen in Malaysia, ging er zum Studieren nach Kopenhagen. Nun leitet der Agrarökonom gemeinsam mit seinem Bruder die börsennotierte Firma – die erste in Malaysia, die ein Umweltgütesiegel für eine nachhaltige Palmölherstellung 
			anstrebt. 

		Viele Europäer, sagt Nielsen, der sich selbst als »kritischen Umweltschützer« bezeichnet, säßen in der Palmöl-Debatte auf einem hohen Ross. Das trifft sowohl auf die Befürworter wie die Gegner zu. Die ersteren haben oft keine Ahnung, was europäische Gesetze hier in Asien anrichten, welche zerstörerische Dynamik eine vorgeschriebene Nachfrage erzeugt. Die anderen verurteilen pauschal gleich die gesamte Palmölherstellung, ohne sich je ein Bild vor Ort gemacht zu haben. Etwas amüsiert berichtet Nielsen von einer Delegation aus dem Europäischen Parlament, die vor kurzem erstmals in Malaysia Palmölplantagen besichtigte. »Ganz erstaunt haben die festgestellt, dass wir recht anständig ökologisch wirtschaften, es in Plantagen nicht |71|nur um Bäume geht, sondern wir 6 500 Menschen direkt und 16 000 Menschen indirekt beschäftigen.« 

		Die insgesamt zwölf Plantagen mit 40 000 Hektar sind in ein symmetrisches Schachbrettmuster aufgeteilt, rechteckige Parzellen mit geraden Palmreihen, durchzogen von 
				Entwässerungskanälen
			und 500 Kilometern Schienen, denn die Ernte wird in Eisenbahnwaggons eingefahren. Der Lebenszyklus einer Palme beträgt 20 bis 25 Jahre. Jedes Jahr werden 4 bis 5 Prozent der Plantagenfläche neu bepflanzt. Ein Baum ist nach drei Jahren erntereif. Die Ausbeute beträgt 20 Tonnen pro Hektar. Das produzierte Palmöl wird ausschließlich an lokale Händler verkauft. 

		Der Preis des Palmölbooms: Waldflächen in Malaysia werden in Plantagen umgewandelt. Ölpalmen dominieren die Landschaft in vielen Teilen des Landes. Auf 67 Prozent der genutzten Agrarfläche stehen Ölpalmen. Dennoch sind 60 Prozent des Landes nach wie vor mit Wald bedeckt – zum Vergleich: in Deutschland sind es knapp 30 Prozent. Ein Großteil der Ölgewinnung, 30–40 Prozent, stammt von kleinen und mittleren Betrieben. Die Nahrungsmittel- und Kosmetikgiganten 
			dieser Welt wie Unilever sind natürlich auch vertreten, dennoch schafft Palmöl Einkommen für viele kleine Bauern und Dörfer. »Jedes Land hat das Recht sich zu entwickeln«, konstatiert Nielsen. 

		Eines seiner Lieblingsthemen ist die scheinheilige Haltung der Europäer zum Klimaschutz. »Meine lieben dänischen Mitbürger zum Beispiel«, sagt er spitz, »essen gern viel Fleisch. Das Futter für die Rindviecher wird aus Soja gemacht, dafür wird in Brasilien der Regenwald gerodet. Wir können uns nicht hinstellen und andere belehren. Es ist unser Lebensstil, der dem Regenwald zum großen Teil den Garaus macht.« 

		Und dieser Lebensstil kann nicht ohne Plantagenwirtschaft 
			|72|
			aufrechterhalten werden. Ja, Plantagen sind in ihrer Monotonie keine Augenweide für die Sinne (wobei Ölpalmen sehr prachtvolle Gewächse sind), und in Indonesien habe er »eine Menge Dinge gesehen, die man besser nicht machen sollte«, dennoch können sie nachhaltig betrieben werden. Nielsen hat ein sehr ganzheitliches Nachhaltigkeitsverständnis. Ökonomisch, ökologisch und sozial. Wenn er den Ertrag erhöhen kann, durch das Forschen an neuen Sorten zum Beispiel, um mit weniger Düngemittel auszukommen und weniger Land zu verbrauchen, dann ist das für ihn nachhaltig. Während in Malaysia der Ertrag durchschnittlich bei 3,9 Tonnen Öl pro Hektar stagniert, produziert United Plantations 5,9 Tonnen je Hektar. Ökologisch heißt für ihn, Schutzgebiete erhalten, organische Abfälle auf dem Boden verrotten lassen und Schädlinge intelligent bekämpfen, zum Beispiel mit Blumen, die durch ihren Duft unliebsame Insekten fernhalten, sodass zehnmal weniger Pestizide eingesetzt werden können. Und sozial heißt, einen sehr paternalistischen Anspruch zu haben: Es gibt Häuser für die Mitarbeiter, ein Hospital, freie medizinische Versorgung, freies Wohnen, Wasser und Strom. 

		Der Däne ist auch ein erklärter Fan des Emissionshandels. Sein Unternehmen ist das erste in Malaysia, das die 
				Marktmechanismen
			des Kyoto-Protokolls nutzt und 
				Emissionsgutschriften
			aus einem Biogaskraftwerk an europäische 
				Industrieunternehmen
			verkauft. Das Kraftwerk wird aus Abfällen der Palmölmühlen befeuert, die rund 11 000 Kubikmeter Biogas pro Tag für die Stromversorgung der Plantagen liefern. 

		Nielsen ist Mitglied des »Roundtable for Sustainable Palmoil« (RSPO), einer internationalen Organisation, die 
				Palmölherstellung
			in eine nachhaltige Richtung drängen will und dafür Qualitätsstandards entwickelt hat. Ihr gehören Produzenten, Händler, Umweltorganisationen und Fachleute an. Sie repräsentieren
			|73|40 Prozent der Palmölerzeuger. Die großen Konzerne der Nahrungs- und Kosmetikindustrie sind allerdings bislang nicht dabei. Sie müssten Teil dieses Kontrollsystems sein, sagt Nielsen, um ein ausreichendes Marktgewicht zu erzeugen. RSPO hat einen Katalog mit 32 Kriterien erstellt, die eine nachhaltige Herstellung belegen sollen. United Plantations wurde in einem Testlauf von britischen Auditoren der Firma Proforest aus Oxford überprüft. Sie fanden 26 der Kriterien vollständig erfüllt, sechs teilweise – ausreichend für ein Gütesiegel, dass allerdings erst im Sommer 2008 auf dem Markt sein wird. United Plantations erfüllt bereits seit fünf Jahren die Qualitätsstandards der schweizerischen Supermarktkette Migros, die für ihre Produkte den Nachweis einer nachhaltigen Palmölproduktion verlangt. 

		Welches ist das am schwierigsten zu erfüllenden Kriterium, frage ich Nielsen. Naturnahe Gebiete, Schutzzonen innerhalb der Plantagen auszuweisen, antwortet er. Es ist ungefähr so, als ob man einen Oldtimer mit Airbags und Katalysator nachrüsten muss. Als seine Plantagen vor 100 Jahren angelegt wurden, gab es keine Flächennutzungspläne, keine 
				Nachhaltigkeitsstandards
			, die den Schutz einer bestimmten Fläche Naturwald verlangten. Urwald wurde gerodet und Ölpalmen wurden gepflanzt. Blieb Naturwald übrig, geschah dies eher, weil der Plantagenbaron von seinem Domizil lieber auf einen Dschungelrest blicken wollte. Bekäme Nielsen heute neues Land, müsste er sich an eine vorgeschriebene Landnutzung halten, würde er Umweltstudien anfertigen lassen, welche Waldflächen schützenswert sind, zum Beispiel an Wasserläufen, und ließe diese dann unberührt. »Eine Fläche, auf der momentan Ölpalmen wachsen, wieder als Naturwald zu rehabilitieren, ist enorm aufwändig und dauert sehr lange«, erklärt Nielsen. 

		Nielsens eigenes Nachhaltigkeitsverständnis erlaubt ihm nicht, Palmöl für Biodiesel zu produzieren. Sein Unternehmen
			|74|beliefert nur Händler, die das Öl für Speisen und Kosmetik verwenden. Da ist er kompromisslos. »Nicht mit uns.« Dies sei weder ökonomisch noch ökologisch sinnvoll. Der Biodiesel-Hype sei von kurzsichtigen Politikern künstlich forciert, schimpft er und lässt dann kein gutes Haar an den Parlamentariern und Beamten in Brüssel, London und Berlin, die im Biodiesel doch nur eine willkommene Chance sähen, die viel zu hohen und kontraproduktiven 
			EU-Agrarsubventionen zu senken, damit die Bauern in der EU endlich stillgelegte Flächen bewirtschaften könnten, damit der Preis steigt, die Bauern gut verdienen und nicht murren, wenn die staatlichen Wohlfahrten
			zurückgeschraubt werden. 

		Kann United Plantations auch ein Vorbild für Hersteller im Nachbarland Indonesien sein, kann man Palmöl wirklich, wie Carl Bek-Nielsen glaubt, umweltschonend produzieren? Rizaldi Boer, der indonesische Klima- und Waldexperte, ist überzeugt davon. Es gebe so viel brachliegendes Land vor allem auf den Inseln Borneo, Sumatra und Sulawesi, insgesamt 60 Millionen Hektar. Verarmte Böden, Grasland. Lieber sehe er dort überall Ölpalmen wachsen, als dass die Gebiete ungenutzt blieben. Theoretisch bräuchte man keinen Hektar Regenwald mehr roden. Doch die entscheidende Frage ist: Wem gehört das Land? Die Nutzungsrechte sind oft nicht geklärt, immer wieder das Problem mit den sich blockierenden Zuständigkeiten. Grundsätzlich könnten brache Parzellen rasch an arme Bauern verpachtet werden. »Bauern sind nicht dumm. Sie wissen, wie das Land wieder rekultiviert, fruchtbar gemacht und bepflanzt werden muss.« 

		Solchen Optimismus teilen viele Umweltorganisationen nicht. Palmölplantagen sind für sie ein rotes Tuch. »Es ist eine Lüge, Palmöl als nachhaltig zu bezeichnen. Die Auswirkungen für Umwelt und Kommunen sind katastrophal«, kritisiert Friends of the Earth. »Wir müssen realistisch sein, sonst werden |75|wir gar nichts erreichen«, kontert Fitrian Ardiansyah vom WWF in Jakarta. Man könne Palmöl sehr wohl nachhaltig erzeugen, solange dabei auf braches Land zurückgegriffen werde. 

		Der WWF ist eine globale, heterogene Organisation. Ländergruppen können oft abweichende Meinungen haben. Vor allem der europäische Arm fürchtet den Untergang des Abendlands, wenn Wälder und Plantagen in den Klimaschutz einbezogen werden. Insgesamt agiert der WWF in dieser Frage aber pragmatisch. Fitrian hat ein Problem mit den Hardlinern in 
				Umweltorganisationen
			. »Sie fordern einen Idealzustand. Aber so kommt man nicht weiter.« Deshalb ist auch er Mitglied beim Roundtable for Sustainable Palmoil. »Ich glaube an den Privatsektor.« 

		Vielleicht liegt es auch daran, dass er Ökonom ist, nicht Politologe, lieber Fakten und Zahlen mag, Angebot und Nachfrage entscheidend findet und natürlich die Kosten kalkuliert. Ich treffe mich mit ihm in einer Hotellobby in Jakarta. Eine Oase in einer Stadt, die aus allen Nähten zu platzen scheint. Draußen regnet es wie aus Eimern. Die Stadt versinkt einmal mehr. Wie am Tag, als ich vom Flughafen in die Stadt fuhr. Die Einfallstraße sah aus wie der Hindenburgdamm zwischen Schleswig-Holstein und Sylt. Links und rechts stehen Felder und Häuser unter Wasser. An manchen Stellen schwappt es über. Immer öfter müssen die Schnellstraße und die umliegenden Viertel gesperrt werden. Dann bricht der Verkehr in Jakarta zusammen. 

		Viel Regen ist normal hier. Auch Fluten. Jakarta liegt knapp unterhalb des Äquators, und die Stadt wurde auf Sumpf gebaut. Sie lebt mit eindringendem Wasser. »Doch 
				Überschwemmungen
			treten häufiger auf und sind intensiver«, berichtet Fitrian. Und würden immer mehr auch die von der Küste weiter entfernten Stadtteile erreichen – Klimawandel? Wer weiß. 

		
			|76|Ich will von Fitrian wissen, was er davon hält, den Emissionshandel für den Waldschutz zu instrumentalisieren, und wie er die Chancen hierfür in Indonesien einschätzt. Auch weil viele seiner »natürlichen« Verbündeten in den Umweltverbänden diesen Weg vehement ablehnen. 

		Er hofft, dass Einnahmen aus vermiedener Entwaldung, der REDD-Mechanismus, ein integraler Bestandteil eines 
				Nachfolgeabkommens
			für das Kyoto-Protokoll werden. Der Grundgedanke der Kompensation sei richtig, erklärt er. 
				Industriestaaten
			sollen Waldschutz in tropischen Entwicklungsländern mitfinanzieren. 

		Als Ökonom glaubt er jedoch, dass dieses Konzept nur dann erfolgversprechend sei, wenn neben einer funktionierenden Verwaltung das Problem der Opportunitätskosten gelöst werden könne. Diese Kosten, auch Verzichtskosten genannt, sind entgangene Erlöse, die dadurch entstehen, dass vorhandene Möglichkeiten, Ressourcen zu nutzen, nicht wahrgenommen werden können. Übersetzt in die Situation eines armen, indonesischen Bauern: Wenn er dafür entschädigt wird, nicht den naheliegenden Wald zu roden, um das Holz zu verkaufen und anschließend Ölpalmen zu pflanzen, deren Früchte er an Ölpressen verkauft. Der WWF hat errechnet, dass ein Preis von 5 US-Dollar für eine Emissionsgutschrift (die Erlaubnis, in der Europäischen Union eine Tonne Kohlendioxid zu emittieren) ausreichen würde, 20 Prozent der indonesischen Wälder zu schützen. 

		Bevor jedoch Bauern entschädigt werden, bezahlt man zunächst die Staatsbeamten in den Bezirks- und 
				Provinzregierungen
			, damit sie zweimal nachdenken, bevor sie Konzessionen vergeben. »Vielleicht geht es bei uns einfach nur darum, mehr Geduld zu erkaufen«, überlegt er. Wenn sich die Gelegenheit zum schnellen Geld bietet, würden viele Gouverneure |77|Nutzungsrechte ohne Zögern und Prüfen vergeben, da sie Regenwälder immer noch weitgehend als unproduktives Land betrachten – eine völlige Überschätzung der tatsächlichen indonesischen Ressourcen. Wälder sind einer der wenigen Optionsscheine für die Zukunft. Anders als Malaysia oder Südkorea kann Indonesien keine Hightech-Industrien vorweisen. Arbeitskräfte sind zudem in Vietnam und China billiger. Was der Fisch für Island, das Erdöl für Saudi-Arabien, ist der Wald für Indonesien. 

		Auch wenn der Emissionshandel einen Finanztransfer von Nord nach Süd stemmen kann, bleiben zwei zentrale Probleme bislang ungeklärt: 

		
				
				Der Klimaschutzmarkt interessiert sich für eingesparte Treibhausgase, für Kohlendioxid und Methan. Den komplexen ökonomischen und ökologischen Nutzen eines Waldes erfasst er nicht. Wasserhaushalt, Bodenschutz, Artenvielfalt und die unausgeschöpfte Verwendung von Pflanzen für die Medizin zum Beispiel, aber auch spirituelle und kulturelle Werte für Völker, die in Regenwaldgebieten leben. Dem versuchen andere neue Konzepte gerecht zu werden. 
						EcoSecuritisation
					oder Community Biodiversity Funds, die mit 
						Klimaschutzprojekten
					gekoppelt werden sollen (siehe das Kapitel »Wandel durch Handel«). 

			

				
				Wer erhält und besitzt am Ende eigentlich die Emissionsrechte? Bekommt jeder betroffene Bauer einen Scheck in den Hand gedrückt von Vattenfall, RWE oder einem 
						Klimaschutzfonds
					? Wer sind die Geschäftspartner: Regierungen, Kommunen, staatlich-private Gesellschaften? 

			

		

		Diese Fragen gehören zu den Knackpunkten in den internationalen
			Klimaschutzverhandlungen. Wie sicherstellen, dass das Geld auch wirklich bei denen ankommt, die dem Wald zu Leibe |78|rücken, dass es nicht in den maroden und korrupten Staatsunwesen versickert, dass nicht wieder der Bock zum Gärtner gemacht wird? 

		Die Weltbank ist einer der größten Käufer von 
				Emissionsgutschriften
			aus Klimaschutzprojekten in 
				Entwicklungsländern
			und zugleich seit langem im Waldschutz aktiv. Sie will, dass Waldschutz auf nationaler Ebene organisiert wird und die Emissionsrechte dann von den jeweiligen Regierungen gekauft werden. Der oft kritisierte »Top down«-Ansatz. Doch er wird mit Applaus bedacht von Tropenwaldländern wie Indonesien, Kongo und Papua-Neuguinea. Deren Regierungen wollen natürlich nicht, dass an ihnen vorbei Geschäfte gemacht werden, Gelder direkt in die Kommunen und nicht in ihre Staatskassen fließen, und sie somit ihrer Souveränität beraubt werden – in ihren Augen ist dies Neokolonialismus im Mantel des Umweltschutzes. 

		Ein Wortführer dieses Ressentiments ist Brasilien. Die Regierung steht der Idee von REDD enorm skeptisch gegenüber. Das Misstrauen speist sich aus der Sorge, dass die eigenen Wälder dann noch rascher von reichen Gutmenschen und 
				naturromantischen
			Kapitalisten aus Industrieländern aufgekauft werden. Denn glaubt man den Informationen der heimischen Presse, befinden sich 55 Prozent der Wälder im brasilianischen Teil des Amazonasbeckens bereits in privater ausländischer Hand. So kaufte der Schwede Johan Eliasch, Chef des 
				Sportartikelproduzenten
			Head, 162 000 Hektar Urwald für 10 Millionen Euro im Bundesstaat Amazonien und rät Gleichgesinnten, ihm nachzueifern. Die brasilianische Regierung sieht in solchen Umweltschützern, die riesige Waldareale zu Reservaten erklären und für jegliche Nutzung mehr oder weniger still legen, auch in der Hoffnung, demnächst Kapital aus den 
				Kohlendioxidspeichern
			durch den Emissionshandel schlagen zu können, eher |79|eine Gefahr für den wirtschaftlichen Fortschritt des Landes denn willkommene Umweltengel. Obwohl natürlich die Frage bleibt, warum die Regierung, so besorgt über den Verlust ihrer nationalen Souveränität, den Waldverkauf überhaupt erst erlaubt hat – eine gängige Praxis, nicht nur in Brasilien, sondern auch den Nachbarstaaten, wo Großgrundbesitz immer noch die ländliche Wirtschaftsstruktur dominiert. Solche Widersprüche ficht die Regierung in Brasilia nicht an, und sie macht klar, dass ein zukünftiges REDD-Instrumentarium, wenn überhaupt, nur über die Schreibtische der Beamten in der Zentrale läuft. 

		Viele Forstfachleute haben jedoch genau bei diesem Zugang Bauchschmerzen, auch innerhalb der Weltbank. Wieder den überforderten Staaten überlassen, wie sie die Entwaldung stoppen wollen, sei potenziell zum Scheitern verurteilt. 
				Projektentwickler
			, Experten, die seit Jahren mit Waldvorhaben in tropischen Ländern vor Ort vertraut sind, fordern stattdessen, auf kommunaler oder regionaler Ebene anzusetzen, um zu lernen, was das »Opportunitätskostenprinzip« konkret bedeutet. »In den meisten Ländern fehlt es schlicht an den 
				Grundvoraussetzungen
			für eine nachhaltige Forstwirtschaft. Sie haben keine Forstinventare, wissen nicht, wie viel ihres Territoriums mit Wald bedeckt ist und wie viel jährlich abgeholzt wird«, sagt Sebastian Scholz, Förster und Klimaschutzexperte in der 
				Lateinamerika-Abteilung
			der Weltbank. Wie es seiner Ansicht funktionieren kann: Für jede einzelne Situation muss im Detail untersucht werden, wo die Ursachen für Entwaldung liegen, wer verantwortlich und betroffen ist. Alle Beteiligten müssen dann am Ende in die Waldschutzprojekte einbezogen werden. 

		So ähnlich machte es Christopher Clark. Und er ist damit erfolgreich. In Brasilien, in Rio Jauaperi. Mitten im Amazonaswald. Wo sich die Bundesstaaten Amazonia und Roraima treffen und nur einige Hundert Menschen leben. 30 Stunden |80|mit dem Boot von Manaus entfernt. Der Brite will den Beweis antreten, dass es auch hier möglich ist, den Wald gemeinsam mit den Einheimischen zu bewahren. Er telefonierte mit mir über Skype und Satellit aus seinem Holzhaus. Er erzählt, wie er 1984 mit 23 Jahren erstmals in die Amazonasregion reiste, fasziniert danach jedes Jahr wieder zurückkehrte, bis ihn der Dorfälteste irgendwann fragte, ob er nicht bleiben und helfen wolle, für eine bessere Schulbildung zu sorgen und den Wald zu retten – einen der artenreichsten Urwälder der Welt. Er blieb. Seine Bedingung: »Ich helfe euch Geld zu verdienen und ihr lasst den Wald stehen.« 

		Dafür gründete Clark die Amazon Association – eine Art Allmende. Jeder Bewohner verkaufte ihr seine von der Bundesregierung erhaltenen Nutzungsrechte (der erste Schritt zum vollen Eigentumsrecht, das sich die meisten Bewohner jedoch nicht leisten können, da der bürokratische Prozess teuer und schleppend ist). Das Gemeinschaftseigentum umfasst nunmehr 178 000 Hektar Wald. Ökotouristen, Wissenschafter, Dokumentarfilmer kommen, um ihn zu bestaunen und zu untersuchen. Sie finanzieren so den Lebensunterhalt der Waldbewohner. Demnächst verkaufen sie vielleicht auch 
				Emissionsgutschriften
			für das gespeicherte Kohlendioxid in ihren Bäumen. Chancen und Käufer lotet Clark gerade aus. Mehr will er dazu nicht sagen. 

		Seit sieben Jahren ringt Clark mit den Beamten des 
				Umweltministeriums
			in Brasilia, um das gesamte Gebiet als Naturschutzpark auszuweisen. Das Dekret von Präsident Lula sei nun endlich unterschriftsreif und könne jeden Tag besiegelt werden, berichtet er. Damit würden die Bewohner zu vollen Eigentümern dieser Waldregion. »Es ist ihr Land, und sie bestimmen, was damit passiert.« Dass mit diesem Modell auch Geld verdient werden kann, lockt Dorfbewohner wieder zurück, die |81|noch vor wenigen Jahren in die Großstädte gezogen sind, um dort ihr Glück zu versuchen. 

		Clarks Botschaft an die Weltbank und Emissionshändler: Ohne die Bevölkerung direkt einzubeziehen, kommt man nicht weit. Gelder versickern rasch in öffentlichen Kanälen. Verantwortung und Rechenschaft sind unklar. Es gibt zu viel Korruption. Hochrangige Beamte und Minister mögen ehrenwerte Absichten haben, aber die darunter liegende Bürokratie versagt. Andererseits, direkt mit der Bundesregierung verhandeln, Druck auf sie ausüben wie im Falle Rio Jauaperi, dabei die Provinzen zu umschiffen, sei eine Chance. Schließlich besitzt die Regierung in Brasilia viel Land. Sie vergibt die Konzessionen. An Bergbaufirmen, Holzfirmen und Plantagenbetreiber. Und sie ist Herr über den Wald. 

		Laut Gesetz. Nicht jedoch im richtigen Leben. Brasilien hat in den vergangenen 40 Jahren 20 Prozent seines Regenwaldes im Amazonastiefland verloren. Kahlschlag und Waldbrände sind verantwortlich für 75 Prozent der brasilianischen 
				Treibhausgasemissionen
			. Zwar gab es zwischen 2005 und 2007 kleine Erfolge. Die Entwaldungsrate ging um 59 Prozent zurück, und die Regierung in Brasilia klopfte sich dafür auf die Schulter. Sie hatte harte Strafen eingeführt für jene Händler, die Rindfleisch und Soja verkaufen, das auf illegal gerodeten Waldflächen produziert wird, wollte Hunderte neue Waldpolizisten einstellen, die 1 600 Inspektoren unterstützen sollen, die bereits durch die Wälder streifen. »Wir haben viele gute Absichten, Pläne und Gesetze, Entwaldung zu bekämpfen«, sagt Marcelo Furtado von Greenpeace Brasilien. »Aber sie leiden alle darunter, schlecht umgesetzt zu werden. Es fehlt der politische Wille, aber vor allem fehlen Ressourcen.« Strukturell hat sich nichts geändert. Das 
				Umweltministerium
			hat nicht genug Geld. Die Polizei hat keine Helikopter und Inspektoren haben nicht genug Benzin für ihre Autos. 

		
			|82|Das Beharren auf Gesetzestreue ist redlich, führt jedoch in Ländern wie Brasilien oft nicht weiter. Zu mächtig ist der Markt. Zu groß der Nachfragedruck. Die Landwirtschaftssupermacht Lateinamerikas ist weltweit größter Exporteur von Rindfleisch, Baumwolle und Zucker und liegt immer stärker auch im Fadenkreuz Asiens. Neue Weiden für Rinder treiben den größten Keil in den Wald der Amazonasregion, zwei Drittel des Kahlschlags gehen auf ihr Konto. Inzwischen sind die kleinen Erfolge bereits Geschichte, die Entwaldungsrate ist wieder deutlich gestiegen. 

		John Carter, Direktor von Alianca da Terra, einer Organisation im brasilianischen Bundesstaat Mato Grosso, die 
				Umweltbewusstsein
			unter Farmern fördert und diese mit Umweltschützern an einen Tisch bringt, weitet die Perspektive. Er erklärt, Greenpeace & Co. kümmern sich um Regeln und darum, warum diese schlecht sind oder nicht eingehalten werden. Doch sie übersehen, dass es sich bei Entwaldung um Grenzvorstöße handelt. Historisch betrachtet habe niemand jemals Gesetze in solchen Grenzräumen beachtet, sei es in Europa oder den USA. Er glaubt, nur der Markt helfe hier weiter. Produzenten von Rindfleisch oder Soja bräuchten mehr Marktanreize, um Wälder zu schützen. Sicher, Farmer sollten Gesetze befolgen, sagt er, doch sie sollten davon einen Nutzen haben. »Restriktionen müssen mit Marktvorteilen gekoppelt sein.« 

		Carter setzt sich ein für einen besseren Marktzugang der Farmer in seiner Region. Versucht Abnehmer zu finden, die gewillt sind, einen Aufpreis zu zahlen, für Produkte, die den Regenwald nicht zerstören. »Die Welt muss viel genauer hingucken, wie Lebensmittel produziert werden. Farmer sind das unterste Glied der Warenkette. Sie verdienen sehr wenig. Aber sie sind diejenigen, die den Wald erhalten müssen und können. Also müssen sie dafür belohnt werden und es in der Geldbörse spüren.« 

		Am Ende geht es auch hier, wie in Indonesien beim Produzieren
			|83|von Palmöl, um Opportunitätskosten. Der Aufpreis entschädigt den Farmer, der mehr Wald roden will, um mehr Rinder zu halten, dafür, dies nicht zu tun. Als Kompensation will Carter auch den Emissionshandel nutzen. Er setzt auf den Schutz bestehender Wälder, weniger auf Aufforstung. »Was hier verloren ist, ist verloren«, konstatiert er. Da das 
				REDD-Instrumentarium
			aber wahrscheinlich erst in einem 
				Nachfolgevertrag
			des Kyoto-Protokolls geregelt sein wird, bereitet er Farmer aus der Region für den Tag X vor. Zehn Rinderfarmen hat er ausgewählt und berechnet mit Wissenschaftlern die 
				CO2-Speicherkapazität
			der noch existierenden Wälder. »Wenn es so weit ist, sind wir bereit.« 

		Wie viel eine Emissionsgutschrift kosten müsste, damit es sich rechnet, den Wald stehen zu lassen, statt ihn für Rinderzucht oder Sojaanbau zu roden, hat der Umweltwissenschaftler Rhett A. Butler von mongabay.com ausgerechnet. Rinderfarmer in Brasilien können heute Einnahmen aus ihrer Viehzucht von 3 000 US-Dollar netto je Hektar erwarten. Ein Hektar Amazonaswald speichert etwa 550 Tonnen Kohlendioxid. Bei einem Preis von 5,38 US-Dollar pro Tonne Kohlendioxid wären 
				Emissionsgutschriften
			genauso lukrativ wie die Viehzucht, darüber sogar gewinnbringender. Mit Sojaanbau verdienen Farmer zwischen 550 und 3 300 US-Dollar pro Hektar netto, je nach Bewirtschaftung. Bei einem Preis von 2,5 bis 6,1 US-Dollar pro Tonne Kohlendioxid wären Emissionsgutschriften bereits kostendeckend. 

		Rabobank, die holländische Raiffeisenbank, finanziert ein Pilotprojekt in Mato Grosso, in der Xingu Region, der »Zone der Zerstörung« im Amazonasbecken, und möchte so handelbare Emissionsgutschriften gewinnen. Die Bank zahlt acht Soja- und Rinderfarmen 56 000 Euro. Das Geld soll die Farmer für entgangene Erträge entschädigen, wenn sie bestehende Wälder
			|84|nicht roden. Es soll ferner die Kosten tragen, Waldareale an Flussufern, die besonders stark von Erosion betroffen sind, wieder aufzuforsten. Mögliche Emissionsgutschriften können dann an Unternehmen oder Privatpersonen in Europa verkauft werden, die ihre eigenen Emissionen ausgleichen wollen oder müssen. Die Kosten pro Emissionsgutschrift sollen zwischen 2 und 15 US-Dollar liegen. Bei Erfolg will Rabobank seine eigenen Emissionen verstärkt durch Waldschutzprojekte 
			ausgleichen – die Erlöse für die Bewohner in Waldregionen wären dann Millionen-Beträge. 

		»Wälder müssen endlich einen Preis bekommen. Sie brauchen Eigentümer. Es ist ein Marktversagen, dass dieser Naturbereich bislang geplündert werden konnte«, empört sich Daan Dijk, Direktor für »Corporate Social Responsibility« bei Rabobank. Er gesteht jedoch, dass es für die Bank keine leichte Entscheidung war, in Waldprojekte einzusteigen, und die Präferenz immer noch Projekte mit erneuerbaren Energien sind. »Klimaschutzmarkt und Waldwirtschaft haben ein schwieriges Verhältnis.« 

		Das liegt zunächst an den Berechnungsmethoden. Waldökosysteme sind sehr verschieden. Bäume können, je nach Alter, Wachstum, Art, Klima, Böden unterschiedlich viel Kohlendioxid speichern. Zwischen 200 und 1 000 Tonnen Kohlendioxid je Hektar. Im Durchschnitt braucht ein Baum 70 Jahre, um eine Tonne Kohlendioxid zu absorbieren. Kompliziert ist außerdem, aus vergangener Entwaldung Szenarien zukünftiger Entwaldung abzuleiten. 

		Dann die Risiken. Wer garantiert, dass ein Wald, der Kohlendioxid speichern soll, auch stehen bleibt? Ein Baum ist schnell gefällt. Ein Feuer schnell entfacht. Und wer garantiert, dass die eine Waldfläche zwar geschützt, eine andere dafür jedoch woanders nicht trotzdem abgebrannt wird? Permanenz und die |85|Gefahr, dass das Problem nur verlagert wird – »Leakage«, wie es im Fachjargon heißt – sind die beiden großen Zankäpfel in der Debatte, ob und wie Wälder in den Emissionshandel einbezogen werden sollen. 

		Permanent heißt dauerhaft, ein Umstand, den man sich auch für das Speichern von Kohlendioxid in Wäldern wünscht. Das Risiko, dass sie verschwinden, ist jedoch größer als bei Fabriken. Und wenn nicht sichergestellt werden kann, dass ein Waldgebiet zwar geschützt wird, doch die entschädigten Rinderfarmer einfach ein paar Kilometer weiterziehen und ein anderes Waldgebiet roden, machen Emissionsgutschriften keinen Sinn. Ähnlich verhält es sich in Europa, wenn strenge Emissionsstandards innerhalb der EU dazu führen, dass Unternehmen ihre Fabriken in Länder außerhalb der EU verlagern, Treibhausgase damit zwar in Mannheim vermieden, aber in Kiew wieder in die Atmosphäre geblasen werden. Das Problem lässt sich jedoch eindämmen, sagen Fachleute, denn diejenigen, die Bäume fällen, operieren in einem bestimmten Gebiet, lassen sich kontrollieren und sind nicht grenzenlos mobil. Sie in die Waldschutzvorhaben einzubeziehen, ist genau das Ziel des REDD-Mechanismus. 

		Dennoch, diese Unsicherheiten sind ein wesentlicher Grund, warum viele Unternehmen sich scheuen, 
				Emissionsgutschriften
			aus Waldprojekten zu kaufen oder in solche zu investieren. Ist der Baum verschwunden, ist auch der Umwelt- und Klimanutzen verloren. Wird der Baum woanders gerodet, verlieren Emissionsgutschriften auch ihren Wert. 

		Doch wo ein Risiko, ist auch eine Versicherung. ForestRe. Phil Cottle, ein lakonischer Brite, versichert Risiken im Forstsektor. Er sitzt in einem kleinen, überhitzten Büro in London. Seit 15 Jahren ist er im Geschäft. Lange hat er 
				Landwirtschaftsbetriebe
			versichert. Nun Wälder. Seine Kunden sind Waldbesitzer
			|86|, Plantagenbetreiber und Investmentfunds. Waldflächen, deren Landrechtsstatus unklar ist, versichert er nicht. Für den Job muss man eine Unmenge Daten sammeln. Wetter, Wind, Boden- und Geländestruktur, Schädlinge, Wasserläufe, Eigentümer, Nachbarn, Zugänge, Wege, Forstwesen, Forstgesetze. Das Hauptproblem: Die oft großen Waldgebiete überwachen. Daher seien Besitzer kleiner Wälder die besten Partner. Die 
				Überwachungstechnik
			wird jedoch immer weiter verfeinert. Jeder kann heute seinen Wald auf Google Earth betrachten. »Bald ist die Kontrolle aus dem All so gut, dass ich einzelne Bäume gegen Diebstahl versichern kann.« Aber die besten Satelliten nützen nichts, sagt Cottle, wenn es keine Strafverfolgung und funktionierende Forstverwaltung gibt. 

		Eine der schwierigsten Frage beim Waldschutz ist herauszufinden, wann sogenannte »tipping points« erreicht sind, also Grenzwerte überschritten werden, die die Funktionen des Waldes zerstören. Beispiel: Wie viele Bäume müssen auf einer Fläche verschwinden, um so viel Trockenheit zu erzeugen, dass Feuer leichter ausbrechen? Oder wie dicht müssen Baumkronen sein, um den Boden vor dem Austrocknen zu schützen? 

		Die Risiken für tropische Wälder sind aus dargestellten Gründen ungleich höher als in Europa oder Nordamerika. Es sind aber genau diese Wälder, die vom Emissionshandel profitieren sollen. Nur zögerlich steigen Unternehmen daher in den Waldschutz ein. »Knackpunkt ist wirklich die Permanenz«, sagt Anna Lehmann, Projektmanagerin von der First Climate Group in Frankfurt am Main, eine Firma, die Emissionsrechte kauft und verkauft. Dennoch, seit einem Jahr investiert First Climate zunehmend in Waldschutzprojekte. Das liegt auch daran, dass mehr Unternehmen, die Emissionen verringern müssen, solche Projekte nachfragen. Lehmann beobachtet einen Mentalitätswechsel. Waldschutz lässt sich gut vermarkten
			|87|und spricht das Herz der Verbraucher an. »Der Wind beginnt sich zu drehen.« 

		First Climate arbeitet vor allem mit Costa Rica zusammen, dem Musterland tropischer Waldwirtschaft. Das Land ist klein, überschaubar, verfügt über ein solides Staatswesen und ein effektives Überwachungssystem. Es hat früh verstanden, dass der Wald eine der wichtigsten Ressourcen ist. Costa Rica unterscheidet sich von anderen tropischen Waldländern aber vor allem dadurch, dass es viel Privatwald gibt, einen relativ breiten »ländlichen Mittelstand«, wie es Lehmann nennt. Darum ist das Eigeninteresse, den Wald zu erhalten, groß. In Costa Rica könne man direkt mit der staatlichen Verwaltung 
				zusammenarbeiten
			. »Woanders würden wir den Teufel tun, dies zu machen.« 

		Auch wenn mehr Geld aus dem Emissionshandel allein keinen Unterschied macht, so lange die Staatsapparate in Indonesien oder Brasilien marode sind, kann er das Schiff vielleicht langsam über die Sandbank heben. Kann im günstigen Fall ein Hebel sein, damit die Länder in einem ersten Schritt die Grundlagen für eine nachhaltige Forstwirtschaft schaffen, um dann in einem zweiten Schritt konkrete Vorhaben zu gestalten. »Ich bin überzeugt, dass Emissionshandel dem Waldschutz dienen wird, ihm eine neue Dynamik verleihen wird«, erklärt Sebastian Scholz, der Weltbank-Förster aus Washington. 

		Diese Erkenntnis wünscht man auch den EU-Beamten in Brüssel.DochsiereitenlieberaufdengenanntenRisikenherum, die sich minimieren lassen, werden Wälder solide bewirtschaftet, und wischen die Chancen beiseite. Dies verwundert, sagt die EU doch ja zu Aufforstungsprojekten im Kyoto-Protokoll, aber nun nein zum Schutz stehender Wälder. Beides gehört allerdings zusammen. Will man Entwaldung verhindern, muss aufgeforstet werden. Es verblüfft überdies, wie optimistisch |88|die Europäische Kommission ist, wenn es um die Unwägbarkeiten neuer Technologien wie der CO2-Speicherung geht. Woher diese Diskrepanz? Der Wald hat keine mächtige Lobby wie die Kohleindustrie und Energieversorger. Und die Idee von REDD ist von Umweltverbänden seit Jahren diskreditiert worden. Das Motiv dahinter – die reichen Staaten würden sich aus den eigenen Verpflichtungen freikaufen – mag man ehrenhaft finden, ist aber für das Klima wenig hilfreich. 

		 

		*

		 

		Ich frage Rizaldi Boer in Indonesien, wie er eine Million Euro sinnvoll und erfolgversprechend in Waldschutz investieren würde. »In der Waldregion, die ich aussuche, würde ich mit allen Beteiligten sprechen. Ich betone: allen.« Sie informieren. Ihre Perspektiven hören. Ihre Interessen. Ein umfassendes Bild der Lage vor Ort erhalten. Dann würde er verbindliche Vereinbarungen treffen mit allen Beteiligten: Beamten, Bauern, Unternehmern, Umweltschützern. »Anders funktioniert es nicht.« Entscheidend sind dann glaubhafte, gut trainierte und pragmatische Organisationen vor Ort, die sich auskennen, aufklären, informieren, überwachen. Dann müsste das Vorhaben in Programme und Strukturen der Provinzregierung integriert werden, die die lokale Wirtschaft entwickeln sollen. 

		Die Richtung für den Erfolg ist von unten nach oben. 

	


		
|89|


		Kapitel 3 Biosprit: Gut gemeint ist noch nicht gut gemacht

		
			»Selbst wenn wir die gesamte Maisernte der USA zu Kraftstoffverarbeitet würden, nichts übrig behielten für Lebensmittelund Tierfutter, würde dies nur 12 Prozent unseres Benzinbedarfs decken.« 

			
				Union of Concerned Scientists, USA 
			

		

		

		
			»Jatropha ist ein Traum, der für die Industriestaaten wahr wird, ein Gutfühlprojekt. So müssen sie ihren Verbrauch zu Hause nicht einschränken.« 

			
				Dr. Suman Sahai, Gene Campaign, Neu Delhi 
			

		

		CS Patel hat zum ersten Mal in seinem Leben eine Steckdose. Sie klebt noch nackt an der blauverschmierten Lehmwand in seinem Haus. Was er dort anschließen wird, weiß er noch nicht. Vielleicht ein Radio. Er spricht kein Englisch, lächelt nur. Und zeigt auf die Lampe, die den Innenraum seines kargen Hauses beleuchtet. Er hat vielen europäischen Haushalten etwas voraus: eine Energiesparlampe. 

		Der Mann lebt mit seiner Frau und vier Kindern in Ranidahra, Bundesstaat Chhattisgarh, Zentralindien, 600 Kilometer westlich von Kalkutta, 21˚14′ nördlicher Breite, 81˚38 östliche Länge. Ein Dorf mit 600 Einwohnern. Es ist bergig hier, bewaldet und angenehm kühl. Die Menschen bauen auf ihren Feldern an, was sie zum Leben brauchen. Der Wald ist noch üppig, es gibt genug Holz und Früchte. Gekocht und geheizt wird mit Reisig und Kuhdung, Lampen brennen gewöhnlich mit Petroleum. 

		
			|90|Ranidahra ist eines jener unzähligen Dörfer in Indien, wo die Geschichte eingefroren war, wo elektrisches Licht so unerreichbar schien wie der Salsahüftschwung für einen Hanseaten, auf ewig verdammt zu Armut und Stillstand. Doch im Sommer 2007 schrieb Ranidahra Weltgeschichte: Erstmals wird hier ein ganzer Ort mit Strom aus Pflanzenöl versorgt. Aus den giftigen, aber ölhaltigen Samen des Jatrophabaumes. Ein Baum, je nach Sorte auch ein hoher robuster Strauch, in dem Indien die Zukunft des Biodiesel sieht. 

		Die Dorfbewohner hatten längst den Glauben verloren, jemals Elektrizität zu erleben. Es dauerte auch zwei Jahre, sie zu überzeugen, dass der Strom aus Pflanzenöl, aus Bäumen, die bei ihnen hinterm Haus wachsen können, genauso guter Strom ist, wie der aus einer Überlandleitung. 

		Initiiert hat das Projekt Winrock India, ein gemeinnütziges Institut aus Neu Delhi, unterstützt von der British High Commission und der indischen Regierung. Das Institut wollte beweisen, dass Pflanzenöl Dörfer mit Strom versorgen kann. Nachhaltig und umweltfreundlich. Die Bewohner erhielten Saatgut, Setzlinge, Technik und Training unentgeltlich, müssen aber fortan ihren kleinen Energiekreislauf selbst regeln. Alles ist so berechnet, dass keine weiteren Subventionen nötig sind. Dazu wurde eigens ein Dorfenergierat gegründet. Dieser ist verantwortlich, dass immer ausreichend Öl vorhanden ist, der Generator gewartet, die Samen geerntet und der Strompreis von 20 Rupie (0,32 Euro) pro Monat bezahlt wird. 

		Der Generator hat eine Leistung von 17,5 Kilowatt. Er versorgt die 110 Haushalte mit Strom, ausreichend für Licht, Radio, Fernseher oder Ventilator. Er betreibt Straßenlampen, einen Brunnen und die Mühle, die das Öl aus den Samen presst. Für den Anfang fließt der Strom nur zwischen 18 und 22 Uhr. Später einmal, wenn die immergrünen Bäume mehr Öl liefern, vielleicht auch morgens. 

		
			|91|Damit das dickflüssige Jatrophaöl verbrannt werden kann, musste ein herkömmlicher Dieselgenerator umgebaut werden. Castrol, der indische Partner von BP, half dabei und hat nun das Patent auf die Technik. Dies könnte sich auszahlen. 25 000 Dörfer in Indien sind so abgelegen, dass sie nur durch diese Möglichkeit nicht mehr ewig auf einen Stromanschluss warten müssen. 

		In Ranidahra wachsen nun 25 000 Bäume auf ehemaligem Brachland, freien Flächen zwischen Reisfeldern, neben Mangobäumen oder neben der Straße. Im Nachbardorf gibt es eine Baumschule, die neue Setzlinge züchtet. Nach zwei Jahren bereits können die ersten Früchte geerntet werden. 40 Prozent beträgt ihr Ölanteil. Läuft alles gut, liefern ein Hektar Jatrophabäume rund zwei Tonnen Biodiesel pro Jahr. 

		Doch Jathropha sorgt nicht nur für Strom. Ödes Land wird wieder bepflanzt und rekultiviert. Die Bodenqualität verbessert sich, und nach einigen Jahren können auch Reis oder Gemüse wieder angebaut werden. »Eine Win-win-win-Situation«, freut sich Somnath Bhattacharjee, Direktor von Winrock India. 

		Jatropha ist das neue Zauberwort hier in Indien. Ein nachwachsender Rohstoff, der auf kargen Böden gedeiht, keine fruchtbaren Äcker streitig macht, klimafreundlich ist, der steigenden Energiebedarf, Entwicklung und Umweltschutz versöhnt. Und anders als beim Palmöl muss kein Wald gerodet werden, anders als bei Soja und Mais entfällt der Konflikt, ob Nahrungsmittel in Dieselmotoren enden. Die indische Regierung verfolgt darum ein ehrgeiziges und umstrittenes Ziel: 14 Millionen Hektar Land sollen mit Jatrophabäumen bepflanzt werden. Zum Vergleich: Die gesamte Waldfläche in Deutschland beträgt elf Millionen Hektar. 

		 

		*

		 

		
			|92|Das Klima schützen und vom Erdöl unabhängiger werden – Biokraftstoffe versprechen beides. Und sie suggerieren, unendlich verfügbar zu sein. Biodiesel und Ethanol wurden seit einigen Jahren als Schmierstoff für gewissenreines Autofahren gepriesen. Auf den Börsenfluren und in den Investorenstuben 
			leuchten seither die Augen. Die Investitionen von 
				Risikokapitalgesellschaften
			in Biosprit-Firmen stiegen in den vergangenen drei Jahren weltweit um 800 Prozent. Konzerne der Öl-, Getreide- und Autoindustrie formen mächtige Geschäftsbündnisse, die die gesamte Produktionskette von Aussaat über Verarbeitung bis Zapfsäule umfassen. Die weltweite Bioethanolproduktion verdoppelte sich zwischen 2000 und 2005, die Herstellung von Biodiesel stieg sogar um das Vierfache. Der Ausweg schien nah, uns auf den Klauen der Erdölwirtschaft zu befreien. Manche Optimisten verkündeten sogar, die Produktion von Biokraftstoffen könne in Zukunft die Erdölproduktion überflügeln. 

		Die Politik stimuliert und forciert den Boom mit 
				Steuervergünstigungen
			und ambitionierten Zielvorgaben. Der US-Kongress will 15 Prozent Biosprit-Anteil bis 2022 – so sieht es ein neues Energiegesetz vor. Die Europäische Kommission legte 2003 fest, diesen Anteil bis 2010 auf 5,75 Prozent zu steigern. Bis 2020 soll er auf 10 Prozent europaweit erhöht werden. Viele EU-Länder haben zudem ihre eigenen Zielmarken. In Deutschland sollen ab 2010 mindestens 6,75 Prozent Biosprit dem herkömmlichen Diesel beigemischt werden. 

		Doch man hatte die Rechnung ohne den Wirt gemacht. Die landwirtschaftliche Kapazität der Industrieländer reicht bei weitem nicht aus, um diese Ziele zu erreichen. Also muss Neuland her. Das Grundnahrungsmittel Mais wird jetzt in den USA zu Bioethanol und nicht mehr zu Mehl verarbeitet. Ist Mehl knapp, wird Brot teurer. Diese Knappheit drückt die Preise auf dem ohnehin angespannten Weltmarkt für Getreide – eine wachsende |93|Nachfrage aus Asien, jahrelange Dürre im wichtigen 
				Weizenexportland
			Australien, höhere Landwirtschaftskosten durch den explodierenden Ölpreis – weiter in die Höhe. Die 
				Welternährungsorganisation
			FAO veranschlagt, dass Biokraftstoffe 10 Prozent am Preisauftrieb für Lebensmittel ausmachen, der Internationale Währungsfonds geht von bis zu 30 Prozent aus. 

		Anfang 2007 bereits marschierten Zehntausende Mexikaner durch ihre Hauptstadt und protestierten gegen unbezahlbare Tortillafladen. Italien erlebte einen Tag lang den »Pasta-Streik«, weil die Nationalspeise jetzt 20 Prozent mehr kostet. Weizen, Mais, Milch und Rindfleisch erreichten immer neue Rekordpreise. Im Frühjahr 2008 rollte eine Protestwelle gegen teure Lebensmittel um den ganzen Globus. Wütende Menschen in Haiti, Ägypten und Bangladesch plünderten Geschäfte, Regierungen sahen sich gezwungen, den Export von Getreide zu stoppen. Eilig anberaumte UN-Meetings suchen nach Auswegen. Weltbankchef Robert Zoelleck sprach bereits von »sieben verlorenen Jahren« im Kampf gegen den Hunger, sollten die Preise nicht wieder fallen. Doch ein Ende der Preisexplosion ist nicht in Sicht. Das International Food Policy Research Institute prognostiziert, dass Grundnahrungsmittel bis 2010 um 20 bis 30 Prozent teurer sein werden, bis 2020 gar um 135 Prozent. 

		Doch damit nicht genug. Regenwälder werden für Palmölplantagen und Sojafelder kahl geschlagen und abgebrannt. Die Umweltbilanz von Biosprit ist längst nicht so rosig wie einst angenommen. Heute kann kaum noch jemand den Anbau von Mais oder Ölpalmen für den Tank rechtfertigen, ohne nicht in den Ruf zu kommen, Hunger und Entwaldung für unseren Mobilitätsdrang in Kauf zu nehmen. Selbst die OECD resümiert: Der Ausbau der Biospritproduktion führe zu »unhaltbaren Spannungen« auf den Nahrungsmittelmärkten. 

		Die Debatte über Sinn und Unsinn von Biotreibstoffen war |94|lange polarisiert; zu wenig wurden nüchtern Vor- und Nachteile abgewogen. Die Gegner verdammten ihren Einsatz, da sie die Umwelt ruinierten, die Befürworter versprachen die Rettung für den globalen Energiehunger. Das Thema ist ein Lehrbeispiel dafür, wie eine erhoffte Lösung sich beim zweiten Blick als neues Problem erweist; auch weil Politiker in ihrem Eifer über das Ziel hinausschossen, ohne vorher die – nicht völlig überraschenden – Konsequenzen bedacht zu haben. Mittlerweile ist die Euphorie verflogen, und es wird versucht, den davon stürmenden Gaul wieder einzufangen und zu bändigen. 

		Der Biokraftstoff-Boom ist zuallererst ein Kampf um Landnutzung. Um die Frage, ob wir die Ackerflächen lieber für den Tank oder den Magen nutzen. Und weil auf den Agrarmärkten alles mit allem zusammenhängt, verschärft die rasant gestiegene Nachfrage den Druck auf den tropischen Regenwaldgürtel und andere noch verbliebene Naturlandregionen. 

		Die Anbauflächen für nachwachsende Rohstoffe werden weltweit rasant vergrößert. In Deutschland allein haben sie sich in den vergangenen zehn Jahren verfünffacht. Gelbe Rapsfelder bedecken halb Mecklenburg und Brandenburg. Die deutschen Landwirte freuen sich. Sie verdienen sogar wieder gutes Geld. Die unsinnige EU-Politik, Bauern Prämien zu zahlen, damit sie ihre Äcker brach liegen lassen, hat auch endlich ein Ende. Doch Raps verdrängt Getreide, dessen Knappheit sich in höheren Weizenpreisen widerspiegelt. 

		Im Mittleren Westen der USA schießen Ethanol-Fabriken aus dem Boden. Die Farmer in Iowa haben noch vor wenigen Jahren Soja und Mais im Wechsel angebaut. Nun steigen sie komplett auf Mais um. Das heißt, Soja muss woanders produziert werden. Und Agro-Konzerne wie Archer Daniels Midland und Cargill destillieren den Mais jetzt lieber, als ihn zu Mehl zu verarbeiten. Mehr Raps in Europa und mehr Mais in den USA – beides
			|95|sorgt verstärkt dafür, dass dem Regenwald der Garaus gemacht wird. 

		Das liegt an den Dominoeffekten auf den internationalen Agrarmärkten. Höhere Maispreise zum Beispiel ermuntern Farmer in den USA, die Anbauflächen für Mais auszuweiten. Da Ackerland für Soja auch für Mais gut genug ist, wird mehr Mais auf ehemaligen Sojaflächen angebaut. Gleichzeitig steigt die Nachfrage für Soja, da aus seinem Öl in Lateinamerika nun auch Biodiesel hergestellt wird und in Asien und Europa mehr Soja für die Viehzucht verfüttert wird. Dadurch klettern die Sojapreise. Die Preise für andere Pflanzenöle wie Palmöl schnellen damit ebenfalls in die Höhe, da sie zum Teil das sinkende Sojaöl-Angebot für die Speisezubereitung ausgleichen müssen. 

		Ausgeschöpftes Ackerland in den USA plus steigende Preise erhöhen den Anreiz, Neuland in Brasilien zu erschließen. Je mehr Getreide in den Motor wandert, desto mehr Wald geht in Brasilien in Flammen auf. Je mehr Palmöl wiederum Sojaöl ersetzen muss, umso mehr Wald wird in Indonesien gerodet. Steigt der Ölpreis, klettert auch der Preis für Biodiesel, wächst die Nachfrage nach Palmöl, erhöht sich der Druck auf die Wälder in Südostasien. 

		Ein anderer wichtiger Zusammenhang: Neue Essgewohnheiten in Asien verlangen nach mehr Rindfleisch. Mehr Rinder, mehr Weiden, weniger Wald. Für ein Kilogramm Rindfleisch benötigt ein Viehzüchter rund 7 Kilogramm Futter. Sojaschrot ist ein beliebtes Tierfutter. Wird aus Soja mehr Biodiesel hergestellt, wird das Futter knapp, die Preise steigen. Auch für Fleisch. Was für Viehzüchter wiederum Anreiz ist, mehr Rinder zu halten. Und so weiter. 

		Das Prinzip ist immer das Gleiche: Biokraftstoffe verursachen Knappheit, eine hohe Nachfrage und hohe Preise. In dieser Logik ist es notwendig und lohnend, Wälder abzubrennen, |96|um neues Acker- und Weideland zu bewirtschaften. Der Klimawandel wird dadurch beschleunigt. 

		Biodiesel und Bioethanol verursachen sogar mehr Treibhausgase als herkömmliche Treibstoffe. Dies bestätigen zwei Studien der Princeton University und der amerikanischen 
				Umweltorganisation
			Nature Conservancy, veröffentlicht im 
				Wissenschaftsmagazin
			
			Science. Das Problem ist der doppelte Schlag gegen das Klima. Erstens werden großflächig Naturwaldgebiete zu Ackerland umgewandelt, dabei werden enorme Mengen an Kohlendioxid freigesetzt. Zweitens geht mit den Wäldern ein gigantischer
			Kohlendioxidspeicher unwiderruflich verloren. Die neu angelegten Felder und Plantagen absorbieren weit weniger Kohlendioxid. »Die Produktion fast aller Biokraftstoffe führt dazu, dass – direkt oder indirekt, gewollt oder ungewollt – Wälder verschwinden«, schreiben die Autoren. 

		Wälder müssten aber nicht abgefackelt werden, sagen manche Fachleute. Denn es gebe ein riesiges unausgeschöpftes Potenzial an brachliegendem Land. Auf der Erde werden nach Schätzungen der FAO rund 1,4 Milliarden Hektar Land bewirtschaftet. Forscher der Harvard University kommt zu dem Ergebnis, dass es in 95 Ländern mehr als 700 Millionen Hektar Land gebe mit ausreichend guter Bodenqualität, das dennoch nicht genutzt wird. In Indonesien sind es etwa 30 Millionen Hektar. Wenn es gelänge, auch nur einen geringen Teil dieser Brachen zu nutzen, könnte die Produktion von Biosprit erheblich ausgeweitet werden – ohne auf Kosten bereits bewirtschafteter Äcker und Wälder zu gehen. 

		Kritiker halten dem entgegen, dass sich die weltweite Anbaufläche nicht mehr erheblich ausdehnen lasse. Die Gesamtfläche ist seit 30 Jahren weitgehend konstant geblieben. Bodengewinne und -verluste halten sich global ungefähr die Waage. Wird neues Land in Lateinamerika durch Roden von Wäldern unter |97|den Pflug gebracht, geht es in Asien durch Erosion, Versteppung und Verstädterung verloren. Allein in China verschwanden in den letzten zehn Jahren 8 Millionen Hektar fruchtbares Land. Das Reich der Mitte, einst Exporteur von Agrarerzeugnissen, kauft heute die Weltmärkte für Getreide leer. 

		Selbst wenn für Biokraftstoffe keine Wälder verschwinden, bleibt die Klimabilanz dürftig. Die Rechnung, die Befürworter von Biodiesel aufmachen, ignoriert oft den industriellen Anbau. Sie kalkulieren das in den Pflanzen während des Wachstums »gespeicherte« Kohlendioxid, das beim Verbrennen dann wieder frei gesetzt wird. Und sie berechnen nachfolgende 
				Verarbeitungsstufen
			wie das Raffinieren. Untersuchungen zeigen, dass Biodiesel immer noch weniger Kohlendioxid freisetzt als Erdöl, selbst wenn der Energieaufwand für Ernten, Verarbeiten und Transportieren eingerechnet wird. Nicht bedacht wird jedoch oft der Einsatz von Düngemitteln, ohne die keine moderne Landwirtschaft mehr auskommt. 

		Der Atmosphärenchemiker und Nobelpreisträger Paul Crutzen hat vorgerechnet, wie die Klimabilanz von Biosprit aussieht, bezieht man lediglich Stickstoff als Düngemittel ein. Dieses erzeugt das Treibhausgas Stickoxid, das eine 290-mal stärkere Wirkung als Kohlendioxid entfaltet. Wird Ethanol beispielsweise aus Mais gewonnen, produzieren diese Emissionen allein das 0,9- bis 1,5-fache an Erderwärmung wie Erdöl. Bei Rapsöl – gegenwärtig werden weltweit rund 80 Prozent des Biodiesels aus Raps gewonnen – liegt der Wert sogar noch höher: 1,0- bis 1,7-fach. 

		Schaden Biokraftstoffe also mehr, als sie nutzen, oder sind die Vorteile am Ende marginal? Die Rufe nach einer Kurskorrektur werden lauter. »Es macht keinen Sinn, solche Biokraftstoffe zu unterstützen, die tropische Wälder vernichten und dem Klimaschutz keinen Dienst erweisen«, erklärt Merlin Hyman von der britischen Environmental Industries Commission, dem 
				Interessenverband
			
			|98|der Umwelttechnologiefirmen. Es sollte nur noch Biosprit vermarktet und zugelassen werden, der wenigstens die Hälfte der Emissionen der ersetzten fossilen Treibstoffe einspart. Anderenfalls werde der Markt für Biokraftstoffe langfristig beschädigt. Die Royal Society, Großbritanniens wichtigste Wissenschaftsakademie, fordert rasch Kriterien für nachhaltigen Biosprit und ein entsprechendes Gütesiegel. Achim Steiner, Chef des UN-Umweltprogrammes, sieht dringenden Handlungsbedarf für ökologische Mindeststandards, die den Schutz tropischer Wälder garantieren müssten. 

		Von einem international anerkannten Qualitätsausweis für alle Biokraftstoffe sind wir jedoch noch weit entfernt. Zwar existieren die Kriterien des Round Table on Sustainable Palmoil, aber eben nur für Palmöl. Und diese Standards gehen vielen EU-Politikern bereits zu weit. Solange es kein anerkanntes Gütesiegel gibt, fordern Umweltorganisationen, die in ihren Augen schädlichen Zielgrößen der EU abzuschaffen und ein Moratorium für die Ausweitung von Biospritproduktion. »Wir brauchen mehr Zeit, um einen besseren Übergang zu mehr Nahrungs- und Energiesicherheit zu organisieren«, schreibt Eric Holt-Gimenz, Direktor des Institute for Food and Development Policy in Oakland, in der International Herald Tribune. 

		Zeit nehmen will sich Indien nicht. Biokraftstoffe vor allem aus Jatrophaöl eröffnen hier neue Horizonte. Sie werden als Entwicklungsmotor gesehen, vor allem für ländliche Gebiete. Als Chance, Armut zu reduzieren. So wie in dem indischen Dorf Ranidahra. 

		 

		*

		 

		Geht es um die Zukunft von Biodiesel in Indien, ist Alok Adholeya eine erste Adresse. Er ist Direktor für Biotechnologie und |99|Bioressourcen am The Energy and Resource Institute in Delhi, kurz TERI. Dessen Chef ist das personifizierte globale Wissen in Sachen Klimaschutz: der spitzbärtige Rajendra Pachauri, Vorsitzender des Weltklimarates IPCC. Alok Adholeya sitzt in einem viel zu engen Büro im Habitat Center, einem riesigen Gebäudekomplex im Herzen Neu Delhis, der Forschungsinstitute, Museen und Bibliotheken beherbergt und so auch in Moskau stehen könnte. Auf Adholeyas Etage befinden sich unzählige kleine Labore. Die Innenräume versprühen den Charme der siebziger Jahre. 

		Es geht um Jatropha. Der Baum, der das 
				Biokraftstoff-Dilemma
			lösen soll. »Na ja, ein Wunderbaum ist es nicht«, meint Alok Adholeya. Er redet oft mit geschlossenen Augen, leise und fast meditierend. »Aber er ist sicher viel besser als andere Ölpflanzen.« Er konkurriert nicht mit Nahrungspflanzen, wird von Tieren nicht gefressen und kann auf relativ nährstoffarmen Böden wachsen. Aber die Vorstellung, die durch die Medien geistert, er brauche kaum Wasser und könne auch in der Halbwüste wachsen, sei falsch. Jatrophabäume könnten eine Weile ohne Wasser überleben, doch dann sei die Ernte schlecht. Für eine gute Ernte braucht es rund 600 Millimeter Niederschlag im Jahr. Das sind Berliner Verhältnisse. 

		Jatropha wurde von den Portugiesen aus Lateinamerika nach Indien gebracht. Der Baum diente als Heckenschutz, begrenzte Felder und Weiden. Da die Samen giftig sind, wird er von Tieren gemieden. Bei den Menschen geriet der Baum mehr oder weniger in Vergessenheit. »Jatropha als Biodieselpflanze, das alles steckt noch in den Kinderschuhen«, erklärt Alok Adholeya. Welche der mehr als 150 Sorten ist am besten unter welchen Boden- und Klimabedingungen für die Pflanzenölproduktion geeignet? »Es gibt noch viele Unbekannte.« 

		Sein Team forscht seit sechs Jahren an Jatropha. Ursprünglich
			|100|ging es für ihn nicht darum, erneuerbare Energierohstoffe zu finden. Ihn interessierte, Brachen und ökologisch degradierte Flächen wieder zu bepflanzen, um sie 
				zurückzugewinnen
			für die Landwirtschaft. In Indien sind etwa 60 Prozent der Ackerflächen – eine Folge des massiven Chemieeinsatzes der »grünen« Revolution in den sechziger Jahren des 20. Jahrhunderts– überdüngt, ausgelaugt und teilweise unbrauchbar. »Es ging um Umweltschutz und ländliche Entwicklung«, erläutert Alok Adholeya. Jatropha verbessert die Bodenqualität, nach einigen Jahren können auch Reis, Gemüse oder andere Bäume wieder angepflanzt werden. Und der Baum gedeiht gut in der Nachbarschaft von Kokospalmen oder Mangobäumen. 

		Dieser Ansatz hatte eher den Charakter eines ökologischen Rehabilitierungsprogrammes. 

		Doch nun ist man mittendrin im Bioenergiesturm. Alles dreht sich jetzt um Biodiesel. Um Exportchancen, um sauberen Treibstoff für Indiens marode LKW-Flotte und Eisenbahnen, Treibstoff, den man nicht importieren muss, um Arbeit, Einkommen und Strom für die Zurückgebliebenen in den Dörfern zu ermöglichen. Dabei prallen zwei Welten aufeinander: international operierende Unternehmen, die den Hunger der 
				industrialisierten
			Welt nach Biotreibstoffen stillen wollen, dabei einen Markt mit mächtigem Sog schaffen, und Indiens Bemühen, sich zu entwickeln. 

		Der Ölkonzern BP allein pumpt 64 Millionen US-Dollar in Forschung und Anbau von Jatropha in Indien. Die Regierung in Neu Delhi gibt jährlich 300 Millionen US-Dollar für die 
				Biospritforschung
			aus. Indien will gut positioniert in den Startlöchern stehen, um Jatropha in naher Zukunft industriell nutzen zu können. 

		Trotz der erkennbaren Vorteile von Jatropha gegenüber Ölpalmen und Soja bleiben viele Inder misstrauisch. Ausländische
			|101|Ölfirmen sehen sie als neue Kolonialisten. Man fürchtet die unregulierte Marktmacht der Giganten aus Öl- und Agroindustrie, die generalstabsmäßig einsteigen, Indien zu einem Exportland und einer weiteren Biodiesel-Tankstelle für die reichen Nationen machen wollen. Mit dem bekannten Kreislauf: Mehr Flächen für Jatropha führen zu weniger Flächen für Getreide und höheren Lebensmittelpreisen – die dann zuerst wieder das Heer der Armen in Indien treffen würden. Indien schieße sich mit dieser Strategie selbst ins Knie, so die Kritiker im eigenen Land. Die ersten Opfer wären die Bauern. 

		Man kann den Bauern ihren Argwohn nicht verdenken. Was wurde mit und an ihnen nicht schon alles ausprobiert, das sich oft als Fluch und nicht als Segen entpuppte. Gentechnisch veränderter Reis, »Bt«-Baumwolle von Monsanto, neues 
				Hochleistungssaatgut
			, Pestizidwunder, nun dieser Superbaum. Früher hatten sie ihre Subsistenzwirtschaft, die Kontrolle über ihre eigene Aussaat und wenigstens genug zu Essen für die Familie. Heute sind sie abhängig von Monsanto-Vertretern und schlitzohrigen Händlern, pflanzen auf gestressten Böden Monokulturen, die anfällig für Schädlinge sind und müssen für Saat, Dünger und Pestizide immer mehr bezahlen. Arundati Roy, Schriftstellerin, politische Aktivistin und immer an vorderster Front, wenn es gegen ausländische Multis geht, schimpft, dass indische Bauern mit Jatropha wieder einmal zu 
				Versuchskaninchen
			der Agrarindustrie gemacht werden, um schließlich überredet zu werden, Land zu verkaufen. 90 Prozent der 650 Millionen Menschen, die in Indien von der Landwirtschaft leben, besitzen weniger als 4 Hektar Land. 

		Das Misstrauen bekam auch das britische Unternehmen D1Oil zu spüren. In einem Joint Venture mit BP entwickelt es 
				Jatrophaplantagen
			in Indien. Eine Million Hektar sollen bepflanzt, Tausende Arbeitsplätze geschaffen werden. Doch die Presse war |102|schlecht auf die Briten zu sprechen, warf ihnen sogar vor, aus indischen
			Forschungslaboren Zuchtproben zu stehlen. »Was Jatropha anbetrifft, ist das indische Establishment polarisiert, entweder völlig euphorisch oder ablehnend. Viele sehen die Chancen. Andere sehen, das wir ihnen den großen Kuchen streitig machen«, meint Ben Good von D1Oil. Auch die Regierung verhalte sich ambivalent. Sie sei zwar froh, dass ihr dabei geholfen werde, in Zukunft unabhängiger von Erdölimporten zu sein. Andererseits wolle sie nicht, dass D1Öl Jatrophaöl exportiere. 

		Wer einmal tagsüber aus Neu Delhi hinaus- und abends wieder in die Stadt hineinfährt, versteht auch warum. Delhi ist eine irdische Hölle. Und der Verkehr ist die Zufahrtsstraße dorthin. Jedes Jahr werden in der 
				Keiner-weiß-wie-viele-Millionen-Stadt
			im Durchschnitt 200 000 neue Autos registriert, 2007 sogar 300 000. Demnächst will der indische Autobauer Tata mit seinem »Nano«-Miniwagen auch noch die unzähligen Mopeds ersetzen. Einziger Lichtblick: Die dreirädrigen Tuktuks fahren nun mit Erdgas. Ansonsten wünscht man sich das Zeitalter der Fahrräder und Reitelefanten zurück. Die Luft ist toxisch. Die Sonne dringt nur mit diffusem Halblicht durch die Dunstglocke hindurch. Über dem Boden, besonders gut in der Abenddämmerung zu sehen, liegt wie Nebel ein milchiger Smogschleier. In den Außenbezirken brennen am Straßenrand und auf den Feldern kleine Feuer zum Kochen und Wärmen. Hier ist es oft stockdunkel. Keine Straßenlampen, kein Strom. Selbst in den wohlhabenden Vierteln gehen mehrmals am Tag die Lichter aus. Ist der Strom weg, springen Generatoren ein. Sie stehen vor und hinter jedem Geschäft, auf den Dächern der Wohnhäuser, alte Dieselmotoren, die dann losrattern. Oder auch nicht. 

		Indien braucht einfach jeden Tropfen Biodiesel für sich selbst. Deswegen die Mega-Anbauprogramme. Deswegen schwärmen |103|die »Location Scouts« aus, testen jede Brache, ob sie nicht doch für Jatropha geeignet ist. 

		Dass Jatropha auch auf grenzwertigen Böden gedeiht, bedeutet allerdings nicht, dass der Baum auch nur dort gepflanzt wird. Er wächst schließlich noch viel besser auf fruchtbaren Böden. Sicher, sagt Alok Adholeya, wenn Bauern bislang auf schlechten Böden mit viel Aufwand geringe Erträge Reis erwirtschaftet haben, werden sie dies aufgeben und auf Jatropha umschwenken. Er glaubt jedoch nicht, dass Bauern Jatropha pflanzen würden, wenn sie fruchtbare Böden haben. Denn die Einnahmen aus Getreide sind bislang höher. 

		Doch das kann sich ändern, wie das Beispiel Palmöl gezeigt hat. Klettern die Preise mit wachsender Biodieselnachfrage, wird es zunehmend attraktiver für Bauern, Getreide aufzugeben und Jatropha zu kultivieren. Dazu kommt der wachsende Druck von Firmen, Land aufzukaufen für eine industrielle 
				Jatrophaproduktion
			. Im Ergebnis geht fruchtbares Ackerland für Nahrungspflanzen verloren, das irgendwo ersetzt werden muss. 

		Alok Adholeya glaubt nicht, dass dieser Teufelskreislauf einsetzen muss. Denn es gebe in Indien ausreichend Ödland. 60 Millionen Hektar (600 000 Quadratkilometer), um genau zu sein. Eine unvorstellbare Zahl. Eine Ahnung von dieser Dimension bekommt jedoch, wer Indien von Nord nach Süd durchfliegt: Weites braunes, trockenes, kahles Land. Davon sind nach Angaben der Regierung immerhin 30 Millionen Hektar für den Jatrophaanbau geeignet. »Kein einziges bestehendes Feld müsste umgewandelt werden«, sagt Alok Adholeya, gibt aber zu, dass dies wohl utopisch ist. 

		Das Potenzial von Brachland in Indien werde oft überschätzt, meint RS Kureel, Direktor des National Oilseeds and Vegetable Oil Development Board im indischen 
				Landwirtschaftsministerium
			
			|104|in Neu Delhi. Es gebe schließlich Gründe, warum Land nicht genutzt wird: Landrechtskonflikte, Missmanagement, schlechte Böden, geografische Grenzräume – und ökonomisch wiegt der Aufwand nicht den Nutzen auf. »Ein Großteil dieser Gebiete ist de facto nicht verfügbar«, erklärt er. Doch selbst wenn man nur ein Drittel davon nutzen könnte, wäre dies ein enormer Gewinn. 

		Damit es so weit kommen kann, bedarf es noch einiger Pflanzenzucht. Der Ölgehalt der Samen soll weiter verbessert werden und die Bäume möglichst ohne Dünger wachsen. Das Institut TERI arbeitet dazu mit der omnipräsenten BP an einem Projekt in Südindien. Auf 8 000 Hektar werden auf verschiedensten Bodentypen Jatrophabäume gepflanzt und getestet, welche ohne chemische Nachhilfe gedeihen. Alok Adholeya hofft, dass 2010 mit dem großflächigen Anbau dieser umweltfreundlichen 
			Sorten begonnen werden kann. 

		Dünger oder nicht Dünger – diese Frage ist wichtig, da sie die Kosten für die Bauern hochtreibt und die Klimabilanz eintrübt. Ansonsten ist die Produktion vergleichsweise nachhaltig. Pflanzen, pflegen, ernten – alles wird manuell erledigt. Weiterverarbeitung und Transport schlagen dann für den 
				Kohlendioxidausstoß
			zu Buche. Wird das Öl für die lokale 
				Energieversorgung
			vor Ort gepresst und in Generatoren verbrannt wie in Ranidahra, wird Strom fast emissionsneutral erzeugt. 

		Mittelfristiges Regierungsziel ist, Jathropha vor allem für die einheimische Biodieselproduktion verfügbar zu machen, es ist weniger als Exportprodukt gedacht. Der Bedarf ist riesig. Für die ländliche Energieversorgung und als sauberer 
				Dieseltreibstoff
			. Die indische Eisenbahn, der landesweit größter Diesel- und damit Erdölschlucker, testet bereits Lokomotiven, die mit beigemischtem Jatrophaöl fahren können. In den 
				Regierungsschubladen
			in Neu Delhi liegt ein ambitionierter nationaler |105|
			Biokraftstoff-Plan, der vorsieht, ab 2012 5 Prozent Biodiesel beizumischen und ab 2017 10 Prozent. Sollte der Plan verabschiedet werden, dürfte der Jatropharummel in eine neue heiße Phase treten. 

		Indien könnte dann zu einem führenden 
				Biodieselproduzenten
			und, wie manche prophezeien, Exporteur aufsteigen. Doch das ist Zukunftsmusik. »Das Landangebot für die industrielle Nutzung ist noch zu gering. Viel Ödland ist für eine intensive Landwirtschaft nicht geeignet«, sagt Ben Good von D1Oil. 

		Für den Holländer Arjen Brinkmann bleibt Jatropha vorerst noch »ein Hype«. Er arbeitet für die niederländische Firma Biox, die Kraftwerke in Holland mit Biotreibstoffen befeuern will. Es werde viel gepflanzt, geforscht und große 
				Plantagenflächen
			würden aufgekauft, berichtet er. Doch das Angebot sei derzeit gering, die gesamte Vermarktungskette noch unausgereift. Vielleicht stelle sich am Ende heraus, dass Jatropha eher etwas für den regionalen Markt sei in Ländern wie Indien als für die weltweite Vermarktung. Für ihn, der ganze Schiffsladungen Pflanzenöl einkaufen will, ist Jatropha noch keine Alternative. 

		Biox startete als Abfallrecyclingfirma, stieg dann ins Energiegeschäft ein. Das Unternehmen baut derzeit drei Kraftwerke in den Niederlanden. Diese sollen, wenn fertiggestellt, nach eigenen Angaben 15 Prozent des von der Regierung geplanten Anteils erneuerbarer Energien liefern. Und sie sollen mit dem viel gescholtenen Palmöl befeuert werden. »Palmöl bringt nun einmal den besten Ertrag pro Hektar«, sagt Brinkmann. Das sei ein entscheidendes Argument im Konflikt um Landnutzung und konkurrierende Ressourcen. Biokraftstoffe aus Mais und Soja zu produzieren, sei weder ökonomisch noch ökologisch sinnvoll – Mais liefert nur 172 Liter Bioethanol, Soja 446 Liter Biodiesel pro Hektar. Man erreiche damit auch kaum 
				Emissionseinsparungen
			
			|106|. Mit Raps erziele man zwar eine höhere Ölausbeute, etwa eine Tonne pro Hektar, aber man brauche viel Fläche, viel Wasser und viel Stickstoffdünger. Außerdem seien die Anbauflächen in Europa begrenzt. Ölpalmen hingegen sind konkurrenzlos produktiv und liefern 3,7 bis 4,2 Tonnen Öl pro Hektar, abhängig vor allem von der Regenmenge. Für die gleiche Menge Pflanzenöl verbrauchten Ölpalmen fünf bis zehnmal weniger Land als andere Ölpflanzen. 

		»Uns ist völlig klar, dass Palmöl in Indonesien den Wald zerstört«, sagt Brinkmann, der über Regenwälder, Klima- und Naturschutz so leidenschaftlich disputiert wie ein Umweltaktivist. Biox will für seine Kraftwerke darum ausschließlich Palmöl mit Gütesiegel einsetzen, das vom Round Table on Sustainable Palm Oil zertifiziert wird. Dies sei eine Frage der Glaubwürdigkeit. »Und in Zukunft eine Frage des besseren Geschäfts.« Hofft er. 

		Doch derzeit hängt das Geschäftsmodell in den Seilen. Die 
				Finanzierungspläne
			wurden erstellt, als der Preis für Palmöl noch moderat war, jetzt knackt er jede Woche neue Rekorde. Momentan kostet eine Tonne 790 Euro. Zum Vergleich: Ein Fass Erdöl kostete im Sommer 2008 über 130 US-Dollar (rund 84 Euro), eine Tonne Erdöl damit etwa 686 US-Dollar (zirka 443 Euro). Brinkmann ärgert sich über die EU-Kommission mit ihren 
				kontraproduktiven
			Zielgrößen für Biokraftstoffe, die mitgeholfen hätten, dass der Preis explodiert sei. »Eine gute Absicht, aber schlecht ausgeführt«, meint er. 

		Trotz Kritik an der EU, der Sorge vor weiteren Umweltschäden und sozialen Verwerfungen durch die Biosprit-Ralley, es gebe auch gute Nachrichten, berichtet Brinkmann. Das Jahr 2008 markiert für ihn einen wichtigen Etappensieg, da ab Mitte 2008 endlich ein Qualitätsnachweis für nachhaltig hergestelltes Palmöl auf den Markt kommt. »Ein großer Schritt nach vorn.« Dann könnte Brinkmann Palmöl kaufen, das von |107|den Plantagen des Dänen Carl Bek-Nielsen in Malaysia stammt. Wenn dieser nicht so vehement gegen Speiseöl für Motoren wäre. 

		Auch der WWF, der den Round Table on Sustainable Palm Oil maßgeblich mit initiiert und die Qualitätsstandards mit entwickelt hat, erteilt solchen Importen nunmehr seinen Segen. »Bei Malaysia haben wir ein gutes Gefühl«, erklärt Martina Fleckenstein vom WWF-Büro in Berlin. Das Problemkind hieße Indonesien. Das Land ist berüchtigt dafür, Zertifikate zu fälschen. Seit Jahren. Vor allem beim Handel mit Tropenholz und gefährdeten Tierarten. Es tauchten bereits die ersten Gütesiegel für Palmöl auf, als es diese noch gar nicht gab. 
				Umweltorganisationen
			und manche Experten fordern deshalb ein Verbot von Palmöleinfuhren aus Indonesien. Wie effektiv ein solcher Bann ist, bleibt umstritten. Oft verlagert sich der Markt nur in andere Länder. Eine Kennzeichnungspflicht mitsamt strengen Qualitätskontrollen bleibt für viele die erfolgversprechendere Lösung. 

		Ironischerweise sind die ökologischen und sozialen Standards des Round Table on Sustainable Palm Oil europäischen Politikern zu streng. Das ist selten für eine freiwillige 
				Selbstverpflichtung
			der Unternehmen. Die Bereitschaft von Firmen, sich auf strenge Nachhaltigkeitskriterien einzulassen, sei aufgrund des öffentlichen Druckes momentan sehr groß, beobachtet Martina Fleckenstein vom WWF. 

		Dieses Momentum muss von politischer Seite genutzt werden. In Großbritannien, den Niederlanden und Deutschland entwickeln Arbeitsgruppen in den zuständigen Ministerien verbindliche Standards für eine nachhaltige 
				Biokraftstoffproduktion
			und Verfahren, wie diese Qualitätsanforderungen kontrolliert und für Käufer belegt werden können. Sie sollten nicht hinter den freiwilligen Ansprüchen der Wirtschaft zurückbleiben
			|108|. Am Ende soll dann ein Gütesiegel stehen wie es für Holz- und Papierprodukte oder Kaffee längst existiert. Es wird alle Biospritrohstoffe – Ölpalmen, Soja, Mais, Raps, Weizen, Zuckerrohr – umfassen. Derzeit wird es gemeinsam mit den wichtigen Erzeugerländern erprobt. 

		Um ein solches Qualitätssiegel so wasserdicht wie möglich zu machen, muss es letztlich von Biokraftstoffen auf die gesamte Agrarwirtschaft ausgedehnt werden. Nur so lässt sich vermeiden, dass Palmöl für Biosprit zwar nachhaltig produziert wird, Palmöl für Speisen und Kosmetik jedoch nicht. 
				Plantagenbetreiber
			könnten in einem solchen Fall munter weiter 
				Regenwaldgebiete
			roden. Ein »Metazertifikatssystem« nennen Fachleute diesen Versuch, ein Instrument, das alle Ausreißer wieder einfangen hilft. Und vermeiden soll, dass Lieferanten mehrere kostspielige Prüfverfahren durchlaufen müssen. 

		Federführend in Deutschland ist das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, in dessen Auftrag die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe und die Kölner Unternehmensberatung Meo Consulting in Wiesbaden derzeit in einem zweijährigen Pilotprojekt dieses »Dach-Gütesiegel« entwickeln. Am Ende soll ein funktionsfähiges 
			
				Überwachungssystem
			stehen, das unter anderem Palmöl aus allen Erzeugerländern auf allen Etappen von der Plantage bis zur Zapfsäule kontrolliert und zertifiziert. Der Anspruch ist enorm. Der globale Markt für Biokraftstoffe ist ein unübersichtlicher Dschungel. Und die Zeit drängt, will man die 
				klimastabilisierenden
			Waldgebiete in den Tropen erhalten. 

		Der Qualitätsnachweis vom Roundtable of Sustainable Palm Oil sei ein lobenswerter Anfang, räumt Andreas Feige von Meo Consulting ein. Er müsse jedoch eingebettet werden in einen übergeordneten Rahmen. Schließlich werde nur kontrolliert, wie Palmöl produziert, nicht aber, wie es weiter zu Biodiesel |109|verarbeitet wird. Die größte Herausforderung für das Prüfverfahren sei, in den Erzeugerländern von Biotreibstoffen eine »indirekte Landnutzungsänderung auszuschließen«. Damit ist gemeint, dass die nachhaltige Bewirtschaftung einer Palmölplantage nicht dazu führen soll, dass woanders Raubbau betrieben wird. Dies ist kein schwerwiegendes Problem im vergleichsweise wohlhabenden Malaysia, jedoch eine Sisyphosaufgabe in Indonesien, wo eine anarchische Dynamik von Armut und Bevölkerungsdruck am Werk ist und das Fehlen alternativer Einkommensquellen und schiere Not Menschen in die Wälder treiben (siehe das Kapitel »Waldschutz ist Klimaschutz«). 

		Um den Druck auf noch intakte Wälder zu nehmen, sollte daher brach liegendes Land genutzt werden dürfen. Anders als der strenge FSC-Standard mit seinem Stichjahr 1994 orientiert sich Feige für sein Prüfverfahren an der deutschen 
				Nachhaltigkeitsverordnung
			für Biokraftstoffe. Diese erlaubt, Plantagen auf Land anzulegen, das vor dem Stichjahr 2005 gerodet wurde. »Wir müssen eine Brücke schlagen zwischen absoluten K. o.-Kriterien und legitimer Umwidmung von Land.« Für viele Umweltverbände dürfte dies ein schwer zu schluckender Brocken sein. 

		Kontrollen und Gütesiegel allein könnten das 
				Entwaldungsproblem
			der Welt aber auch nicht lösen, meint Feige, und verweist auf die »unheilige Allianz aus Wirtschaft und Korruption« in Indonesien. In solchen Fällen könne man nur Schranken einbauen, die die Länder vom Markt so lange ausschließen würden, bis sie hoffentlich ihre Geschäftspraktiken ändern. 

		Als Vorbild für die zu entwerfenden Produktionsstandards dienen Feige die lückenlosen Prüfverfahren in der 
				Fleischindustrie
			, die sich in kritischen Momenten wie der BSE-Krise bewährt haben: In kurzer Zeit lässt sich der Weg von Rindfleisch zurückverfolgen, können Fehler und Schwachstellen identifiziert und behoben werden. 

		
			|110|Gibt es in Zukunft ein funktionierendes und glaubwürdiges Zertifikat, das Umweltstandards garantiert, sollten die Handelsschranken gegen den Import von Biokraftstoffen aus Entwicklungsländern gesenkt werden, damit diese einen leichteren Zugang zum weltweiten Bioenergiemarkt erhalten. Dies schlägt Jacques Diouf vor, Direktor der 
				Welternährungsorganisation
			FAO. Arme Länder könnten so vom Biosprithunger der Industriestaaten profitieren, dadurch ihre Landwirtschaft voranbringen und zugleich saubere Energie für die eigene Bevölkerung bereitstellen. Entwicklungsländer verfügten außerdem über die größten ungenutzten Flächen. 

		Das Problem der Landkonkurrenz wird damit aber noch nicht verringert. Die Verfügbarkeit fruchtbarer Äcker ist, wie erwähnt, begrenzt. Ein Acker kann nur für Getreide oder Treibstoffe bewirtschaftet werden. Die Ackerfläche lässt sich nicht beliebig vergrößern. Neuland geht auf Kosten von Naturwäldern und Grasland in tropischen Regionen. Um Klima und Ökosysteme zu stabilisieren, müssen Naturräume geschützt werden vor einer weiteren Expansion durch Pflug und Traktor. Im Fall Indonesiens sei es »höchste Zeit«, die Entwaldung zu stoppen. Ansonsten sei die ökologische Tragfähigkeit des Archipels – hierbei geht es neben den Auswirkungen auf die globale Erderwärmung um funktionsfähige regionale Ökosysteme, den Erhalt von Biodiversität und Mikroklima – in wenigen Jahren nicht mehr gegeben, warnt Bernhard Schlamadinger, Direktor der Beraterfirma Terra Carbon, die auf Waldschutz durch Emissionshandel spezialisiert ist, und Co-Autor mehrerer IPCC-Berichte. Die letzten indonesischen Regenwälder würden bei dem aktuellen Entwaldungstempo in zehn bis 20 Jahren verschwunden sein. 

		Sicher, der klimafreundlichste und ackerlandschonendste Weg, Biokraftstoffe herzustellen, wäre, auf den Anbau von |111|nachwachsenden Rohstoffen völlig zu verzichten; stattdessen organische Abfälle aus der Landwirtschaft wiederzuverwenden. Doch die derzeit verfügbaren Mengen und 
				Verarbeitungskapazitäten
			sind vernachlässigbar gering. Es fehlt hierzu weltweit an Programmen und Projekten. Die Vorstellung erscheint – angesichts der Dynamik auf den Energiemärkten – zudem unrealistisch. 

		Die Hoffnung liegt darum in neuen Pflanzen. 
				Biotechnologie-Firmen
			forschen fieberhaft nach neuen 
				Bioethanol-Pflanzen
			. Bioethanol lässt sich zwar aus vielen Pflanzen gewinnen, meist jedoch mit hohem Aufwand und geringem Ertrag. Als erfolgversprechend gelten zum Beispiel veränderte Schilfgrasarten. Sie besitzen vorteilhafte Eigenschaften, wachsen schnell, auch auf trockenen Böden, und benötigen wenig Dünger. Die amerikanische Regierung finanziert derzeit mit 
				Millionen-Beträgen
			die Schilfgras-Forschung. Dennoch sind Experten geteilter Meinung, ob diese Produktion von Bioethanol 
				energieeffizient
			oder -ineffizient ist. Erste Versuche zeigen, dass der Energieeinsatz größer ist als der Energiegewinn. Optimisten glauben dennoch, dass sich diese Hindernisse im Labor überwinden lassen werden und sich in wenigen Jahren die Frage, ob Mais gegessen oder getankt wird, nicht mehr stellt. 

		Die Frage allerdings, wo diese Biospritpflanzen der sogenannten zweiten oder dritten Generation wachsen sollen, muss dennoch beantwortet werden. Je besser neue Züchtungen auf nährstoffarmen und für Getreide ungeeigneten Böden wachsen, desto geringer ist der Druck auf fruchtbares Ackerland. Die Preisspirale könnte sich damit wieder abwärts drehen. Der Druck auf Ökosysteme könnte wieder abnehmen. Könnte. 

		Doch in einer Welt, in der alles wächst, Bevölkerung, 
				Energienachfrage
			, Nahrungsmittelbedarf, Autozahl und die asiatische Mittelschicht, lässt sich das Biokraftstoff-Dilemma nur |112|schwer lösen. »Langfristig können wir es uns nicht leisten, Biosprit zu produzieren, da die Land- und Wasserressourcen der Erde erschöpft sind«, glaubt Bioenergiefachmann Tad Patzek von der Berkeley University in Kalifornien. Wie man das allerdings Indonesien klar machen will, dass bis 2020 einen Anteil von 20 Prozent Biodiesel aus Palmöl an der 
				Gesamtkraftstoffmenge
			erreichen will, ist unklar. Warum das Land einen nachwachsenden Rohstoff nicht als Erdölalternative nutzen soll, ist Indonesiern schwer zu vermitteln. Warum dort 3,5 Millionen neuer Arbeitsplätze in der Biodieselindustrie nicht geschaffen werden sollen, die Armut lindern und somit helfen, den Druck auf die Wälder zu vermindern, ist vom warmen Sofasessel in Europa auch nicht zu erklären. 

		Es gibt wohl hier kein Entweder-oder. Das Problem sind nicht arme Länder wie Indien und Indonesien, die eine eigene 
				Bioenergiewirtschaft
			aufbauen wollen. Das Problem ist der Energiehunger reicher und aufstrebender Industriestaaten. Drei Viertel der indonesischen Palmölproduktion wird nicht für den eigenen Bedarf genutzt, sondern exportiert. Ein wirksamer Hebel wäre, die Nachfrage aus den Industrieländern zu drosseln. Fahrrädern und Straßenbahnen gehören die Zukunft. 

	


		
|113|


		Kapitel 4 Die Zukunft: Trocken legen und leben

		
			»Unser weltweites Wassermanagement wird sich in den nächsten 20 Jahren mehr ändern als in den vergangenen 2 000 Jahren.« 

			
				Asit Biswas, Direktor Third World Center for Water Management 
			

		

		

		
			»Klimawandel ist nicht länger primär ein Umweltproblem. Es ist eine Angelegenheit von strategischer Bedeutung geworden, ein vorrangiges politisches Thema für jede Regierung auf der Welt.« 

			
				Ban Ki-Moon, Generalsekretär der Vereinten Nationen 
			

		

		Sie leben vor dem Deich. Auf der falschen Seite. Hinter ihnen liegt der vier Meter hohe Erdwall. Kommt die Flut, gibt es keinen Schutz. Sie haben auch keine Versicherung gegen Hochwasser. Die 36 Hausbesitzer fürchten dennoch nicht das Wasser. Sie leben in Häusern, die schwimmen können. Wohnort: Maasbommel, etwa 30 Kilometer westlich von Nijmegen in den Niederlanden, 52˚05′ nördlicher Breite, 5˚05′ östlicher Länge. Hier windet sich die Maas nur wenige Kilometer entfernt vom mächtigeren Rhein Richtung Nordsee, formt das Jahrhunderte lang gefürchtete und nun gebändigte Delta. 

		Die Häuser sind aus Stahl und Holz. Mit geschwungenen Dächern, die an Fischrücken erinnern, und einer Terrasse zur Flussseite. Sie leuchten gelb, orange und grün in der seltenen holländischen Sonne. Das Fundament ist eine hohle Betonwanne, nicht im Erdreich verankert. Das Becken sitzt einfach auf dem Boden. Es ist an allen vier Ecken an Pfählen mit beweglichen Ringen vertäut. So kann das Haus auf- und abwärts gleiten, sich heben, sollte der Wasserspiegel steigen. Die Wasser- |114|und Abwasserleitungen, Strom- und Telefonkabel sind durch bewegliche Rohre verlegt. Bei Flut wird aus dem Haus ein Hausboot. 

		Lisa Vansteenkiste gehörte zu den ersten Bewohnern. Sie und ihr Mann wollten aufs Land ziehen, irgendwo in Wassernähe. Beide lieben den Fluss, haben ein kleines Boot am Ufer liegen. Sie kann den ersten Sturm kaum erwarten. »Dann wollen wir doch mal sehen, ob das Haus auch tatsächlich schwimmt. Wir haben es leider noch nicht testen können. Das Modell, das wir gesehen haben, funktionierte aber wunderbar.« Das Beste daran, hier zu wohnen, sei, sagt sie, das man bei Wind und Wetter immer beruhigt zu Bett gehen könne. 

		Die schwimmenden Häuser fertigt Dura Vermeer, ein holländisches Bauunternehmen. Chris Zevenbergen ist Direktor der Entwicklungsabteilung. Er glaubt, er könne in den nächsten 20 Jahren 20 000 von diesen Häusern in den Niederlanden verkaufen. Die Regierung in Den Haag habe bereits grünes Licht gegeben für 15 weitere flutgefährdete Uferzonen, in denen die Amphibienhäuser nun errichtet werden dürfen und wo Wohnsiedlungen bislang nicht erlaubt waren. 

		Nach der letzten schweren Flut von 1995, die 250 000 Menschen aus ihren Häusern vertrieb, suchte Dura Vermeer neue Lösungen für Hollands Wohnraumproblem. Die Niederlande sind eines der dichtbesiedeltsten Länder der Erde, hier leben 16,4 Millionen Menschen auf einer Fläche etwa so groß wie Niedersachsen. Mehr als die Hälfte des Territoriums liegt unterhalb des Meeresspiegels. In den überschwemmungssicheren Regionen des Landes gibt es nur noch wenig Platz, Bauflächen sind knapp und kaum zu bezahlen. 

		Wichtig bei der Lösung war, immer mehr und lieber nicht gegen, sondern mit dem Wasser leben zu lernen. Wasser als Chance, nicht als Gefahr zu sehen. Und dann redeten alle von |115|der wärmeren Erdatmosphäre, vom steigenden Meeresspiegel, von mehr Regen. »Als wir vor acht Jahren anfingen, uns mit schwimmenden Häusern und hochwassersicheren 
			Konstruktionen zu beschäftigen, haben wir nicht geahnt, dass das Thema Klimawandel so eine rasante Dynamik entfalten wird.« So entwirft und testet Dura Vermeer schon das nächste Projekt: schwimmende Gewächshäuser. »Wir Holländer haben uns über Jahrhunderte an Wasser und ein sich veränderndes Klima angepasst«, erklärt Zevenbergen. »Das ist unsere Geschichte, das ist unsere Kunst.« 

		 

		*

		 

		Eine wärmere Erde verändert vor allem eines: die Geografie des Wassers. An dem einen Ort versiegt es zunehmend, an einem anderen steigt es immer mehr und tritt über die Ufer. Das hydrologische Muster folgt grob, mit Ausnahme des Amazonasbeckens, dem Bibelwort: »Wer hat, dem wird noch gegeben. Wer aber nicht hat, dem wird noch genommen, was er hat.« 

		Die Erfahrungen sind weltweit überall gleich. Küsten brechen weg, Häuser fallen ins Meer. Das Wasser überflutet Slums, verschont aber auch wohlhabende Stadtviertel nicht. Der Ökonom Nicholas Stern schreibt 2006 in seinem Bericht an die britische Regierung, dass 22 Metropolen, darunter New York, London, Mumbai, Kalkutta, Manila, Karatschi und Miami, mit steigendem Meeresspiegel und schweren Überschwemmungen rechnen müssen, sollte sich die Atmosphäre bis 2050 um 3 Grad Celsius erwärmen. 

		Doch die Zukunft ist bereits Gegenwart. 700 Menschen starben und Tausende wurden obdachlos während der schweren Überschwemmungen in Mumbai 2006. Ein Jahr später kamen Tausend Menschen in Fluten im indischen Bundesstaat Uttar |116|Pradesh ums Leben. Im Bundesstaat Tamil Nadu folgte auf vier Jahren Dürre 2005 eine Flut, die 670 Menschen tötete, 250 000 obdachlos machte, 350 000 Hektar Land zerstörte und 20 000 Kilometer Straße beschädigte – dagegen sind Oderhochwasser ein Naturschauspiel für den Sonntagsausflug. Nach Angaben des Indian Institute for Tropical Meteorology in Pune haben starker und sehr starker Regen über Zentralindien seit den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts deutlich zugenommen. Der Climate Risk Index, erstellt von der deutschen 
				Nichtregierungsorganisation
			Germanwatch und der Münchener 
				Rückversicherung
			und vorgestellt auf der Bali-Klimakonferenz im Dezember 2007, listet die Philippinen im Jahr 2006 auf dem ersten Platz, heimgesucht von verheerenden Stürmen, 
				Überschwemmungen
			, Tausenden Toten und Milliardenschäden. 

		Am anderen Ende der Welt, in den USA, ist es auch die Wucht von Wirbelstürmen wie Katarina oder Rita, die im Jahr 2005 über 200 000 Häuser zerstörte (wenn die Städte doch nur hätten schwimmen können), und die Menschen rätseln ließ, ob dies nun alles dem Klimawandel geschuldet sei. Doch das Meer dringt seit langem vor, leise und stetig, auch ohne Stürme. An der Ostküste von New Jersey bis Florida wird der amerikanische Traum langsam weggespült. Seit Jahren frisst sich die See immer weiter in Dünen und Strände. Auf den Outer Banks, einer schmalen Inselkette vor der Küste North Carolinas, kann man dies gut beobachten. Strandhäuser kippen, die Fundamente, die vor einigen Jahren noch sicher vor dem Meer waren, sind unterspült und geben nach. 

		In Europa leben ein Drittel der Einwohner nach Angaben der Europäischen Umweltbehörde EEA in einem 
				50-Kilometerstreifen
			entlang der Küsten. In Großbritannien und Holland wohnen allein drei Viertel der Bevölkerung in Wassernähe. Die EEA sagt voraus, dass eine Million Wohnungen und Häuser, 82 000 |117|Geschäfte, 2,5 Millionen Menschen und 800 000 Hektar Ackerland in Zukunft von Überflutungen bedroht sind. 

		Ein wärmeres Klima führt nicht nur dazu, dass die Eismassen in den Polarregionen schmelzen und den Meeresspiegel steigen lassen. Schmelzende Gebirgsgletscher, ob im Himalaja oder den Anden, verursachen zunächst einen Wasserüberschuss, dann einen Mangel. Sie speisen lebenswichtige Flüsse, die Felder bewässern, Turbinen in Wasserkraftwerken antreiben und in deren Einzugsbereich Milliarden Menschen wohnen. 

		Fällt weniger Regen und Schnee, werden verstärkt 
				Grundwasserspeicher
			angezapft, um den Niederschlagsmangel für die Landwirtschaft auszugleichen. In vielen Regionen Nordafrikas und des Nahen Osten wird mittlerweile weit mehr Wasser verbraucht, als sich erneuern kann. Trinkwasserreservoirs in den trockenen Gebieten zwischen der arabischen Halbinsel und China, die durch Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum bereits überansprucht sind, werden durch den Klimawandel zusätzlich strapaziert. 

		Die Wasserkreisläufe auf der Erde könnten in den kommenden Jahrzehnten aus den Fugen geraten. Es wird feuchter, trockener, unberechenbarer, je nach Weltregion. »Die zu erwartenden Veränderungen des Wasserhaushaltes werden deutlich über die Grenzen bislang beobachteter Schwankungen hinausgehen«, resümiert das Wissenschaftsmagazin 
			Science. Und alles geschieht im Zeitraffer; das macht es chaotischer, da Ökosysteme lange Zeit brauchen, sich einzupendeln – mit einschneidenden Konsequenzen vor allem für die Landwirtschaft, Wasser- und Energieversorgung und Infrastruktur. 

		Der Klimawandel zwingt Gesellschaften, sich an eine 
				veränderteUmweltanzupassen.DasistnichtsNeuesinderGeschichte
			der Menschheit. Genauso wenig neu wie Globalisierung. Es ist ein andauernder zivilisatorischer Prozess. Eine entscheidende |118|Frage der Bewältigungsfähigkeit wird sein, wie abrupt die Brüche sind, wie schnell und dramatisch die Veränderungen, wie viel Zeit bleibt, sich darauf einzustellen. Werden ganze Landstriche nicht mehr bewohnbar sein und damit 
				Wanderungsbewegungen
			mit ihrer disruptiven Energie ausgelöst werden? Müssen Atommeiler abgeschaltet werden, nicht weil die Gegner so lautstark sind, sondern weil Flüsse nicht mehr genug Wasser zum Kühlen führen? Wird Wassermangel zu Kriegen führen? Werden die Getreidepreise noch weiter klettern, weil Dürren in China und Australien die Weizenernte verhageln? Werden Gasfördertürme und Eisenbahntrassen in Sibirien und Alaska absacken, wenn Permafrostböden auftauen? Wird Mallorca bald Bornholm heißen? Wird Wein in Dänemark wachsen? 

		Bislang ging es beim Klimawandel vor allem darum, ihn zu begrenzen, einzudämmen. Sich auf ihn einstellen, ist zwar schon seit einigen Jahren Gegenstand von Expertenrunden, rückte jedoch erst mit der Klimakonferenz von Nairobi 2006 stärker ins öffentliche Blickfeld. Ein Grünbuch der Europäischen Kommission formulierte im Juni 2007 erstmals 
				Anpassungsschritte
			für die europäischen Staaten und empfiehlt den EU-Regierungen frühes Handeln. Nur so ließen sich Risiken vermindern, die ein hastiges Reagieren auf rasche 
				Klimaveränderungen
			mit sich bringen würden. So müssten neue Pflanzensorten gezüchtet und die existierende Infrastruktur wo nötig robuster gemacht werden, damit sie extremem Wetter besser widersteht, müsste Wasser effektiver genutzt und die 
				Energiewirtschaft
			auf Wassermangel und eine steigende Stromnachfrage vorbereitet werden. 

		Es geht also um die Frage, wie Wirtschaft und Gesellschaft sich justieren, vorbereiten, langfristig planen, wer das alles bezahlen soll, kurz gesagt, wie man über viele Lebensbereiche eine Schablone legt mit der Aufschrift »Anpassung einkalkulieren
			|119|«. Das entlässt vor allem die Industriestaaten nicht aus der Verantwortung, ihre Treibhausgase drastisch zu reduzieren. Denn je stärker sich das Klima ändert, desto größer wird der Aufwand sein, sich auf die neue Lebenswelt einzustellen. 

		Arme Länder sind bereits vom Klimawandel am härtesten betroffen, und sie sind auch am wenigsten in der Lage, sich umzustellen. Die Industriestaaten müssen darum mit Geld und Technologietransfer helfen, damit Entwicklungsländer nicht zu doppelten Verlierern werden. 

		Ein Exportschlager der Zukunft wird Wasserbau sein. Wer solide Deiche errichten kann, Wehre, Schleusen und schwimmende Häuser, ist gefragt. Im Überleben mit dem nassen Element sind die Holländer Weltmeister. 

		 

		*

		 

		Marcel Marchand ist Fachmann für das Trockenlegen. Für den Schutz von Küstenregionen und Flussmündungen. Er arbeitet für Delft Hydraulics, einem der international renommiertesten Institute für Wasserbau mit Sitz in den Niederlanden. Seit Jahren reist er um die Welt, hilft in Ländern wie Indien und Vietnam beim endlosen Ringen mit dem Wasser. »Der Kampf gegen die See ist in unseren Adern. Wir mussten uns organisieren, auf eine fast militärische Weise, um diesen Sumpf hier, diese Überschwemmungsgebiete lebenswert zu machen, vor allem im Westen Hollands«, erzählt er. »Nun geben wir unser Wissen weiter.« 

		Marchand ist gerade aus dem Mekongdelta in Vietnam zurückgekehrt, wo er beim Deichbau assistiert, und sitzt noch etwas flugmüde in seinem Büro in Delft, dieser beschaulichen holländischen Bilderbuchstadt, errichtet an einer künstlichen Wasserstraße. Delft war die Heimat von Niklaas Samuel Cruquius
			|120|, dem niederländischen 
			Wasserbauingenieur und Meteorologen, der bereits 1705 mit Wetteraufzeichnungen begann, weil er überzeugt war, sie könnten helfen, das Land besser gegen Stürme und die anschwellende See zu wappnen, und der damals schon vorschlug, das größer werdende Haarlemmermeer einzupoldern und trockenzulegen, da es die Städte Amsterdam und Haarlem bedrohte – was 100 Jahre später dann tatsächlich geschah. 

		Das Institut liegt in einem von Kanälen durchzogenen Gewerbegebiet am Stadtrand auf einer Insel. In einer nahen Baugrube steht das Wasser, Rammböcke treiben Betonpfähle tief in den nassen Boden. Riesige Hallen zeugen noch von der Zeit zwischen den zwanziger und achtziger Jahren des 20. Jahrhunderts, als man für den Deichbau die holländische Landschaft nachmodellierte, Wasserläufe und Küstenlinien erkundete und Hochwassersituationen simulierte. Heute sind die Modelle aus Gips, Holz und Pappe längst durch Computerprogramme 
			ersetzt. »Jeder Quadratmeter holländische Erde ist hier bestimmt schon untersucht und auf seine Wassereigenschaften 
			analysiert worden«, scherzt Marchand. 

		Seit Jahren simulieren er und seine Kollegen die Auswirkungen des Klimawandels, vor allem was einen zu erwartenden Meeresspiegelanstieg betrifft. »Wir hier in Holland sind vorbereitet. In dieser Hinsicht ist der Klimawandel für uns kein ernsthaftes Problem, weder technisch noch finanziell«, sagt Marchand sehr zuversichtlich. Sich darauf einzustellen, hat eine Studie von Delft Hydraulics berechnet, würde etwa 0,1 Prozent des Bruttoinlandsproduktes der Niederlande kosten. Mit einer Einschränkung: Solange es sich um einen 
				Meeresspiegelanstieg
			von einem Meter handelt. Mehr als zwei Meter würden auch für Holland kritisch, räumt er ein. Doch solch ein dramatisches Anschwellen hält Marchand für unwahrscheinlich. 

		
			|121|Trotz der optimistischen Prognose müsse natürlich auch Holland seine eigenen Ressourcen klug verwalten. Das Land müsse für die Zukunft die strategische Frage beantworten, ob es sich wie bislang darauf konzentriert, den feuchten Westen mit seinen urbanen Zentren zu entwickeln, oder ob es nicht besser langsam auf den trockeneren Osten umschwenkt. Zumal die Regierung in Den Haag mittlerweile das Motto »Raum für den Fluss« ausgegeben habe, das Flüssen eine Art 
				Überschwemmungsrecht
			und damit -gebiet zugesteht. Wie schwer es allerdings ist, solche Planspiele in die Praxis umzusetzen, erklärt Marchand am Beispiel von einigen Bauernhöfen, die in einem ausgewiesenen Überflutungsgebiet im Südwesten nahe der Stadt Dordrecht liegen. Sollen sie bleiben oder weichen und wenn ja, unter welchen Bedingungen? Nach langem Streit mit den Behörden entschieden sich die Beteiligten, dass die Bauern bleiben dürfen, doch ihre Häuser auf einen höheren, für die Fluten hoffentlich unerreichbaren Sockel stellen müssen. 

		Neben Aufträgen für die heimische Regierung und die Gemeinden stellt Delft Hydraulics seine Expertise auch in den Dienst ausländischer Regierungen und internationaler Organisationen. Die Projekte in Entwicklungsländern werden von der Weltbank, anderen Entwicklungsbanken oder der holländischen Regierung finanziert. Im indischen Bundesstaat Andhra Pradesh wird so ein Frühwarnsystem für Überschwemmungen aufgebaut, werden zuständige Behörden trainiert und ausgebildet. 

		Für Hochwasser sei in vielen armen Ländern oft jedoch nicht vordergründig der Klimawandel verantwortlich, sondern schlichtweg eine marode Infrastruktur, die mit dem rasanten Städtewachstum nicht Schritt halten kann, berichtet Marchand. In der Millionenstadt Medan auf der indonesischen Insel Sumatra zum Beispiel wollte die dortige Stadtverwaltung |122|wissen, was am sinnvollsten gegen die häufig wiederkehrenden
			Überschwemmungen getan werden könnte. Fazit: die Abwasserkanäle erneuern. Denn die Hauptursache sind nicht heftigere Regenfälle, sondern die verschlissenen, überforderten und von Müll verstopften Kanalsysteme. 

		Dies ist auch die Erfahrung von Chris Zevenbergen von Dura Vermeer, dessen Firma nicht nur Amphibienhäuser in Holland baut, sondern auch Bangladesch vor den Fluten retten will. Das Land ist eine Art Niederlande Südasiens. Das riesige Delta der Flüsse Ganges und Bramaputra zerschneidet die Küstenebene, der größte Teil des bevölkerungsreichen Landes liegt kaum 12 Meter über dem Meeresspiegel und Klimaforscher warnen, sollte der Ozean um einen Meter steigen, würden 50 Prozent des Landes überflutet. »Klimawandel oder nicht«, sagt Zevenbergen, »in ganz Südostasien nimmt das Risiko von 
				Überschwemmungen
			ohnehin zu.« Die Flutkatastrophe im benachbarten Birma im Frühjahr 2008 ist dafür ein Lehrbeispiel. Der Grund: Die natürliche Absorptionskraft des Ökosystems geht immer mehr verloren. Flächen werden bebaut und versiegelt, Flussläufe zugeschüttet, schützende Mangroven zerstört, Wälder, die als gigantische Wasserspeicher dienen, gerodet. In Bangladeschs Hauptstadt Dhaka schreite die Verstädterung so schnell voran, dass die Infrastruktur einfach nicht Schritt halten könne. »Wir versuchen, der Verwaltung dabei zu helfen, Wassermanagement als absolut notwendigen Bestandteil in ihre Stadtplanung zu integrieren. Stadtplanung ist das A und O.« 

		Leichter gesagt als getan in entwicklungsgehemmten 
			Ländern, wo nach Ansicht von Wasserexperten Marcel Marchand korrupte Staatsdiener und Ordnungshüter, leere Kassen, Armut und mangelnde soziale Teilhabe die dicksten Bremsklötze für einen verbesserten Wasserbau sind. Deiche zu errichten ist bereits
			|123|in entwickelten und reichen Industriestaaten ein Kraftakt. Ihr Bau und Unterhalt ist aufwändig, kostspielig, langwierig, konfliktträchtig und ökologisch strittig. 

		Deichbau erfordert ein starkes, funktionierendes, aufgeklärtes und kooperatives Gemeinwesen, anschaulich dargestellt in Theodor Storms Schimmelreiter, der tragischen Geschichte des Deichgrafen Hauke Hein, der skeptische und argwöhnische Nordfriesen von modernen Deichbautechniken zu überzeugen sucht. Die Geschichte spielt zwar im 19. Jahrhundert, hat aber nichts an ihrer Grundaussage eingebüßt. 

		Doch selbst im Musterland Holland scheint der 
				gesellschaftliche
			Konsens beim Deichbau zu erodieren. Sind Reparatur und Ausbau nicht viel zu teuer, soll man die Bewohner nicht lieber umsiedeln und ursprüngliche Überflutungsgebiete wieder rekonstruieren, fragen Kritiker. 

		Bei solchen Bedenken schüttelt Chris Zevenbergen nur mit dem Kopf. Deiche seien lebensnotwendig für Holland. »Einen weiteren Deichbau abzulehnen, zu fordern, Wasser sollte man seinen Lauf lassen, ist umweltromantischer Unfug.« Diese Haltung habe dazu geführt, dass die Deiche in Holland in den letzten Jahren vernachlässigt wurden. In den Deichbau müsse wieder mehr investiert werden. Ein gewichtiger Grund: Der Klimawandel müsse mit einkalkuliert werden. Bislang konnte man sich an historischen Wetterdaten orientieren, was Konstruktion und Design anbetrifft. Die Meteorologie lässt sich allerdings nicht mehr ohne weiteres in die Zukunft projizieren. »Wir müssen einen größeren Unsicherheitsfaktor, größere Schwankungsbreiten in unsere Planungen integrieren.« 

		Gleiches gilt für die Häuser von morgen. Dass sie nunmehr schwimmen können, ist ein enormer Vorteil. Doch was geschieht mit ihnen, wenn sich Hochwasser und orkanartige Winde treffen? Bei Windgeschwindigkeiten von über 100 Kilometern
			|124|pro Stunde könnten seekranke Menschen ein Problem haben. Amphibienhäuser würden ohnehin ein Nischenmarkt bleiben, auch wenn die Nachfrage im Augenblick groß sei, meint Chris Zevenbergen. Die meisten Menschen bevorzugten feste Gemäuer. Deswegen würden derzeit Gebäude entwickelt, die wasserdicht sind, die dem Wasser bis zu einer gewissen Grenze widerstehen könnten. Dura Vermeer konstruiert bereits Häuser, die einen Wasseranstieg bis zu anderthalb Metern überstehen und dabei trocken bleiben sollen. »Dry proof. Das ist die Zukunft. Ich bin absolut sicher, dass sich ein globaler Flutmarkt entwickeln wird.« 

		 

		*

		 

		Bei einem Vortrag von Sir Nicholas Stern im Oktober 2007 in Neu Delhi warf der Projektor eine große Weltkarte an die Wand, überschrieben mit dem Titel »Brennpunkte des Klimawandels – die asiatische Herausforderung«. Diese »Hot Spots« waren mit einer leuchtend roten Farbe markiert, unterschiedliche Symbole wie Getreidehalme deuteten jeweils auf ein drängendes Problem wie zum Beispiel Nahrungsmittelknappheit. Indien war mit allen möglichen Zeichen bedruckt, unterlegt von einem feurigen Kreis. Der Subkontinent wird unter den Folgen des Klimawandels weltweit mit am stärksten leiden. Hier fließen alle bedrohlichen Faktoren zusammen: mehr Stürme, Fluten, Dürren, 
				Umweltflüchtlinge
			, weniger Trinkwasser und Lebensmittel. 

		Indien ist nicht zu beneiden. Die Sommerregen verstärken sich zur Monsunzeit um 10 Prozent bis zum Ende des Jahrhunderts. Starkregen wird zunehmen, ebenso die Temperaturen. Dennoch wird es trockener: Flüsse, vor allem im Norden, werden weniger Wasser führen. Schuld ist fehlendes Schmelzwasser der verschwindenden Himalajagletscher, die verantwortlich
			|125|sind für 85 Prozent der Wassermenge in den Flüssen zur Trockenzeit. Zwei Drittel Indiens ist bereits heute dürregefährdet. Der Zugang zu Trinkwasser ist eines der dringendsten Probleme in ländlichen Gebieten. 

		Die Nahrungsmittelproduktion in Indien muss eigentlich um 5 Prozent pro Jahr zunehmen, um die wachsende Bevölkerung zu versorgen. Die Weltbank schätzt jedoch, dass der Getreideertrag bis Mitte des Jahrhunderts um 30 Prozent zurückgehen könnte. Im Südwesten des Landes, in der bergigen Region Coorg, wo Indiens Kaffee besonders gut gedeiht, berichten die Farmer, dass die Sommer wärmer werden und der Regen intensiver. Bislang haben sie die gefragte Arabica-Sorte angebaut, ihre bessere Qualität bringt höhere Preise. Doch Baum und Kirschen vertragen die steigenden Temperaturen nicht. So satteln die Farmer auf die hitzebeständigere Kaffeepflanze Robusta um, für die allerdings deutlich weniger auf dem Weltmarkt bezahlt wird – ein notwendiger Anpassungsschritt, der schlecht für Geschäft und Einkommen der Bauern ist. 

		Sich auf veränderte Klimabedingungen einzustellen ist eine enorm komplexe Aufgabe. Es geht um Vorsorge, Nachsorge, Katastrophenschutz und viel Geld. »Dieses ganze Thema ist in Indien noch sehr jung und kaum in den Regierungsetagen angekommen«, sagt Shashikant Chopde, Wasserspezialist von Winrock India, dem Institut in Neu Delhi, das auch die 
				Biodieselprojekte
			mit Jatropha initiiert hat. Was vor allem auf den Norden des Landes zukomme, wenn die Gletscher im Himalaja weiter so dramatisch verschwänden, sei noch überhaupt nicht verstanden, befürchtet er und wedelt mit einer beängstigenden WWF-Studie, die vorrechnet, dass der Verlust von 
				Gletscherschmelzwasser
			den Abfluss im Ganges zwischen Juli und September um zwei Drittel verringern und Wassermangel für 500 Millionen Menschen bedeuten würde. 

		
			|126|Shashikant Chopde sitzt in zwei dicke Pullover gehüllt und mit einer Thermoskanne Tee in seinem Büro an der Schnellstraße zum Flughafen, die den überschäumenden Verkehr entlasten sollte, doch Anfang 2008, kaum eröffnet, auch schon verstopft war. Es gibt keine Heizung, auch wenn im Januar die Temperaturen in Nordindien unter 0 Grad Celsius sinken. Von draußen dringt der beißende Geruch einer Gerberei durch die Fenster. Shashikant Chopde erinnert daran, dass 
				Wassermanagement
			kein neues Thema für Indien sei. Man habe immer Reisfelder bewässern müssen, die Überflutungszyklen der Flüsse einberechnet, da sie das Schwemmland so fruchtbar machten. »Nur konnte man früher nach dem Monsun die Uhr stellen. Heute ist das Wetter unberechenbarer. Das ist das Problem.« 

		Ein anderes Problem: Die Regierung konzentriere sich viel zu sehr auf Katastrophenhilfe. Es gebe jedoch kaum 
				vorrausschauende
			und langfristige Planungen, mit 
				Überschwemmungen
			umzugehen. Wenn man 6 000 Hektar Marschland vor der Küste der Hafenstadt Chennai zerstöre, müsse man sich nicht wundern, wenn es keine Pufferzone mehr gebe, meint er. Angesichts der Bevölkerungs- und Siedlungsdichte im Land hält er es für eine Illusion, dass man die katastrophalen Folgen von Hochwasser vor allem dadurch begrenze, indem man wie die Regierung nur darauf vertraue, die Fluten durch Dämme zu kontrollieren. »Wir brauchen einen Paradigmenwechsel. Wie können wir mit Hochwasser besser leben, Häuser auf Stelzen bauen, eine alte, aber verloren gegangen Tradition, und unseren Bauern Pflanzen schmackhaft machen, die auch im stehenden Wasser wachsen können?« 

		Ob es flut- oder dürreresistenter Reis ist, wann immer man über solche Anpassungstechniken redet, die das Land trotz der Tücken des Klimawandels mit Nahrungsmitteln versorgen sollen
			|127|, geht mir eine Sache nicht aus dem Kopf: 40 bis 50 Prozent aller Lebensmittel in Indien verrotten laut Weltbank auf dem Weg vom Hersteller zum Abnehmer, sind ungenießbar, wenn sie den Markt oder das Geschäft erreichen. Weil Lastkraftwagen liegen bleiben, keinen Kühlraum haben, die Straßen unpassierbar und Eisenbahnschienen unterspült sind, der Strom ausfällt und Produkte schlecht verpackt werden – kurz, weil die Infrastruktur so marode und mangelhaft ist. Dies ist eine perverse Verschwendung in einem Land, das sich kaum den Verlust eines einzigen Sackes Reis leisten kann. 

		Lord Stern hatte bei seinem Vortrag deshalb eine klare Botschaft für seine indischen Zuhörer: Ökonomische Entwicklung ist der Schlüssel zu besserer Anpassung. Dies wurde sicher gern gehört, beharrt doch Indiens Regierung in den internationalen Klimaverhandlungen stets darauf, dass 
				Industrialisierung
			Vorrang vor Klimaschutz habe. Doch Stern hatte eine zweite Botschaft, die vielleicht weniger gern vernommen wurde: Damit Entwicklung erfolgreich sei, müsse Indiens Staatswesen effizienter werden. Ein Grund, warum Indien anderen asiatischen Ländern so weit hinterherhinkt beim Ausbau der Infrastruktur, ist der hoffnungslos dysfunktionale öffentliche Sektor, der im Vergleich zur dynamischen
			Privatwirtschaft an sowjetische Verhältnisse erinnert. Ohne dessen Reform werde die Mammutaufgabe, sich an den Klimawandel anzupassen, scheitern. Ja, Indiens Modernisierung werde dadurch teurer, ja, die reichen Staaten müssten mit Technologie und Geld helfen, doch auch Indien müsse im eigenen Interesse seine Hausaufgaben machen und könne sich nicht nur auf der historischen Verantwortung des Westens ausruhen. 

		Um ärmeren Staaten bei Anpassungsschritten unter die Arme zu greifen, gibt es mittlerweile eine Vielzahl von multilateralen
			|128|
			Finanzierungsinstrumenten, die allerdings 
				zusammengenommen
			bislang kaum mehr sind als der berühmte Tropfen auf dem heißen Stein. Einzig ein neu geschaffener Anpassungsfonds der Vereinten Nationen verspricht Erfolg. Der Fonds speist sich aus einer 2-Prozent-Gebühr auf 
				Emissionsgutschriften
			, die Industriestaaten von Klimaprojekten in 
				Entwicklungsländern
			kaufen können, den sogenannten CDM-Vorhaben (siehe das Kapitel »Wandel durch Handel«). Dieser Topf wurde zwar bereits auf der Klimakonferenz 2001 in Marrakesh beschlossen, doch erst während der Klimaverhandlungen in Bali 2007 konnte man sich auf Verfahrensweisen einigen – ein 
				Verhandlungserfolg
			der Entwicklungsländer und eine kleine Revolution. Dies sei faktisch die erste internationale Umweltsteuer, die der Weltgemeinschaft durch die Hintertür aufgedrückt wurde, meint Benito Müller, Klima- und Energiefachmann an der Oxford University. Das Entscheidende: Der Fonds ist nicht abhängig von den freiwilligen und damit stets unzuverlässigen Zuwendungen der reichen Staaten. 

		Aus dem Topf werden zunächst dringende Projekte finanziert, später sollen auch Organisationen wie zum Beispiel Winrock in Neu Delhi unterstützt werden, die Anpassungsvorhaben initiieren und durchführen. Zur Verfügung standen im Mai 2008 212 Millionen US-Dollar, die Vereinten Nationen schätzen, dass die Summe bis 2012 auf 300 bis 900 Millionen US-Dollar anwachsen könnte. Natürlich sind dies immer noch kleine Fische verglichen mit den weltweit benötigten 
				Anpassungskosten
			. Diese werden von der Hilfsorganisation Oxfam auf jährlich 50 Milliarden US-Dollar geschätzt für Küstenschutz, Umsiedlungen oder Aufforstung, vom 
				UN-Entwicklungsprogramm
			UNDP auf jährlich mindestens 86 Milliarden US-Dollar bis 2015. Doch je größer der Handel mit Emissionsrechten, desto mehr Geld fließt in diese neue Kasse. 

		
			|129|Andere Fonds, die für Anpassungsprojekte aufgelegt wurden, bleiben ansonsten weitgehend zahnlos, da sie auf das Wohlwollen der Geberländer angewiesen sind. Die 49 geringst entwickelten und vom Klimawandel am stärksten betroffenen Länder können aus einem sogenannten Least Developed Countries Fonds, der 2001 geschaffen wurde, Geld erhalten. Voraussetzung: Sie müssen nationale Anpassungsprogramme entwickeln, die dringend notwendige Vorhaben benennen. Doch der Fonds speist sich aus freiwilligen Beiträgen reicher Länder und konnte im April 2006 erst 86 Millionen US-Dollar verbuchen. Von diesem Geld werden jedoch bereits etwa 12 Millionen US-Dollar benötigt, um die Länderprogramme aus der Taufe zu heben. Zum Vergleich: 10 Milliarden US-Dollar werden allein veranschlagt, um an den gefährdetsten 
				Küstenabschnitten
			in Bangladesch taugliche Deiche zu errichten. Für Sofortprojekte sind nach Angaben des Umweltministeriums in Dhaka 100 Millionen US-Dollar nötig. 

		Wie teuer Anpassung arme Länder zu stehen kommt, zeigen auch Beispiele auf der anderen Seite des Globus: in Ecuador und Peru. Beide Länder spüren verstärkt die Auswirkungen der Gletscherschmelze in den Anden. Viele der niedriger gelegenen Gletscher könnten in den kommenden zehn bis 20 Jahren verschwinden. In der ecuadorianischen Hauptstadt Quito ist die Wasserversorgung gefährdet, es fehlen 30 bis 40 Millionen Kubikmeter Wasser. Um zusätzliche Speicherkapazitäten zu schaffen, rechnet die Weltbank kurzfristig mit Kosten von 13 Millionen US-Dollar. Insgesamt müsse die Stadt in den kommenden 20 Jahren etwa 100 Millionen US-Dollar investieren, um den Ausfall durch das Gletscherwasser zu kompensieren. 

		Weniger Wasser bedeutet auch weniger Strom. Die Andenstaaten haben mittlerweile massiv ihre Wasserkraft ausgebaut. Sie liefert 50 Prozent des Stromes in Ecuador und 80 Prozent |130|in Peru. Eine Ironie, denn eine Energieversorgungsstruktur, die gut für das Klima ist, wird nun zum Opfer des Klimawandels. Das peruanische Energieministerium prognostiziert, dass die Stromproduktion des großen Kraftwerks Cañón del Pato am Fluss Rio Santa von derzeit 1 540 auf 1 250 Gigawattstunden sinken wird, sollte nur noch die Hälfte des Wassers vom Gletscher abfließen – ein Verlust von 11 Prozent. Versiegt der Abfluss ganz, sinkt die Stromproduktion auf 970 Gigawattstunden, ein Minus von 14 Prozent. Die zusätzlichen Kosten für den Stromsektor in Peru werden auf 1,5 Milliarden US-Dollar geschätzt. 

		Da die zur Verfügung stehenden Finanzmittel für 
				Anpassungsvorhaben
			bislang völlig unzureichend sind, werden derzeit verschiedene Lösungswege debattiert, die, so die Hoffnung, dann auf der entscheidenden Klimakonferenz in Kopenhagen Ende 2009, auf der ein Nachfolgevertrag für das Kyoto-Protokoll beschlossen werden soll, in einen verbindlichen Rahmen gegossen werden. Eine Idee sieht vor, die bestehende 2-prozentige Gebühr auf 3 bis 5 Prozent zu erhöhen und auch auf innerhalb der EU handelbare Emissionsrechte auszudehnen. Die EU-Kommission schlägt vor, 20 Prozent der Einnahmen aus den in Zukunft zu versteigernden Emissionsrechten für den europäischen Emissionshandel abzuzweigen für einen Anpassungsfonds. 10 Milliarden Euro könnten somit jährlich bereitgestellt werden. 

		10 Milliarden Euro. Das ist ungefähr die Summe, die vom UNDP veranschlagt wird, um die Zahl jener Menschen, die weltweit keinen Zugang zu sauberem Trinkwasser haben, zu halbieren. Etwa eine Milliarde. 

		2,6 Milliarden Menschen verfügen weder über Toiletten noch weitere sanitäre Einrichtungen. 5 000 Kinder sterben täglich an Krankheiten, die durch verunreinigtes Wasser übertragen werden. 

		Wassermangel ist ein ebenso gravierendes Problem wie der |131|Kampf gegen zu viel Wasser. Letzterer verbindet sich in der öffentlichen Wahrnehmung weitaus stärker mit Klimawandel. Stürme und Fluten taugen mehr für Katastrophenszenarien, während sich Wasserknappheit über einen längeren Zeitraum sozusagen durch Ausbleiben von Ereignissen akkumuliert, was weniger spektakulär ist und sich schlechter filmen lässt. Doch in den sozial und ökonomisch schwachen Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens fehlen bereits heute zwischen 20 und 40 Prozent Wasser. Dies ist ein seit Jahren existierendes Problem. Die Gründe: mehr Menschen, mehr Fabriken, mehr zu bewässernde Äcker, doch vor allem keine staatliche Kontrolle über den Wasserverbrauch. Ägypten nutzt fünfmal mehr Wasser, als sich natürlich nachbilden kann. Das gleiche Muster findet sich vielerorts zwischen Marokko und Pakistan. »Viele Staaten verbrauchen in rücksichtsloser Weise weitaus mehr Wasser, als sich erneuern kann«, schreibt ein UNDP-Report. Diese prekäre Situation wird durch den Klimawandel verschärft. 

		In Marokko, wo der Regen immer weniger ausreicht, die Felder zu bewässern, der Staat sich keine Staudämme leisten kann und die Grundwasserspeicher zur Neige gehen, bleibt den Bauern keine Wahl, als ihre Höfe und Felder aufzugeben. Viele verlassen ihre Familien und suchen Arbeit in Europa. In China bedroht knappes Wasser die Weizenproduktion und damit die Existenz vieler Bauern. Der Grundwasserspiegel sinkt dramatisch in der nordchinesischen Tiefebene, wo der Großteil des Weizens im Land angebaut wird, jährlich um 2 bis 3 Meter. Viele Wasserreservoirs sind nach Angaben der Weltbank nahezu erschöpft, da der Regen ausbleibt. Schlechte Weizenernten drücken auf den ohnehin angespannten Weltmarkt für Getreide, auf dem die Preise seit Monaten in den Höhe schnellen. Wassermangel führt somit auch zu steigenden 
				Lebensmittelpreisen
			und wachsender Armut. 

		
			|132|Ein nachhaltiges Wassermanagement ist daher zwingend notwendig. Der Klimawandel verstärkt den Handlungsdruck. Die gute Nachricht: Wasser arbeitet in einem sich permanent erneuernden Kreislauf. Die Menge, die wir gestern hatten, haben wir auch morgen. Viele Wasserspeicher mögen erschöpft oder trocken gefallen sein, die Gesamtmenge bleibt jedoch gleich. »Der Erde geht nicht das Wasser aus. Es gibt genug«, sagt Julia Bucknall, Wasserexpertin der Weltbank. Das Problem sei die Verteilung und das Missmanagement. Bucknall glaubt an einen fundamentalen Wandel in den kommenden Jahren, wie Wasser genutzt wird. Sowohl für die Landwirtschaft als auch für städtische Versorgung. 

		Ein erster Schritt wären faire und realistische Preise, um sicherzustellen, dass Wasser nicht mehr wie bisher folgenlos verschwendet wird. Weltweit nutzen Bauern massiv direkt oder indirekt
			subventioniertes Wasser. Das kostbare Nass ist dadurch für die Landwirtschaft viel zu billig. Bauern in Spanien bezahlen für ihr Wasser schätzungsweise nur 2 Prozent der tatsächlichen Kosten. »Die Subventionen sind pervers«, meinte Nestle-Chef Peter Brabeck-Letmathe in einem Interview mit der Financial Times. Er setzt sich dafür ein, mehr Markt zu wagen. Nur so könne eine Wasserkrise verhindert und der Verschwendung Einhalt geboten werden. Er akzeptiere, das Wasser teurer wird. »Wir werden mehr für unser Wasser zahlen müssen, und das ist richtig so.« 

		Die nicht-existente Preislenkung hat weltweit zu einem »verdeckten« Einsatz und Handel von Wasser geführt. Es ist im Grunde egal, wie viel Wasser in einem Produkt enthalten ist und zu seiner Herstellung benötigt wird. So produziert Pakistan mit knappen Wasservorräten T-Shirts und Jeans für die Welt. Ein T-Shirt braucht etwa 4 000 Liter Wasser zur Fertigung. Die 
				Weizenproduktion
			in Australien ist enorm wasserintensiv, Dürren und die Abhängigkeit von künstlicher Bewässerung in normalerweise
			|133|regentrockenen Gebieten zwingen zu hocheffizientem Wassereinsatz. Auch wenn in Israel oder dem heißen Südwesten der USA die gelobte und sparsame Tropfenbewässerung 
			eingesetzt wird, bezweifeln Fachleute, ob in diesen trockenen Regionen langfristig intensive Landwirtschaft betrieben werden kann und soll. Bekommt Wasser einen realeren Preis, könnte sich dies ändern. Die Widerstände von Bauernverbänden, aber auch in Regierungen dürften allerdings groß sein. Nicht nur hat man es sich bequem eingerichtet in der 
				Verschwendungsmentalität
			, ebenso dürften viele landwirtschaftliche Regionen und Erzeugnisse dann nicht mehr konkurrenzfähig sein – was sie ohnehin längst nicht mehr sind, doch wissen sich Amerikaner und Europäer seit langem mit aberwitzigen 
				Milliardensubventionen
			für ihre Agrarprodukte zu helfen. 

		Eine andere Möglichkeit, Wasser einen Preis zu geben, der genauer seine Verfügbarkeit abbildet, wäre ein Wasserhandel. Angelehnt an das Prinzip des Emissionshandels, würden Unternehmer und Bauern Wasserquoten zugeteilt bekommen. Nutzen sie weniger als erlaubt, können sie die verbliebene Menge verkaufen. Benötigen sie mehr, müssen sie Wasser zukaufen. In der Schweiz wird bereits ein Wasserhandel erprobt. Hier dürfen Bauern eine festgelegte Menge aus dem Bewässerungssystem entnehmen und überschüssiges Wasser dann an bedürftige Nachbarhöfe veräußern. 

		Für solch einen Wasserhandel sind viele Fragen noch offen. Das Verhältnis von Wasser- zu Landrechten zum Beispiel oder ob Wasser hierfür privatisiert werden muss. Ob dem Markt das Wasserproblem anvertraut werden kann – 
				Nichtregierungsorganisationen
			sind naturgemäß skeptisch. Sie sehen Wasser als ein elementares Menschenrecht, fürchten, dass höhere Wasserpreise zuerst die Armen treffen werden und halten Privatisierung ohnehin für ein »never ever«. Sie erkennen allerdings
			|134|auch an, dass der derzeitige Zustand nicht nachhaltig ist. Manche wie der Environmental Defense Fund in New York, einer der renommiertesten amerikanischen Umweltverbände, unterstützen darum die Idee von Marktpreisen und Wasserhandel. Vorausgesetzt, es gebe ein wasserdichtes Mess- und 
				Überwachungssystem
			, einen verlässlichen Rechtsrahmen und eine funktionierende Verwaltung. »So ein Handelssystem könnte die gleiche Wirkung entfalten wie im Klimaschutz«, meint Direktor Fred Krupp. Das hänge maßgeblich vom Aufbau eines solchen Systems ab, wie es auf Länder und Wirtschaftszweige zugeschnitten ist. »Es muss sicherstellen, dass arme 
				Bevölkerungsschichten
			am Ende nicht die Zeche zahlen.« 

		Dass der Markt helfen kann, zeigt das Beispiel Manila. In der philippinischen Hauptstadt vergibt die Regierung seit einigen Jahren Wasserkonzessionen an Privatfirmen und beauftragt sie damit, die Wasserversorgung von Elendsvierteln zu garantieren, wo die Bewohner unlängst 20 Prozent ihres Einkommens für Trinkwasser ausgeben mussten, das sie von einer Art Wassermafia erhielten, die das völlige Fehlen einer 
				Versorgungsinfrastruktur
			ausnutzte. Das Unternehmen Manila Water versorgt nunmehr arme Stadtteile rund um die Uhr zu bezahlbaren Preisen. 

		Was passiert, wenn Wasser einen vergleichsweise hohen Preis hat, lässt sich in Japan beobachten. Keine Toilette, kein Bad und keine Küche ohne ausgetüftelte Wasserspartechniken. Und Japan leidet noch nicht einmal unter Wassermangel, im Gegenteil. Doch wer Wasser spart, spart am Ende Energie und hilft somit dem Klima. 

		 

		*

		 

		Der Stadtrat von Barcelona sollte vielleicht nach Japan fahren und sich dort kundig machen über effizienten Wassereinsatz. |135|Die katalanische Hauptstadt ist wohl bislang das dramatischste Beispiel dafür, welche Auswirkungen der Klimawandel auf Europa haben kann, welche Konflikte dies bringt – und wie rasch Wege gefunden werden müssen, sich darauf einzustellen. 

		Während ich dies schreibe, herrscht seit mehr als 18 Monaten Dürre. Die Wasserreservoirs der Stadt sind nur noch zu einem Fünftel gefüllt. Die Brunnen in den Parks wurden abgestellt, ebenso die Duschen an den Stränden, und Kanalbauer stopfen jedes auffindbare Leck. Im April 2008 entschied die Stadtverwaltung, Wasser per Schiff aus Marseille und 
				Entsalzungsanlagen
			aus Andalusien zu importieren, um zu verhindern, dass Wasser rationiert werden muss. Sechs Monate sollen die Wasserschiffe pendeln, bleibt es auch danach weiter trocken, liefern sie so lange, bis wieder ausreichend Regen fällt. Die Kosten für den Wassertransport: 22 Millionen Euro im Monat. 

		Klimaforscher warnen seit langem, dass Spanien heißer und trockener werde. Regen bleibt häufiger aus. Die 
				Grundwasserspeicher
			sind durch Bauboom, Wirtschafts- und Stadtwachstum überbeansprucht. Zudem dringt Salzwasser durch den steigenden Meeresspiegel immer leichter in das Grundwasser ein. 

		Über Wege aus der Wasserkrise wird heftig gestritten. Der katalanische Präsident will einen Nebenfluss des Ebro anzapfen, dies missfällt der Zentralregierung in Madrid. Bauern in Katalonien wollen sich ihr Recht auf Bewässerung nicht einschränken lassen, trotz zunehmendem Durst der 
				Millionenmetropole
			. Wenn Wasser hier einen realen Preis bekommen sollte, erledigen sich viele Swimmingpools von selbst. 

		Ob Wassermangel Feriendörfer an der Costa de Sol in einigen Jahren zu Investmentruinen macht, wissen wir nicht. Auch nicht, ob Immobilienfirmen ihr Geld demnächst mehr |136|in schwimmende Häuser investieren. Denn wird es in Spanien unerträglicher, könnte es in Holland vielleicht endlich schön werden. Gewiss hingegen ist, dass weiter im Süden, in Marokko, schon jetzt nicht mehr viel zu retten ist: Der Landwirtschaft fehlt das Wasser. Die Weltbank zum Beispiel will darum Bauern helfen, sich daheim andere Einkommensquellen zu erschließen, damit sie nicht alle nach Spanien auswandern und auf Tomatenfeldern arbeiten, für die das Wasser auch immer knapper wird. Gewiss ist auch, sagt Wasserexpertin Julia Bucknall, dass sich mit dem veränderten Wasserhaushalt die Agrargeografie auf der Erde wandeln wird. 

		Immer häufiger wird in jüngster Vergangenheit in der Öffentlichkeit ein Szenario beschworen, in dem Wassermangel der Stoff für neue Kriege ist. Ob Klaus Töpfer, ehemaliger Direktor des UN-Umweltprogrammes, oder der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung für globale 
				Umweltveränderungen
			(WBGU) oder die Presse, sie alle warnen vor kommenden Kriegen ums Wasser. Die Süddeutsche Zeitung titelte »Kriegsgrund Wasser«, das Wissenschaftsmagazin 
			Scinexx »Krieg um Wasser«. Zwei Beispiele stellvertretend für viele. Ihr Credo: Der Kampf um Öl war gestern, der um Wasser wird morgen sein. Das eignet sich gut für Schlagzeilen und das Schärfen von 
				Problembewusstsein
			, doch wenn in der Geschichte einige Hinweise für die Zukunft zu finden sind, dann droht keine 
				Wasserapokalypse
			. Im Gegenteil: Wasserknappheit war und ist auch heute weltweit ein Paradebeispiel für Kooperation. Natürlich wird um Wasser gestritten und gedroht, vor allem in Nahost und Afrika, und es wird auch mal der Hahn zugedreht. Aber am Ende werden Abkommen geschlossen und Institutionen geschaffen, die die Streitfragen regeln. 

		Am Ende obsiegt bislang die Zusammenarbeit. 

	


		
|137|


		Kapitel 5 Wandel durch Handel

		
			»Um drastische Emissionseinsparungen zu erreichen muss die Investitionssumme in Klimaschutz jedes Jahr ansteigen bis 2030 auf rund 140 Milliarden Euro jährlich, das sind rund 0,3 bis 0,5 Prozent des weltweiten Bruttoinlandsprodukts.« 

			
				Ivo de Boer, Direktor UNFCCC  
			

		

		

		
			»Emissionsrechte werden sich zur weltweit wichtigsten Handelsware entwickeln.« 

			
				Louis Redshaw, Barclays Capital Bank 
			

		

		Es ist das ungewöhnlichste Produkt auf dem internationalen Finanzparkett. Es wird gehandelt wie Öl, Gas, Weizen und Kupfer. Als »Option« oder »Future«. Doch am Ende setzt sich kein Schiff oder Eisenbahnwaggon in Bewegung, keine Zollbestimmung muss beachtet werden. Am Ende darf jemand in Europa irgendwo mehr Kohlendioxid in die Luft blasen, weil irgendwo jemand weniger hinauspustet und seine eingesparten Abgase verkauft. Die getauschte Ware ist ein Emissionsrecht. Es ermöglicht, das Klima dort zu schonen, wo es am preiswertesten ist. 

		Die Emissionshändler sitzen in Großraumetagen mit unzähligen Monitoren, über die Zahlenreihen und Diagramme flackern. Sie sitzen in Banken, Maklerfirmen und 
				Energiekonzernen
			. Sie bauen aber auch Windräder in Marokko, fangen Grubengas in chinesischen Bergwerken ab, forsten Wälder auf und erhalten dafür Emissionsgutschriften. Sie tragen weiße Hemden, Krawatte, Anzug und Blackberry. Sie fliegen viel. Sie reden alle nur noch von »carbon market«, »carbon finance« |138|und »low carbon«, Hauptsache »carbon«, der englische Begriff für Kohlenstoff, der zum Synonym für einen Markt geworden ist, der das Klima retten will. Und sie sind am dichtesten gedrängt in der City of London, 51°30′ nördliche Breite und 0°7′ westliche Länge. 

		London ist die Drehscheibe des internationalen 
				Emissionshandels
			. Jedes Unternehmen, das beim derzeit wohl weltweit größten
			umweltpolitischen Experiment mitmischen will, hat Klimaschutz- und Finanzexperten vor Ort. In keiner anderen Stadt werden so viele Emissionsrechte gehandelt wie hier. London kontrolliert rund 90 Prozent des über Börsen gehandelten 
				Emissionsrechtemarkts
			, fand eine Studie der International Financial Service London heraus. Nirgendwo wird so viel Geld locker gemacht für Klimaschutzprojekte, die handelbare Emissionsrechte hervorbringen. Der Alternative Investment Market (AIM) an der Londoner Börse ist weltweit der bevorzugte Börseneinstieg für Umwelttechnologie-Firmen, die hier an der Themse nur noch als »Cleantech« bezeichnet werden, aber auch für nachhaltige Investmentfonds, und hat die NASDAQ in New York längst abgehängt. 

		Eva Karra handelt Emissionsrechte für die holländische Bank ABN-Amro. Die junge und energische Griechin sitzt vor vielen Knöpfen und Bildschirmen in einem Glashochhaus im Londoner Bankenviertel. Das Geschäft ist überwiegend elektronisch. Auf dem Bildschirm blinkt es, jemand will Emissionsrechte für 30 000 Tonnen Kohlendioxid kaufen. Ein anonymer Verkäufer macht ein Angebot. Dann wird ein wenig gefeilscht. Wenig später einigen sich Anbieter und Nachfrager auf einen Preis. Und die 30 000 Emissionsrechte wechseln den Besitzer. Ein solcher Handel dauert kaum 10 Minuten. War es ein sogenannter »Spot«, erhält der Käufer innerhalb von zwei Tagen seine Emissionsrechte. Jedes einzelne erlaubt, eine Tonne Kohlendioxid in die Atmosphäre zu blasen. 

		
			|139|Der Tagespreis eines Emissionsrechtes hängt ab von der Politik, dem Wetter und den fossilen Rohstoffpreisen. Kündigen zum Beispiel EU-Mitgliedsländer Initiativen oder Gesetze an, ob und wie sie die Ziele des Kyoto-Protokolls erreichen wollen, schwankt der Preis. Regnet es in Spanien, wo viel Wasserkraft genutzt wird, lange nicht, wird dort auf Kohle zurückgegriffen. Dann klettert der Emissionspreis. Steigt der Gaspreis, verfeuern Stromerzeuger mehr Kohle, dann werden Emissionsrechte teurer. 

		Karra geht an Klimaschutz sehr rational heran. Die ausgebildete Mathematikerin arbeitete lange in der Finanzabteilung eines europäischen Stromversorgers. Klimawandel sei ein drängendes Problem, sagt sie, und der Mensch maßgeblich dafür verantwortlich. »Also müssen wir Lösungen finden. Und mithilfe des Marktes geht dies am effektivsten.« Kapitalismus und Umweltschutz sind vereinbar, davon ist sie überzeugt. 

		Das Kapital arbeitet nicht nur im Emissionshandel. Es fließt in grüne Investmentfonds, die aus dem Boden schießen. Es wird in Umwelttechnologiefirmen gepumpt, die immer zahlreicher an die Börse gehen. Und es wird von Bankkunden immer öfter in Geldanlagen gesteckt, die nicht mehr nur herkömmliche Kriterien wie Rentabilität und Sicherheit erfüllen, sondern gleichermaßen ökologische und soziale Standards einhalten sollen. 

		Low Carbon Accelerator ist ein Investmentfonds, der vornehmlich junge Umwelttechnologiefirmen finanziert, und, wie der Name sagt, die Entwicklung von energieeffizienten Technologien beschleunigen will. Fondsmanager Mark Shorrock kann sich vor Anrufen anderer Investoren kaum retten, die an jenen »Cleantech«-Unternehmen interessiert sind, die er mit Kapital versorgt. »Ich muss denen keinen Vortrag mehr halten über Klimawandel, die wissen längst Bescheid.« Die |140|Geldwelt muss für den Klimaschutz wirklich nicht mehr wachgerüttelt werden. 

		»Die Privatwirtschaft galoppiert davon, und die Politik hinkt hinterher«, meint Paul Dickinson vom Carbon Disclosure Project in London, einer Art Transparency International für den Klimaschutz. Die Organisation bringt über 385 Investoren mit einem Anlagevermögen von 57 Billionen US-Dollar zusammen – mehr als ein Drittel des weltweit verwalteten Vermögens. Ihr Ziel: Unternehmen zu drängen, ihre Treibhausgasemissionen offenzulegen. Anleger sollen so besser einschätzen können, wie profitabel eine Firma ist, wie ihre Chancen und Risiken stehen angesichts von Klimawandel und Klimapolitik. Im Privatsektor spüre man seit einigen Jahren eine enorme Energie, berichtet Dickinson. Die Herausforderung an die Politik sei es, den Tiger zu reiten. 

		Früher haben sich Umweltschützer an Bäume gekettet oder in Baumkronen gelebt, um das Abholzen von Wäldern zu verhindern. Heute retten findige Finanzjongleure die Umwelt. Die Hoffnung für den Klimaschutz liegt auf Bildschirmen von Emissionshändlern, Geschäftsmännern im feinen Zwirn und risikofreudigen Unternehmern. Die Klimaschützer von heute heißen Carbon Trust, EnviroMarket, CantorCO2e, Climate Change Capital oder Carbon Capital Markets. 

		 

		*

		 

		Die International Emissions Trading Association (IETA), ein 
				Interessenverband
			von Emissionshändlern und 
				Industrieunternehmen
			, die den Emissionshandel unterstützen, und die Weltbank beziffern den Markt für Emissionsrechte im Jahr 2007 auf insgesamt 64 Milliarden US-Dollar. »Der Emissionshandel ist 2007 richtig durchgestartet. Dies ist ein Zeichen für den Erfolg dieses Marktes«, erklärt Patrick Birley, Chef der European Climate
			|141|Exchange (ECX) in Amsterdam. Die ECX hatte Ende 2007 Emissionsrechte für eine Milliarde Tonnen 
				Kohlendioxidemissionen
			gehandelt. 2005 wurden 9 Milliarden Euro gehandelt, Ende 2007 waren es bereits 40 Milliarden Euro. Mark Fulton, Leiter der Strategieabteilung der Deutschen Bank prognostiziert, dass der Emissionshandel in den kommenden 20 bis 30 Jahren »signifikant wachsen wird«. Der Markt für Produkte und Dienstleistungen in Sachen Klimaschutz habe ein 
				Milliardenpotenzial
			. Er werde eine Brücke zwischen Ökologie und Ökonomie schlagen. Und die auf Energiefragen spezialisierte Beraterfirma Global Change Associates schätzt, dass in etwa 20 Jahren Emissionsrechte im Wert von 3 Billionen US-Dollar gehandelt werden könnten. Zum Vergleich: Das Marktvolumen von Öl, Gas und Kohle zusammengenommen beträgt heute 3 Billionen US-Dollar. 

		»Klimawandel als Investmentchance« titelt das Handelsblatt und beobachtet im Klimaschutzmarkt eine »riesige 
				Aufbruchstimmung
			«. Immer neue Fonds und Zertifikate werden aufgelegt wie der »Merrill Lynch Carbon Leaders Index«, der Anlegern die Möglichkeit gibt, in Aktien von klimafreundlichen, energieeffizienten europäischen Unternehmen zu investieren. Das Deutsche Aktieninstitut in Frankfurt veröffentlicht im Dezember 2007 seinen Statusbericht »Nachhaltige Geldanlagen 2007«. Demnach sei das Volumen nachhaltiger Investitionen von Anlegern aus dem deutschsprachigen Raum im Jahr 2006 um mehr als ein Drittel auf 20 Milliarden Euro gestiegen. 

		UN-Chef Ban Ki-moon sieht bereits das Zeitalter einer »grünen Wirtschaft« heraufziehen, weil zur internationalen Klimakonferenz auf Bali im Dezember 2007 nicht nur die üblichen verdächtigen Regierungsunterhändler, Umweltaktivisten und Klimaforscher in Scharen anreisten, sondern auch 1 000 
				Emissionshändler
			und Investoren. 

		
			|142|So verheißungsvoll das alles klingt, das Heer der neuen Klimaschützer konnte jedoch bislang nicht verhindern, dass sich die Erdatmosphäre weiter aufheizt, oder erreichen, dass die Emissionsziele des Kyoto-Protokolls erfüllt werden. Kann der Markt halten, was er verspricht, ist Emissionshandel nicht doch, wie Umweltschützer gern ins Feld führen, eine Art Ablasshandel, damit sich Industriestaaten aus der eigenen Verantwortung stehlen können, wodurch aber am Ende keine Emissionen gesenkt werden? Und was haben die U-Bahn in Neu Delhi und Mülldeponien in Brasilien mit Emissionshandel zu tun? Und überhaupt, haben die Marktmechanismen des Kyoto-Vertrags nicht nur für den weiteren Ausbau von UN-Bürokratie gesorgt, anstatt Emissionen effizient zu reduzieren? 

		Garth Edwards glaubt an Markt und Handel. Der sportliche Mann mit blondem Bürstenhaarschnitt und elegantem Anzug wechselte vor kurzem als Emissionshändler von Shell Trading in London zur Citigroup ein paar Straßen weiter. Dass der Markt erfolgreich sein könne, sagt er, sei bereits seit den neunziger Jahren des 20. Jahrhunderts in den USA bewiesen worden, dem Mutterland des Emissionshandels. Dort half ein bis heute bestehendes nationales Handelssystem den Ausstoß von Schwefeldioxid drastisch zu senken. Edwards arbeitete zunächst beim UN-Umweltprogramm in Kenia, ging dann nach New York zu Natsource, einer der ersten Maklerfirmen, die mit Treibhausgasen handelte, bevor er bei Shell als »Händler für Umweltprodukte« anfing. Der Unterschied zwischen Reden und Handeln habe für ihn den Ausschlag gegeben, vom öffentlichen in den privaten Sektor zu wechseln. »Die Vereinten Nationen machen gute Projekte, aber es wird zu viel geredet, und alles dauert ewig lange. Unternehmen mobilisieren viel rascher Kapital, und das ist für den wirtschaftlichen Wandel nötig.« 

		Die Vereinigten Staaten waren in den Neunzigern das Pionierland
			|143|für den Tausch von Emissionsrechten und New York der aufstrebende Handelsplatz. »Cap and Trade« lautet das Handelsprinzip. Der Staat legt eine Obergrenze für Emissionen fest, »deckelt« den Ausstoß sozusagen, vergibt oder versteigert an Unternehmen Emissionsrechte, die zwischen den Firmen gehandelt werden können. Am Ende einer festgelegten Handelsperiode muss ein Unternehmen so viele 
				Verschmutzungsrechte
			einreichen, dass sie mit den realen Emissionen Tonne für Tonne übereinstimmen. Der Deckel wird jedes Jahr von der Regierung gesenkt, dementsprechend weniger 
				Verschmutzungsrechte
			ausgegeben oder versteigert. 

		Ausgerechnet die Amerikaner sorgten dafür – welch Ironie –, dass Emissionshandel im Kyoto-Protokoll verankert wurde, nur um sich dann aus dem von ihnen maßgeblich 
				mitgeschneiderten
			Vertragswerk mit seiner Marktkomponente wieder zu verabschieden. Mit der Bush-Ära wurde Klimaschutz in Washington fast zum Schimpfwort, Europa übernahm den Staffelstab und schuf den europäischen Emissionshandel. 

		Um die Verpflichtungen aus dem Kyoto-Protokoll zu erreichen, hoben die EU-Staaten das Europäische 
				Emissionshandelssystem
			(EU ETS) aus der Taufe mit dem Ziel, Emissionen dort zu reduzieren, wo es billiger ist. Der Handel startete Anfang 2005. »Selbst wenn ein Nachfolgevertrag zu Kyoto scheitern sollte, wird es diesen Markt weiter geben«, erklärt Edwards. Jeder 
				EU-Mitgliedstaat
			legt die Gesamtemissionsmenge für fünf Jahre fest. Er vergibt an energieintensive 
			Industrieunternehmen mit hohem Kohlendioxid-Ausstoß wie Stromerzeuger, Stahl- und Zementwerke, Chemiebetriebe und Papierfabriken jedes Jahr eine bestimmte Zahl Emissionsrechte. Die Firmen müssen ihre Emissionen dann mit den erhaltenen oder ersteigerten Zertifikaten abgleichen. 

		Firmen, die durch neue Technik oder Verfahren ihren 
				Kohlendioxid-Ausstoß
			
			|144|gesenkt haben, können überschüssige Emissionsrechte verkaufen. Das bringt extra Geld in die Kasse. Reicht dagegen die zugeteilte Menge nicht aus, um die 
				Emissionsverpflichtungen
			zu erfüllen, kann ein Unternehmen entscheiden, ob es lieber in bessere Technologie investiert oder Emissionsrechte zukauft. Andernfalls wird eine Strafe fällig. So werden Treibhausgase dort verringert, wo die Vermeidungskosten am niedrigsten sind. 

		Der Emissionshandel in Europa funktioniert nach dem Prinzip »learning by doing«. Darum ist er vorerst in drei Stufen eingeteilt. Die Regeln sind nicht starr festgezurrt, sondern können korrigiert werden, wenn sie sich als kontraproduktiv erweisen. Die Pilotphase lief von 2005 bis 2007. Die zweite Phase läuft derzeit bis 2012, die dritte dann bis 2020. Die von der EU-Kommission anvisierten Korrekturen im EU ETS: Emissionsrechte, die anfangs kostenlos an Firmen vergeben wurden, sollen sukzessiv immer mehr versteigert und ab 2013 vollständig auktioniert werden. Die Menge der ausgegebenen Emissionsrechte wird deutlich abgesenkt. 

		In Deutschland ist für das komplizierte Prozedere von Berechnen und Zuteilen eine eigens beim Umweltbundesamt eingerichtete Schaltstelle zuständig. Die Deutsche 
				Emissionshandelsstelle
			(DEHSt) verwaltet eine Datenbank und ein Handelsregister aller vom Emissionshandel betroffenen deutschen Unternehmen – das sind ungefähr 1 800 – mit ihren 
				Emissionskontoständen
			und Transaktionen. 

		In der EU fallen insgesamt 10 000 Industrieanlagen unter die Regeln des europäischen Emissionshandels, das entspricht etwa 50 Prozent der EU-Emissionen. Auch Shell und seine europaweiten
			Produktionsstätten gehören dazu. »Shell muss seine Emissionen senken, sonst drohen Strafen«, sagt Edwards. Er rechnet vor: Werden die Emissionsgrenzen nicht eingehalten, |145|müssen pro Tonne Kohlendioxid, die mehr als erlaubt emittiert wird, 100 Euro Strafe gezahlt werden. Aktuell kostet eine Tonne Kohlendioxid 23 Euro. »Das ist in jedem Fall billiger.« 

		Gehandelt werden die Emissionsrechte an Börsen wie Nord Pool in Oslo, der Leipziger Energiebörse und European Climate Exchange, einer Tochter der »Chicago Climate Exchange« (CCX). Sie ist die wichtigste Börse in Europa für Emissionshandel, ging 2004 an den Start und operiert rein elektronisch. 50 Konzerne sind bereits Börsenmitglied. Hauptkunden sind Banken und Stromversorger. Ihre Motive: »Der Handel ist einfach, verlässlich und transparent«, erklärt ECX-Chef Patrik Birley. 

		Komplizierter sind hingegen die projektgebundenen 
			
				Handelsmechanismen
			des Kyoto-Protokolls, der »Clean Development Mechanism«, in der abkürzungsreichen Sprache der Vereinten Nationen kurz CDM genannt. Er erlaubt Unternehmen aus Industriestaaten, Emissionsminderungen aus in Entwicklungs- oder Schwellenländern finanzierten 
				Klimaschutzprojekten
			auf die eigenen Emissionsverpflichtungen 
			anzurechnen. Bis Mitte April 2008 waren beim UN-Klimasekretariat weltweit 1 000 solcher Projekte in 49 Ländern registriert, 3 300 weitere Vorhaben werden geprüft. Die Investitionen belaufen sich bislang auf mindestens 25 Milliarden US-Dollar. Für die genehmigten Vorhaben wurden 135 Millionen 
				Emissionsgutschriften
			ausgeschüttet. Dieser UN-Mechanismus ist mit dem Europäischen Emissionshandelssystem gekoppelt. Shell saniert so zum Beispiel eine Mülldeponie in Brasilien, das ansonsten entweichende klimaschädigende Methangas wird aufgefangen und zur Stromerzeugung genutzt. Die dadurch eingesparten Treibhausgase kann sich Shell gutschreiben lassen und später auch handeln. 

		Der Handel mit solchen Emissionsgutschriften über Börsen steckt allerdings noch in den Kinderschuhen und funktioniert |146|bisher vorwiegend über bilaterale Verträge zwischen Firmen oder Ländern. Noch fehlen die notwendigen technischen 
				Rahmenbedingungen
			, um solche Transaktionen problemlos abzuwickeln. Das liegt vor allem an einer von der UN verwalteten Registratur, dem International Transaction Log, das alle unter dem Kyoto-Protokoll verminderten Emissionen registriert und überprüft. Dieser entscheidende Knotenpunkt wird für die gesamte EU frühestens 2009 einsatzfähig sein. 

		Trotz solcher normalen Anlaufschwierigkeiten für einen neuen Markt ist Klimaschutz längst zu einem Portfolio in den Unternehmen geworden, meint Edwards. War das Thema Klima ursprünglich im Unternehmensbereich Umwelt angesiedelt, kümmern sich nunmehr die Finanzabteilungen darum. »Ein enorm wichtiger Schritt. Die Umwelt bepreisen, eine alte Forderung von Umweltökonomen, hat endlich stattgefunden.« Kosten werden nicht mehr externalisiert, wie die Volkswirte sagen, sondern internalisiert. 

		Doch genau dieser Quantensprung, dass sich nun die kalten Geldmenschen des Problems annehmen und Marktkräfte es richten sollen, bereitet vor allem Umweltaktivisten und Marktskeptikern weiterhin Unbehagen. Emissionshandel behält, auch wenn er nicht mehr so radikal bekämpft wird wie einst, einen störenden Beigeschmack: Reiche Industriestaaten und Unternehmen kaufen sich frei von schmerzhaften und teuren Veränderungen für den Umweltschutz. 

		Keine Frage, der Emissionshandel hat Defizite. Das räumen auch seine Befürworter ein. Manche sind so gravierend, dass sie das System, wenn nicht korrigiert, ad absurdum führen. Doch der Emissionshandel ist ein politisch initiierter und geformter Markt und seine Schwächen überwiegend dem halbherzigen Handeln von Politikern geschuldet. Einer der gravierendsten Mängel ist, dass Emissionsrechte immer noch kein ausreichend |147|knappes Gut sind – die Vorraussetzung für eine hohe Nachfrage und einen Preis mit Lenkungswirkung. 

		Bislang haben die meisten EU-Länder die gesamte Menge an Emissionsrechten umsonst an die betroffenen Firmen verteilt. Unternehmen aus der Energiewirtschaft preisten sie dann in die Stromrechnung ein und strichen dadurch zusätzliche Gewinne ein. Doch das größere Übel: Die EU-Regierungen, darunter auch die Bundesregierung, überschütteten die Firmen anfangs geradezu mit Emissionsrechten, die, so gesegnet, sie wieder verkaufen konnten und keinen Anlass hatten, ihre eigenen
			Produktionsabläufe 
			energieeffizienter zu gestalten. Ende 2007 fiel der Preis für Emissionsrechte daher auf ein paar Cent. Das ist wie beim Winterschlussverkauf nach einer kurzen und milden Saison. Zu guter Letzt werden die überschüssigen Jacken und Mäntel verramscht. 

		Diese Fehler wurden mittlerweile korrigiert. Die Europäische Kommission zwang ihre Mitgliedstaaten, für die Handelsperiode 2008 bis 2012 die Zahl der auszugebenden Emissionsrechte deutlich zu verringern. Die Menge der Emissionsrechte soll bis 2020 um 21 Prozent unter den Emissionen der vom Handel betroffenen Industriebetriebe von 2005 liegen – eine Verknappung, die Umweltverbänden allerdings immer noch nicht weit genug geht. Und ab 2013 sollen Emissionsrechte für die Energiebranche grundsätzlich versteigert werden. Die EU-Kommission hofft dadurch, den Emissionspreis von derzeit 23 Euro auf bis zu 57 Euro pro Tonne Kohlendioxid hochzutreiben – ein Preis, der manchen Studien zufolge Kohlekraftwerke 
				unwirtschaftlich
			mache würde. 

		Die Emissionsrechte anfangs an die Unternehmen kostenlos auszugeben war – entgegen der Meinung vieler Kritiker – ein kluger strategischer Schachzug, meint Benito Müller, der schon im vorangehenden Kapitel zu Worte gekommene Energieexperte
			|148|von der Oxford University. So wurde die Industrie, die sich lange gegen den Emissionshandel gesträubt hat, gelockt und an Bord geholt. Nun, da sie dabei ist, kann die Schraube langsam angezogen und können die Verschmutzungsrechte auch verstärkt auktioniert werden. Doch viele EU-Regierungen seien hierbei nach wie vor zu ängstlich. Unternehmen könnten weitaus mehr tun, um ihre Emissionen zu verringern. Dafür müsste man ihnen allerdings weniger Emissionsrechte zuteilen. 

		Müller erinnert all jene, die stets monieren, der Emissionshandel reduziere überhaupt nicht den Ausstoß von Treibhausgasen, daran, dass dies nicht das Ziel dieses Mechanismus sei. »Reduzieren muss die Politik. Der Emissionshandel macht es dann für Unternehmen nur kostengünstiger und flexibler.« 

		Eine andere Vorstellung, die Industrievertreter und manche Wirtschaftsministerien gern verbreiten, lautet: Ein unilateraler EU-Emissionshandel mache den Standort Europa teurer. Verringerten die EU-Regierungen die Zahl der Emissionsrechte drastisch, klettere der Preis für Kohlendioxidrechte. Dies belaste Firmen so sehr, so dass sie mit ihrer Produktion in billigere Länder ausweichen würden. »Das ist Unsinn«, widerspricht Edwards von Citigroup. »Durch den Emissionshandel wird es billiger für die Unternehmen.« Er kann auch das Lamento nicht mehr hören, dass der Emissionsmarkt so instabil sei, somit nicht für die nötige Stabilität für die Unternehmen sorge, um ein Preissignal zu setzen, das schnell seine Wirkung entfalte. »Es stimmt nicht, der Markt ist nicht volatiler als andere Märkte. Denken Sie an Öl oder den Euro: Beklagt sich da jemand, dass der Markt schwankt? Das ist nun einmal so in Märkten.« 

		Edwards hat recht, so lange die Emissionsrechte von den Staaten kostenlos ausgegeben werden, und er liegt richtig damit, was die Energieversorger anbelangt. Die können ihre |149|Kosten für Emissionsrechte an die Kunden weiterleiten, dank ihrer oft monopolähnlichen Stellung und der Tatsache, dass die meisten Stromverbraucher nicht einfach nach China abwandern können. Doch für energieintensive Industrien wie Zement, Aluminium, Stahl oder Chemie wird die Produktion in Europa ab 2013 in der Tat teurer. Sie zahlen doppelt drauf: durch den nun höheren Strompreis und für die Emissionsrechte, die sie demnächst ersteigern müssen. Dies gefährdet vor allem die Konkurrenzfähigkeit europäischer Exporte. 

		Denn Europa ist entgegen der weit verbreiteten Vorstellung stärker als seine globalen Wettbewerber in Industriezweigen spezialisiert, die CO2-intensiv sind (CO2–Intensität beschreibt die Menge an Kohlendioxid, die pro Exporteinheit emittiert wird) und daher mehr anfällig für Regulierungen, die Kohlendioxid bepreisen. Darauf verweist eine Studie des Bruegel Institutes in Brüssel, einer Denkfabrik für Wirtschaftspolitik. Europa exportiert einen Mix aus kapital-, forschungs- und arbeitsintensiven Gütern. Japan und die USA hingegen führen stärker forschungsintensive Waren aus. 

		Die Politik in Europa sieht sich hier in einem Dilemma. Die Industrie soll mittels Emissionshandel gedrängt werden, 
				umweltfreundlicher
			zu produzieren. Doch sie darf nicht so stark belastet werden, dass sie ihre Fabriken in die Ukraine verlagert. Und das nicht nur wegen der Menschen, die dann ihren Job los sind, und der Steuereinnahmen, die dann fehlen. Dem Klima wäre damit auch nicht geholfen. Verlagert ein deutscher 
				Zementhersteller
			seine Produktion in die Ukraine, bläst er dort aufgrund der niedrigen Standards weitaus mehr Treibhausgase in die Luft als in Mannheim. 

		Was also tun, um die heimische Wirtschaft nicht zu verprellen und das Klima dennoch zu schützen? Helfen könnte ein weltweiter Emissionshandel. Doch das ist Zukunftsmusik, |150|und so denken Politiker in Europa über einen Importzoll auf Güter nach, die hierzulande unter den Emissionshandel fallen. Der Zoll soll die Preisdifferenz ausgleichen, die Firmen in der Europäischen Union durch die zusätzlichen Kosten durch CO2– Verschmutzungsrechte entstehen – Protektionismus für den Klimaschutz. Die Denker von Bruegel warnen davor, andere Wirtschaftsexperten auch. Neue Handelskonflikte würden nicht nur der Weltwirtschaft, sondern auch dem Klima schaden. 

		Dem Dilemma könne man am besten mit einem Emissionshandel entkommen, der 

		
				
				ermöglicht, dass Emissionen dort gesenkt werden, wo es tatsächlich am preiswertesten ist, also Hürden beiseite räumt, um verstärkt Projekte in Entwicklungsländern 
					einzubeziehen, 

			

				
				den Handel stufenweise auf weitere Länder ausdehnt und 

			

				
				verhindert, das einzelne Staaten ihn dadurch verzerren und aushöhlen, dass sie Emissionsrechte weiterhin an jene Industriezweige umsonst vergeben, die sie schützen wollen. 

			

		

		Ist der Emissionshandel noch unvollkommen, ist er für die EU-Kommission dennoch eine Erfolgsgeschichte. Auch wenn letzte Daten zeigen, dass die Europäische Union im Vergleich zu 1990 erst 2 Prozent ihrer eigenen Emissionen senken konnte. Bis 2012, so wird projiziert, sollen es 7,4 Prozent sein. Das gesteckte Ziel von 8 Prozent weniger Kohlendioxid-Emissionen bis 2012 wird damit, wenn auch knapp, verfehlt. 

		Verantwortlich dafür ist neben der politischen Schwäche der EU-Regierungen auch die Reichweite des Emissionshandels. Er deckt schließlich nur etwa die Hälfte der Emissionen in der EU ab; der klimabelastende Verkehr wird nicht berücksichtigt. Den Handel auf andere Sektoren auszuweiten oder andere 
				Steuerungsinstrumente
			
			|151|zu nutzen, wird daher verstärkt debattiert. Selbst Wirtschaftliberale bringen zudem immer häufiger eine Kohlendioxidabgabe oder -steuer ins Gespräch. Eine Umfrage des Wall Street Journal im Februar 2007 unter US-Ökonomen kam zu dem verblüffenden Ergebnis, dass 54 Prozent eine CO2-Steuer unterstützen würden. Eine Steuer sei transparenter, fairer, einfacher zu erheben und zu kontrollieren, sagen die Befürworter. Dennoch dürfte es politisch unrealistisch sein, dass die notorisch steuerfeindlichen Amerikaner tatsächlich eine Umweltabgabe durchsetzen. Nicht umsonst haben sie den Emissionshandel aus der Taufe gehoben. 

		Wäre eine Steuer tatsächlich besser geeignet, Emissionen zu senken? Ein globales Steuersystem zu schaffen wäre eine Herkulesaufgabe. Man denke nur an die schwierige Geburt des 
				Kyoto-Protokolls
			und die mühseligen internationalen Verhandlungen über einen Nachfolgevertrag. Vergleichbare Steuern auf nationaler Ebene existieren, wenn auch in wenigen Staaten, werden aber in den meisten Ländern von Wirtschaftsverbänden und Regierungen gleichermaßen blockiert, da sie bei Alleingängen Wettbewerbsnachteile befürchten. Schweden führte 1991 eine CO2-Steuer ein. Der deutlich gestiegene Einsatz von Biomasse für die Wärmeversorgung im Land wird auf diese Steuer zurückgeführt. Die Regierung in Stockholm schätzt, dass die CO2-Emissionen im Jahr 2000 um 20 bis 25 Prozent niedriger waren, weil diese Steuer erhoben wird. 

		Händler Edwards hält nicht viel von einer CO2-Steuer. »Erstens ist das Wunderbare am Emissionshandel seine Flexibilität. Zweitens entzieht eine Steuer Unternehmen jenes Kapital, das sie in moderne, effiziente Technologien stecken sollen.« Und wer garantiere, dass eine Steuer auch tatsächlich der Umwelt zugute komme? 

		Für Benito Müller gibt es in dieser Frage kein Entweder-oder. |152|Es gebe Bereiche, in denen funktioniere Emissionshandel einfach besser, überall dort, wo es wie in der Energiewirtschaft eine überschaubare Anzahl von Akteuren gebe. In 
				unübersichtlicheren
			und schwieriger zu kontrollierenden Bereichen wie Verkehr und Privathaushalten greife eine Steuer besser. »Beides sollte eingesetzt werden.« Unabhängig ob Steuer oder Handel, entscheidend für private Investitionen und damit den Klimaschutz sei, erklärt Umweltökonom Charles Komanoff vom Carbon Tax Center in New York, »dass der Preis für Kohlendioxid vorhersehbar ist«. 

		Das vorerst wohl größte Hindernis für Unternehmen, in Klimaschutz zu investieren, ist der unklare politische Rahmen. Firmen legen ihre Pläne auf Eis, weil in den Sternen steht, wie es nach dem Auslaufen des Kyoto-Protokolls 2012 weitergeht und welche Emissionsziele die hoffentlich entscheidende 
				UN-Klimakonferenz
			in Kopenhagen 2009 beschließen wird. Das Bekenntnis der EU, der Klimaschutzmarkt solle auch nach 2012 weitergeführt werden, sei zwar ein wichtiges Signal, meint Abyd Karmali, Chef der Emissionshandelsabteilung von Merrill Lynch. Doch klare Reduktionsziele seien rasch notwendig. »Manche Politiker verstehen immer noch nicht, dass die jährlichen Investitionen von rund 200 Milliarden US-Dollar, die bis 2030 für Klimaschutz benötigt werden, nur fließen, wenn die Bedingungen feststehen. Nur so lassen sich Investitionsrisiken minimieren.« 

		Einen Schub für den Klimaschutz verspricht auch, den Emissionshandel geografisch auszudehnen. Derzeit gibt es zwar neben dem größten Handelsblock der EU einen vergleichbaren Markt nur in Australien. Der Aufbau von Handelssysteme in einigen
			US-Bundesstaaten und Kanada ist weit fortgeschritten, ist aber noch nicht in Gesetz gegossen. Aus Sicht der Händler sind fragmentierte Märkte stets ein Hindernis. Je einheitlicher |153|und globaler das Handelssystem, desto wirksamer. Dies sollte aber nur eine Frage der Zeit sein. Kalifornien denkt bereits über eine Kooperation mit den Europäern nach, Kanada ebenso. Die Hoffnung ist, das Netz der beteiligten Ländern stetig über den Globus auszudehnen. 

		 

		*

		 

		Was den Emissionshandel zwischen Industriestaaten 
			anbetrifft, können auch die Skeptiker ihren Frieden mit ihm schließen, sollten die dargelegten Mängel behoben werden. »Das 
				EU-Emissionshandelssystem
			sollte möglichst global ausgeweitet werden. So soll der Aufbau eines Marktes vorangetrieben werden, der auch für den Finanzsektor attraktiv ist«, fordert der WWF. Am »Clean Development Mechanism«, dem CDM, hingegen scheiden sich weiterhin die Geister. 

		Wie der Name sagt, ist die Absicht dieses Instruments, nachhaltige Entwicklung in ärmeren Ländern zu fördern. Indem Industriestaaten dies tun, erhalten sie die Möglichkeit, ihre eigenen Emissionen gegen die Emissionseinsparungen von CDM-Vorhaben aufzurechnen. Die Grundidee ist eine 
				Winwin-Situation
			: Klimaschädliche Abgase reduzieren, in 
				Entwicklungsländer
			investieren, moderne Technik dorthin transferieren und Industrieländern ermöglichen, ihre Klimaschutzziele kostengünstiger als daheim zu erreichen – weil es aufgrund des Grenzkostenprinzips zum Beispiel für eine Firma in Europa, die bereits viel in Hightech investiert hat, enorm teuer ist, noch einen Prozentpunkt Kohlendioxid einzusparen, sie hingegen mit vergleichsweise wenig Geld größere 
				Emissionseinsparungen
			in Afrika erzielen kann. 

		Der ganzen Idee liegt folgende Logik zugrunde: Es ist egal, wo auf der Erde Treibhausgase produziert werden. Also ist es auch |154|egal, wo sie reduziert werden. Industrieländer und Unternehmen können Vorhaben finanzieren, die Emissionen verringern helfen oder die Energienachfrage senken, was verminderten Emissionen gleichkommt. 

		Jede Tonne CO2, die ein CDM-Projekt vermindert, wird zertifiziert und in eine Emissionsgutschrift umgewandelt. Die Zahl der Emissionsgutschriften basiert auf der Differenz zwischen einem »Weiter-so-Szenario« und einem Alternativszenario, dem Unterschied zwischen der Menge an Treibhausgasen, die zum Beispiel ein altes Kohlekraftwerk emittiert, und der Abgasmenge, die zwei neue Wasserkraftwerke erzeugen, wenn Strom aus Wasserkraft statt Kohle ins Netz eingespeist wird. Das Kyoto-Protokoll hat strikte Kriterien und Verfahrensabläufe für CDM-Vorhaben festgelegt. Die Bedingungen: Das CDM-Kapital war ausschlaggebend für die Investitionsentscheidung, das Wasserkraftwerk zu bauen – in der UN-Sprache das 
				Additionalitätskriterium
			und eine knifflige Sache, wie noch gezeigt wird. Das Vorhaben verringert zudem messbar Emissionen gegenüber dem Weiter-so-Szenario. Es wird in allen Phasen von unabhängigen Gutachtern überprüft, die bei der UN akkreditiert sein müssen. 

		Das Geschäft mit diesen Klimaschutzprojekten boomt. Nach Angaben der Weltbank und des Branchendienstes 
			Point Carbon hatte der Markt 2007 ein Handelsvolumen von 12 Milliarden Euro. CDM-Projekte sorgen für einen preiswerten 
				Technologietransfer
			in Entwicklungsländer und ermöglichen, dass diese in den Klimaschutz mit einbezogen werden. Keine andere internationale Vereinbarung wie das Kyoto-Protokoll konnte bislang so viel Geld für Umweltschutzprojekte mobilisieren. 

		So werden in Asien, Afrika und Lateinamerika Methangas aus Mülldeponien zur Stromerzeugung aufgefangen, 
				Wasserkraftwerke
			gebaut und Windräder aufgestellt. Und mittlerweile |155|auch der öffentliche Nahverkehr gefördert. Die neue U-Bahn-Linie in Neu Delhi ist hierfür ein richtungsweisendes 
			Vorhaben, weltweit das erste Bahnprojekt, das Emissionsgutschriften erhält. Der Grund: Die Waggons sind mit einem 
				energiesparenden
			Bremssystem ausgestattet, das jährlich 30 000 Tonnen Diesel und damit CO2-Emissionen spart. Die japanische Entwicklungsbank co-finanziert den Bau und bekommt dafür vom Betreiber Delhi Metro Rail 40 000 Emissionsgutschriften jährlich über eine Zeitraum von zehn Jahren. Wert: 3 Millionen US-Dollar. 

		Planung und Ausführung von CDM-Vorhaben sind kompliziert und langwierig. Sie müssen von unabhängigen Gutachtern geprüft und zertifiziert, von den Länderregierungen und schließlich der zuständigen UN-Akkreditierungsstelle 
			abgesegnet werden. Die Kosten hierfür sind hoch. Also müssen genug Emissionsgutschriften anfallen, um den Aufwand zu rechtfertigen. Auch die Mathematik ist oft nicht einfach und beschäftigt Ökonomen sowie Ingenieure manchmal monatelang. Auszurechnen, wie viel Gutschriften am Ende ausgestellt werden können, erfordert das Wissen vieler unterschiedlicher technischer und ökologischer Details und Abläufe. Die Rechnung zwischen einem alten und modernen Kohlekraftwerk aufzumachen ist vergleichsweise unkompliziert. Zu ermitteln, wie viel Kohlendioxid Wälder speichern und abgeben, ist hingegen ein Alptraum. 

		Kritiker sehen hier gleich mehrere Fallstricke. Die 
				Berechnungsmethoden
			seien oft vage, geschätzte und tatsächliche Emissionen schwer zu vergleichen, das Weiter-so-Szenario ist per definitionem eine Projektion in die Zukunft und damit fiktional, und viele Vorhaben wären auch ohne den CDM umgesetzt worden. Aus Sicht von Projektentwicklern addieren sich diese Unsicherheiten zu den herkömmlichen Geschäftsrisiken in Entwicklungsländern. 

		
			|156|Ein anderes Problem: Fiktive Emissionseinsparungen und solche, die auch ohne den CDM erreicht worden wären. Die Behauptung eines Unternehmers, ein Vorhaben würde nicht ohne CDM-Investition stattfinden, kann oft schwer überprüft werden. So könnten Projektentwickler, die eine Biogasanlage ohnehin bauen wollten, dies verschweigen, um sich CDM-Finanzen zu sichern. Firmen, die Klimaschutzvorhaben entwickeln, können auch »Weiter-so-Szenarien« aufstellen mit einem hohen Ausstoß an Treibhausgasen, sodass mögliche CDM-Projekte zu viele Emissionsgutschriften erbringen. 

		»Milliarden für den UN-Klimamarkt vergeudet«, titelte im Mai 2008 der Guardian und attestierte dem CDM Versagen auf breiter Front. Das Instrument werde von beiden Seiten missbraucht: Europäische Firmen zahlten für dubiose Projekte, für die sie billige handelbare Emissionsgutschriften erhalten würden, und Unternehmen in Entwicklungsländern kämen so in den Genuss von Extraeinnahmen. Auch eine Recherche des BBC 
			World Service in Indien fand heraus, dass zwei Vorhaben (ein Reisexporteur ersetzt Diesel- durch Biogasgeneratoren, eine Firma baut ein Wasserkraftwerk am Fuße des Himalaja) 
				Emissionsgutschriften
			im Wert von mehreren Millionen US-Dollar beantragen und auch erhalten würden, obwohl die Betreiber zugaben, dass die Erträge aus dem Verkauf der 
				Emissionsgutschriften
			für die Durchführung der Projekte nicht notwendig wären. 

		Eine Untersuchung der kalifornischen Stanford University vom Frühjahr 2008 resümiert, dass die Mehrzahl der CDM-Projekte gemäß dem Additionalitätskriterium gar nicht gefördert werden sollte, da sie ohnehin gebaut würden werden. Fast alle neuen Wasserkraftwerke und Windparks, die in China bis 2012 errichtet werden sollen, bewerben sich um den CDM-Status, obwohl die Regierung in Peking diese Projekte selbst plant und |157|aktiv unterstützt. Im Ergebnis werden zwar wünschenswerte Vorhaben mit erneuerbaren Energien gefördert und auch Emissionen eingespart, aber sie widersprechen einem entscheidenden Kriterium für den CDM. Die amerikanische 
				Umweltorganisation
			International Rivers will sogar herausgefunden haben, dass drei Viertel der CDM-Projekte bereits fertig gestellt seien zum Zeitpunkt, wenn ihr CDM-Status überhaupt erst genehmigt werde – eine Zahl, die von der UN und Experten energisch bestritten wird. 

		Darum fordern Umweltverbände, darunter Gruppen wie »CDM Watch«, aber auch die Partei Die Linke, ein Moratorium für CDM-Vorhaben in Entwicklungsländern. Ein erheblicher Teil der Emissionsgutscheine aus diesen Projekten würde »ungedeckten Schecks« gleichkommen. Die Vorhaben könnten nicht nachweisen, dass sie auch wirklich einen zusätzlichen Beitrag zum Klimaschutz leisteten. Industrieländer würden somit weit mehr Kohlendioxid ausstoßen als angekündigt. »Die bisherigen Erfahrungen mit CDM-Projekten zeigen in frappierender Weise die Grenzen dieses marktwirtschaftlichen Instruments. Es verdichten sich Hinweise, dass mit ihnen in 
				Entwicklungsländern
			Missbrauch betrieben wird«, schrieb die Fraktion der Linken im Bundestag. 

		Das sind alles schwere Geschütze gegen einen innovativen Baustein internationaler Klima- und Entwicklungspolitik, den viele Umweltaktivsten vom Grundsatz her ohnehin mit dem immer gleichen Argument ablehnen: Er sanktioniert den Status quo in den Industriestaaten. 

		Also der Reihe nach. 

		Natürlich muss sichergestellt werden, dass Industrieländer, in denen der Kohlendioxid-Ausstoß pro Kopf ungleich höher ist, den Löwenanteil der Emissionseinsparungen selbst übernehmen. Aber dafür ist gesorgt. Die EU-Staaten und vom Emissionshandel
			|158|betroffene Firmen dürfen nur einen bestimmten Anteil an Emissionsrechten aus CDM-Projekten »importieren«. Dies regeln die EU-Kommission und jeweilige nationale Zuteilungspläne. In Deutschland sind dies 22 Prozent, der EU-Durchschnitt liegt allerdings noch darunter, bei etwa 12 Prozent. Das heißt, die Unternehmen aus den EU-Staaten müssen ihre Hausaufgaben machen und können sich nicht »freikaufen«. 

		Ansonsten gilt: Da es dem Klima egal ist, wo auf der Erde mehr oder weniger Kohlendioxid in die Luft geblasen wird, ist es vom Prinzip her auch egal, wo es reduziert wird. Da sich in Entwicklungsländern mit erheblich weniger Geld erheblich mehr Emissionen verringern lassen, ist gegen diesen Mechanismus grundsätzlich nichts einzuwenden. Es muss natürlich garantiert werden, dass die Emissionsminderungen durch CDM-Vorhaben nicht nur auf dem Papier stehen, sondern auch tatsächlich messbar sind. Dafür sind wirksame Kontrollen nötig, die der CDM-Exekutivrat, der alle Vorhaben überwacht, sicherstellen muss. 

		Wenn korrekt durchgeführt, sind CDM-Vorhaben eine enorme Chance. Zu diesem Schluss kommt eine im August 2007 veröffentlichte Studie des Freiburger Öko-Instituts und des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung in Mannheim im Auftrag des Umweltbundesamtes. Das Öko-Institut steht nicht im Verdacht, ein Freund der energieintensiven Großindustrie zu sein. 

		Tatsache ist, dass CDM-Projekte in einem mehrstufigen Verfahren von UN-Experten und unabhängigen Gutachtern geprüft werden, dass Betroffene und 
				Nichtregierungsorganisationen
			angehört werden, dass sie vergleichsweise transparent sind und dass es für Emissionsgutschriften mittlerweile ein von der Privatwirtschaft initiiertes, zuverlässiges 
				Bewertungssystem
			
			|159|gibt ähnlich dem im Bankenwesen, welches die Bonität von Krediten und Wertpapieren überprüft. 

		Richtig ist, dass CDM-Projekte kostengünstig weltweit 
				klimafreundliche
			Technologie verbreiten helfen und in 
				Entwicklungsländern
			eine nachhaltige Wirtschaft fördern. Richtig ist, dass die Vorhaben von der zuständigen 
				UN-Akkreditierungsbehörde
			zu schleppend bearbeitet werden. Das räumen auch die Befürworter ein. Die Bürokratie ist zu aufwändig, und die Transaktionskosten sind für viele Firmen in ärmeren Ländern zu hoch – ein Bremsklotz für den Klimaschutz. 

		Richtig ist, dass die meisten Emissionsgutschriften 
			bislang – über 50 Prozent – aus umstrittenen CDM-Vorhaben stammen, die das potente Treibhausgas 
				Fluorkohlenwasserstoff
			HCFC23, ein Abfallprodukt bei der Herstellung des Kühlmittels HCFC22, unschädlich machen. Dabei handelt es sich weltweit um wenige Projekte, die allerdings eine enorme Zahl an Emissionsgutschriften erbringen, da HCFC23 ein 12 000 Mal so wirksames Treibhausgas ist wie Kohlendioxid und 
				Emissionsgutschriften
			in CO2-Äquivalenten berechnet werden. Die Investitionen in bessere Technik in den Fabriken in China, Indien oder Mexiko sind gering, der Ertrag aus dem Verkauf der Emissionsgutschriften ist groß – ein verlockendes Geschäft. Dass ein Markt diese niedrig hängenden Früchte zuerst pflückt, ist konsequent. Dass dieses Gas zerstört wird, ist zu begrüßen. Das Problem: Es wäre ungleich billiger gewesen, diese Fabriken ohne CDM zu sanieren. Der Preis für die Emissionsgutschriften liegt weit über den normalen Modernisierungskosten für diese veralteten Anlagen. Der CDM-Markt könnte somit einen völlig verkehrten Anreiz für Unternehmen schaffen, noch mehr dieser Kühlmittel herzustellen, dadurch mehr HCFC23 zu erzeugen, für deren Zerstörung dann reichlich 
				Emissionsgutschriften
			kassiert würden. 

		
			|160|Kritiker sehen hierin eine ungeheure Verschwendung von Investitionen, die dem Zweck von CDM-Projekten widersprechen, nachhaltige Energien und Technologien zu fördern. Andererseits fragen CDM-Experten, ob diese Firmen in China oder Mexiko ohne diese Möglichkeit jemals so schnell ihre Anlagen modernisiert hätten und sehen den Sinn des Instruments genau durch solche Vorhaben bestätigt. Schließlich erlaubt das Montrealer Protokoll zum Schutz der Ozonschicht 
				Entwicklungsländern
			, die Produktion von HCFC22 bis zum Jahr 2015 auszuweiten; erst 2040 muss die Herstellung gestoppt werden. Der IPCC schätzt, dass die Emissionen des Beiprodukts HCFC23 in Entwicklungsländern 2015 um 60 Prozent höher sein werden als 2002. Wer also über den Klimawandel besorgt ist, sollte diese CDM-Projekte vielleicht weniger verdammen, zumal sie nur zulässig sind in Bezug auf eine noch aus der Vergangenheit stammende HCFC22-Produktion. Fabriken, die nach dem Stichjahr 2004 mit dem klimaschädlichen Gas arbeiten, können nicht vom CDM profitieren. So soll die Motivation genommen werden, die Herstellung auszuweiten. 

		Richtig ist, der Nachweis, dass ein Klimaschutzprojekt nicht ohne ausländisches Kapitel zustande gekommen wäre, ist oft schwer zu erbringen. Dieses Additionalitätskriterium ist zumindest für großindustrielle CDM-Vorhaben fragwürdig. Eine Investitionsentscheidung zum Beispiel für ein Wasserkraftwerk ist immer komplex. Ihr liegen viele Erwägungen zugrunde, und CDM-Gelder aus dem Verkauf der Emissionsgutschriften sind nur ein Teil der Finanzierung. Das lädt zu Manipulation ein und füllt die Konten von Juristen und Beratern, die den Unternehmen helfen, den Nachweis dieser Additionalität anzutreten. Anders verhält es sich bei kleineren Projekten, deren Startschuss sehr wohl von CDM-Kapital abhängig sein kann. 

		Der Nachweis, ob ein Vorhaben Emissionen verringert, ist |161|hingegen einfacher zu erbringen. Für das Klima ist es letztlich egal, wer warum in Umwelttechnologien investiert, Hauptsache es wird investiert. Entscheidend ist, dass dadurch Emissionen reduziert werden. 

		Richtig ist auch, dass der Clean Development Mechanism einen Markt geschaffen hat, keinen Entwicklungsfonds oder puren Fördermechanismus für erneuerbare Energie. Sein Ziel ist es, handelbare Emissionsgutscheine zu generieren zu geringen Kosten. Nur weil es Hinweise auf Missbrauch gibt, muss ein ansonsten sinnvolles Instrument weder abgeschafft noch ausgesetzt werden. Es muss wirksam kontrolliert, und die dargelegten Schwachstellen müssen korrigiert werden. Das Hauptproblem: Wie wird Additionalität interpretiert? Der zusätzliche Umwelt- und Klimanutzen versteht sich von selbst. Wie man im Zukunft mit der Frage umgeht, ob ein Projekt nur dann »CDMtauglich« ist, wenn das zusätzliche Kapital den Ausschlag gibt für das Zustandekommen, darüber diskutieren derzeit Branche, Fachleute und UN. Standards und Verfahren des CDM stehen jedoch ohnehin auf dem Prüfstand, denn in seiner jetzigen Form gilt es als eine Säule des Kyoto-Protokolls vorerst nur bis 2012. Für die Zeit danach fordern Branchenvertreter eine klare Definition des Additionalitätskriteriums: Nicht die Motivation des Investors soll ausschlaggebend sein, sondern der Nutzen eines Projektes für den Klimaschutz. 

		Doch Argwohn und Abneigung vieler Umwelt- und 
				Hilfsorganisationen
			über die CDM-Standards und Methoden sind groß und schwer aus der Welt zu räumen. So wurde unter Leitung des WWF ein Gütesiegel entwickelt, der sogenannte Gold Standard – der bekannteste von sieben existierenden alternativen Standards. Er soll nach eigenen Angaben noch höhere Umwelt- und Sozialkriterien für CDM-Projekte durchsetzen helfen, eine Art allumfassender Superstandard. So sollen »die 
				Beeinträchtigungen
			
			|162|auf die lokale Umwelt, biologische Vielfalt und den Boden gering sein, und die Vorhaben müssen gut abschneiden in punkto Arbeitsplätze, Gesundheit, Einkommen, Gleichstellung und technische Signalwirkung«, schreibt die deutsche Firma atmosfair auf ihrer Webseite. Atmosfair unterstützt den Gold Standard und neutralisiert nicht nur Flüge des 
				Umweltministeriums
			. 

		Der Gold Standard favorisiert kleine Projekte für erneuerbare Energien wie Solarküchen, kleine Biogasanlagen oder 
				Mikrowasserkraftwerke
			. Sie sind sicher richtig und gut, und man setzt sich mit ihnen nirgendwo in die Nesseln. Kleinvieh macht auch Mist, aber, realistisch betrachtet, nicht besonders viel. Die Erderwärmung werden diese Projekte nicht aufhalten. Das Gütesiegel ignoriert die wahren Verursacher des Klimawandels, die großen Kraftwerke und schmutzigen Fabriken. Es ist ohnehin mehr eine Erfindung europäischen Gutmenschentums denn ein hilfreiches Instrument, den Klimawandel wirksam zu bekämpfen. 

		Unternehmen in Entwicklungsländern sehen in ihm eher einen grünen Neokolonialismus, die Zuneigung zum Gold Standard hält sich dort in Grenzen, meint Pablo Fernandez Guillen, CDM-Spezialist des spanischen Energieversorgers Endesa. Denn der Gold Standard macht CDM-Vorhaben für arme Länder langwieriger, teurer, verhindert somit nachhaltige Entwicklung. Er ist zudem ein Beispiel für gut gemeinte Selbstüberschätzung. Die Verfahren zum Akkreditieren von Projekten sind nebulös. Eine Handvoll Nichtregierungsorganisationen überprüft, ob ein Vorhaben die oft fließenden Kriterien zufriedenstellend erfüllt – und dies in einem nicht gerade transparenten Gegenentwurf zum lautstark von diesen Gruppen kritisierten CDM-Prozedere. All dies hat dazu geführt, dass der Gold Standard zwar unglaublich bekannt ist, aber kaum registrierte Projekte |163|vorzuweisen hat und »absolut marginal ist«, wie Fernandez Guillen sagt. 

		Die Debatte um Standards für Klimaschutzprojekte berührt jedoch weitaus stärker den freiwilligen und unregulierten Markt. Dieser wächst und etabliert sich immer mehr neben den von der UN und dem Kyoto-Protokoll geregelten Emissionshandel. Yahoo zum Beispiel verkündete Ende 2007, bald »
				emissionsneutral
			« sein zu wollen und investiert deshalb in Projekte in Indien und Brasilien. Der Computerhersteller Dell will zügig »das umweltfreundlichste IT-Unternehmen der Welt« werden und darum auch eigene Emissionen in Entwicklungsländern neutralisieren. Die Fluggesellschaft Virgin Atlantic bietet ihren Passagieren an, das während des Fluges verbrauchte Kohlendioxid auszugleichen durch Klimaschutzprojekte in Indonesien. Die Liste lässt sich mittlerweile beliebig fortsetzen. Immer mehr Unternehmen wollen freiwillig »klimaneutral« operieren und Treibhausgase, die sie selbst derzeit nicht vermindern können und müssen, woanders ausgleichen. Bald wird ein Konzern nicht mehr nicht-emissionsneutral arbeiten können. 

		Dem begrüßenswerten Ansinnen vieler Unternehmen und der damit verbundenen steigenden Nachfrage nach 
				Emissionsgutschriften
			steht jedoch ein noch sehr löchriges und dubioses Angebot gegenüber. Die Projekte von Firmen, die nun überall aus dem Boden schießen und versprechen, all die Klimasünder zu erlösen, sind oft undurchsichtig, schlecht kontrolliert, risikoreich und liefern zweifelhafte Emissionsgutschriften. Umweltverbände und die Presse überschütten sie mit beißender Kritik. Die Financial Times warf ihnen eine »Cowboy Mentalität« vor. Dem schlechten Ruf versucht eine wachsende Zahl von Anbietern von Klimaschutzprojekten nun 
				entgegenzutreten
			, indem sie geloben, sich den CDM-Standards oder dem so genannten »Voluntary Carbon Standard« – initiiert von der Climate
			|164|Group, der International Emissions Trading Organization und dem World Economic Forum – zu unterwerfen und dies auch überprüfen lassen; und wer es ganz gut meint, will sich seine saubere Weste auch noch vom Gold Standard beglaubigen lassen – Zeichen eines natürlichen Reinigungsprozesses eines noch jungen Marktes, dessen Existenz wichtig ist neben dem von der UN regulierten Emissionshandel. 

		Im freiwilligen Markt liegt ein großes Potenzial. Er kann dazu beitragen, klimaschonendes Wirtschaften zu verbreiten. Er ist, das liegt in der Natur der Sache, flexibler und schneller als ein regulierter Markt. Er erlaubt zum Beispiel Firmen in den USA, sich auf einen möglichen verpflichtenden Emissionshandel in der Zukunft vorzubereiten. Und er kurbelt Innovationen und Investitionen für nachhaltige Entwicklung an. Er ermöglicht ferner kleine Projekte etwa für 
				Dorfgemeinschaften
			, die ansonsten an den hohen Genehmigungskosten für die UN-Akkreditierung scheitern würden. Zudem können so sinnvolle Vorhaben, die aber nicht über den UN-gesteuerten Markt initiiert werden dürfen, umgesetzt werden. Zum Beispiel lassen sich so marode Schulen und Verwaltungsgebäude in Kirgistan sanieren, Wände isolieren, moderne Heizungen und Fenster einbauen, somit eine Menge Energie sparen. Ein CDM-Projekt daraus zu schmieden wäre kompliziert, da es schwer zu überwachen ist, die Regierung in Bischkek es vielleicht ohnehin plante, nur gerade kein Geld hatte und die Häuser auch weiterhin mit Kohle heizen will. Ähnlich ist die Lage beim Aufforsten von Wäldern. Das Kyoto-Protokoll erlaubt zwar solche CDM-Projekte, doch sie stoßen immer noch auf methodische Barrieren (siehe das Kapitel »Waldschutz ist Klimaschutz«). 

		Für Lionel Fretz macht alles Sinn, was wirksam Emissionen senkt. Ob CDM- oder freiwilliger Markt. »Es gibt keine goldene Lösung, um den Klimawandel aufzuhalten. Alles, was effektiv |165|hilft, müssen wir in Betracht ziehen«, erklärt er. Zweifelhafte Vorhaben werden über kurz oder lang nicht mehr bestehen können, dafür sei die öffentliche Kontrolle mittlerweile zu groß. 

		Fretz ist Chef von Carbon Capital Markets, einer Firma mit 30 Mitarbeitern aus 20 Ländern, die im eleganten Stadtteil Mayfair in London residiert. Sie handelt mit Emissionen, investiert in Klimaschutzprojekte und verwaltet einen Umweltfonds im Wert von 201 Millionen Euro. Für die konservative Anzugsordnung der Londoner Finanzwelt ist Fretz auffällig informell gekleidet. In Hemd und Pullover wirkt er eher wie einer, der lieber Späne hobelt, als Bilanzen kalkuliert. 

		Der ehemalige Banker ist überzeugt, dass der Emissionshandel, nachdem die Geburtswehen ausgestanden sind, eine Erfolgsgeschichte schreiben wird. Vorausgesetzt, das Geschäft sei glaubwürdig. »Wir müssen nach den höchst möglichen Qualitätsstandards arbeiten.« Deswegen legt er auch für Projekte, über die Kunden freiwillig ihre Treibhausgase verringern wollen, die Kriterien des Kyoto-Protokolls zugrunde. Er gehört auch zu denen, die öffentlich und vehement gegen CDM-Vorhaben mit HCFC23 zu Felde ziehen. Ökonomisch seien diese Projekte lukrativ und auch ökologisch sinnvoll, räumt er ein, da sie eine Menge Emissionsgutschriften bringen und auch das Klima entlasten. Seine Bauchschmerzen haben andere Gründe. »Viele dieser chinesischen Firmen halten Arbeiter wie Sklaven, beschäftigen Kinder unter niedrigsten Arbeits- und 
				Sicherheitsstandards
			. Mit unseren Projekten subventionieren wir gewissermaßen diese Bedingungen.« Auch beim Abfangen von Grubengas in China ist er skeptisch, ob die Europäer dem Land unter die Arme greifen sollten. 20 000 inoffizielle Tote durch Grubengasunglücke sollten für die Chinesen Grund genug sein, ihre Bergwerke selbst zu modernisieren, meint er. 

		
			|166|Ein Lieblingsthema von Fretz ist Waldschutz. Er ist bis heute überrascht, wie leidenschaftlich Umweltverbände dagegen opponieren. In den Verhandlungen zum Kyoto-Protokoll und danach hätten sie es geschafft, das Thema zu diskreditieren, indem sie es als billigen und inakzeptablen Ausweg für die Industrieländer brandmarkten, die in die Pflicht genommen werden müssten. »Ihnen ging es nur um Energie und Effizienz. Sie ignorierten die Chancen, die Waldschutz bietet.« Natürlich weiß auch Fretz, wie schwierig und komplex Waldprojekte sind, wie viele Faktoren berücksichtigt werden müssen, damit die Bäume stehen bleiben. Manchmal denkt er, es wäre das Einfachste, den betroffenen Menschen in tropischen Waldregionen einfach Geld auszuhändigen, sie dafür zu bezahlen, keine Bäume zu roden. »Wenn wir wirklich etwas für den Wald tun wollen, sollten wir vielleicht einen großen Fonds auflegen, der Geld ausschüttet an Waldbewohner, eine Struktur außerhalb des Emissionshandels, eine Art freiwilliger Spende, von der die Geber keinen Gewinn erwarten.« 

		Mit dem Geld aus seinem Fonds finanziert Fretz vor allem Projekte in Indien und den Philippinen, die das in Mülldeponien entstehende Methangas auffangen und damit Strom produzieren. Er würde in Zukunft auch Vorhaben finanzieren, die Kohle effizienter verstromen und dadurch den 
				Kohlendioxidausstoß
			reduzieren. Wenn der Emissionshandel dafür Anreize bieten könne, sollten sie genutzt werden. Langfristig müsste Kohle unwirtschaftlich gemacht werden – ein schwerer und langer Weg, glaubt er. »Das dauert mindestens noch 30 Jahre.« 

		Saubere Kohle ist darum ein zentrales Thema. Und die 
				CO2-Speichertechnik
			muss rasch gefördert werden, erklärt Bernd Schanzenbächer von der Bank Credit Suisse. Er sagt auch, dass die Umweltmärkte immer noch zu klein seien und überschätzt würden. Man müsse nur die Geschäftsvolumen vergleichen |167|selbst zwischen großen Windparks und Kohlekraftwerken. »Das sind Millionenbeträge gegen Milliardensummen.« Schanzenbächer ist Stratege der firmeninternen »Environmental Business Group«. Als solcher hat er einen anderen Weitblick als die Händler im Tagesgeschäft und denkt über die Geschäfte von morgen nach. Er habe noch keine Ahnung, gibt er zu, wie man derzeit mit der CCS-Technologie Geld verdienen könne. Sie rechne sich nach bisherigen Schätzungen erst ab 50 US-Dollar je Tonne Kohlendioxid. Momentan sei es daher noch viel lukrativer, alte Kohlekraftwerke, selbst solche mit einem Wirkungsgrad von nur 32 Prozent, aufzurüsten und weiterlaufen zu lassen, als 5 Milliarden US-Dollar in ein neues Kraftwerk zu investieren. »Sauberere Kohletechnologie wäre nur wirtschaftlich, wenn der Gesetzgeber die Daumenschrauben anziehen würde.« In zehn Jahren könne das natürlich alles ganz anders aussehen, vielleicht gebe es bis dahin schärfere Gesetze und einen hohen Preis für Kohlendioxid. 

		Großes Potenzial sieht Schanzenbächer im Waldschutz. »Dieser Markt wird sich entwickeln, da bin ich sehr optimistisch. Doch die Risiken sind nach wie vor sehr hoch.« Es werde noch fünf bis acht Jahre dauern, bis Geld in Waldprojekte fließt, die über den REDD-Mechanismus finanziert werden. Viele Probleme seien noch ungeklärt, zum Beispiel die 
				Bemessungsgrundlagen
			für das Speichern und Freisetzen von Kohlendioxid oder die Frage, wie die betroffenen Länder eigentlich den zu erwartenden Geldsegen aus dem Emissionshandel sinnvoll einsetzen wollten. 

		Um Klima- und Waldschutz voranzubringen, ist Credit Suisse eine strategische Partnerschaft eingegangen mit Sustainable Forestry Management, einer Firmengruppe, die nachhaltige Waldnutzung in tropischen Ländern fördert. Die Bank wird 200 Millionen US-Dollar bereitstellen für Forstprojekte, |168|die Emissionsgutschriften für den freiwilligen Markt liefern sollen. »Diese Vorhaben sollen nicht nur das Klima stabilisieren helfen, sondern auch die Artenvielfalt erhalten, 
				Wassereinzugsgebiete
			sichern und ländliche Entwicklung in armen tropischen Ländern vorantreiben«, erläutert Schanzenbächer. 

		Waldschutz werde zudem auch außerhalb des 
				Klimaschutzmarkts
			immer wichtiger, sagt Schanzenbächer. Credit Suisse plane einen nachhaltigen Holzfonds aufzulegen, da eine wachsende Kundenzahl nach Waldanleihen verlange. Die grassierende Inflationsangst würde langfristige Anlagemöglichkeiten in das Management natürlicher Ressourcen wie Wasser, Wald und Boden attraktiver machen. 

		Dies ist auch der Ansatz von Mark Campanale, einem Finanzier und umtriebigem Mann, der einen der ersten 
				Umweltschutzfonds
			in der City of London aus der Taufe hob, nun das Investmenthaus London Bridge Capital leitet und mit ihm Geld in Umwelttechnologiefirmen steckt, der im Vorstand einer Holzpelletsfabrik sitzt und die Kasse der Rainforest Foundation, einer britischen Regenwaldorganisation, verwaltet. 

		Sein Großvater besaß Olivenhaine in Italien, Waldwirtschaft sei in seinen Genen verankert, behauptet er. Nach dem Studium wollte er wissen, wer eigentlich die Abholzung der tropischen Wälder finanziert, welche Geldgeber verantwortlich seien. Damals, in den achtziger Jahren des 20. Jahrhunderts habe niemand im Forstsektor die Kapitalmärkte verstanden. »Alles drehte sich um Politik.« Niemand verstand, dass Forstwirtschaft mit herkömmlicher Risikofinanzierung nicht nachhaltig sein könne. Neue Finanzprodukte würden daher gebraucht, zum Beispiel anleihegestützter Waldschutz. 

		
			EcoSecuritisation nennt er das von ihm mitentwickelte Konzept, das mittlerweile von der International Finance Cooperation, dem Privatsektorarm der Weltbank, und dem britischen |169|
			Entwicklungsministerium unterstützt wird. Dabei geht es um Sicherheitsanleihen für Wälder, um einen Geldtransfer, der an das Bewahren der natürlichen Ressourcen geknüpft ist, bei dem alle Geschäftsbeteiligten ein Interesse haben, dass der Wald stehen bleibt und nachhaltig bewirtschaftet wird. »Geld soll nicht als Geschenk an Waldbauern oder Waldbesitzer verteilt werden. Es muss immer in Verbindung zu einer Wertschöpfung stehen, die ein Wald erbringt«, erklärt Campanale. 

		Das Neue: Die natürliche »Infrastruktur« von Wäldern, Meeren oder Grundwasser wird nicht mehr nur durch direkt handelbare Güter wie Holz oder Fische bewertet, sondern auch anhand anderer ökologischer und sozialer Leistungen. Beim Waldschutz wird »geduldiges Kapital« gebraucht, ein Mechanismus, der im Voraus bezahlt für die mannigfaltigen ökologischen und sozialen Funktionen und der langfristigen Schutz über kurzfristigen Gewinn setzt. 

		Campanale, der seit Jahren daran arbeitet, Geld an soziale und ökologische Verantwortung zu knüpfen, beobachtet mit Freude, dass ethische und grüne Investitionen das 
				schnellstwachsende
			Segment auf den Finanzmärkten sind. »Unternehmen müssen endlich Teil einer nachhaltigen Welt sein. Wenn wir nur noch finanzieren, was uns wert ist, gibt es vielleicht in 25 Jahren keine riesige Rüstungsindustrie mehr, weil die Geldströme versiegen.« Gut, das sei womöglich etwas utopisch, aber er glaube zumindest fest daran, dass die Verbindung von Kapitalmarkt und Forstwirtschaft die Wälder der Erde erhalten und erneuern könne. »Ich bin überzeugt, wir werden den Planeten wieder aufforsten.« 

		Wenn also die Investmentbanker und Firmen dieser Welt sich des Klimaschutzes so engagiert annehmen, brauchen wir denn eigentlich weitere internationale 
				Klimaschutzabkommen
			unter dem Dach der Vereinten Nationen? Denn in der langen
			|170|Zeit, in der sie mühsam ausgehandelt werden, nur um am Ende einen kleinen gemeinsamen Nenner zu finden, der dem Problem nicht gerecht wird, pumpen Unternehmen Milliarden in die Zukunft. Bjørn Lomberg, Umweltforscher und bekannter Kyoto-Kritiker von der Kopenhagen Business School predigt daher seit langem: »Kyoto? Es gibt Wichtigeres!« Statt aberwitzige Summen in die Bekämpfung des Klimawandels durch eine riesige UN-Bürokratie zu stecken, könnten westliche Regierungen viel effizienter dem Klimawandel entgegentreten und sich um seine Folgen kümmern, indem sie Unternehmen Wege für Investitionen und neue Technologien ebnen. »Das Kyoto-Protokoll wird Milliarden kosten, aber nichts gegen die Erderwärmung ausrichten.« 

		 

		*

		 

		Seit 2005 ist das Kyoto-Protokoll zum Klimaschutz in Kraft. Der Vertrag läuft noch bis 2012. Bislang konnte er nicht verhindern, dass sich die Erdatmosphäre weiter aufheizt. Im Gegenteil. Neue Studien warnen vor dramatischen Auswirkungen und mahnen radikalere Schritte an. Ist also Kyoto ein zahnloser Mammutvertrag, wie Bjørn Lomberg sagt, obsolet, bevor er seine Wirkung entfalten konnte? 

		Seine Befürworter gaben sich nach der letzten 
				UN-Klimakonferenz
			in Bali im Dezember 2007 optimistisch. Sie glauben, dass weitere notwendige Emissionsverminderungen verhandelt werden können. Kritiker hingegen halten das Vertragswerk für völlig unzureichend. Die damit angestrebten Reduzierungen würden nicht einmal annähernd ausreichen, den globalen 
				Temperaturanstieg
			so weit zu stoppen, dass schwerwiegende Folgen vermieden werden können. In ihren Augen kann nur ein neues Vertragswerk mit drastischen Minderungszielen weiterhelfen. 

		
			|171|Mit dem Kyoto-Protokoll verhält es sich jedoch wie mit der Demokratie. Der Vertrag ist nicht perfekt, ein ewiger, zäher und oft frustrierender Interessenausgleich (zudem ein globales Stimmengewirr Dutzender Staaten), der zu schwachen Kompromissen führt. Aber einen besseren Vertrag gibt es nicht, und weiterreichendere Verpflichtungen müssen eben erst noch verhandelt werden. Übertriebener Optimismus oder Defätismus helfen darum nicht weiter. 

		Der Vertrag und sein Zustandekommen sind eine 
				Erfolgsgeschichte
			. 155 Staaten haben ihn ratifiziert. Der 
				Verhandlungsprozess
			hat eine enorme Öffentlichkeit erzeugt und tut dies weiterhin. Er hat dazu geführt, dass weltweit die Datenlage von Treibhausgasemissionen verbessert wurde, dass Länder erstmals Emissionsregister eingeführt haben. Er hat den multinationalen Emissionshandel und preiswerten 
				Technologietransfer
			über den CDM in Entwicklungsländer geschaffen. Das Kyoto-Protokoll unterscheidet sich zudem von anderen Umweltabkommen dadurch, dass die Privatwirtschaft 
			einbezogen wird in die Vertragserfüllung von Staaten. Kein anderer internationaler Vertrag konnte bislang so viel Geld für 
				Umweltschutzprojekte
			mobilisieren. 

		Sein größtes Defizit: Die USA sind nicht mit im Boot. Doch die Amerikaner sind längst besser als ihr Ruf. Denn auch jenseits des Atlantik entfaltet der Klimaschutz eine progressive Dynamik. Die Isolation der Amerikaner wird spätestens mit dem Abgang von George W. Bush Geschichte sein. Bundesstaaten und Kommunen sind schon längst viele Schritte weiter. Sieben Neuenglandstaaten verabschiedeten eine regionale Klimainitiative, einen Emissionshandel für die eigene Energiewirtschaft. 852 Bürgermeister aller wichtigen Städte des Landes wollen in ihren Kommunen die Emissionsziele des Kyoto-Protokolls erfüllen. Und Kalifornien entwickelt ein |172|
			Emissionshandelssystem, das mit dem europäischen kompatibel sein soll. 

		Auch die amerikanische Wirtschaft ist aktiv. Der Harvard-Ökonom Richard Sandor hat in Chicago eine Börse für Emissionsrechte gegründet. Über 30 Unternehmen konnte er für den Handel gewinnen. Darunter sind Konzerne wie Ford, Motorola und DuPont. Sie alle haben sich freiwillig verpflichtet, jedes Jahr ein Prozent weniger Kohlendioxid auszustoßen. Angesprochen auf die Forderung nach drastischen 
				Emissionsreduktionen
			, sagte der Chef des US-Energieriesen Cinergy: »Sie werden kommen. Reden wir uns ein, dies sei nicht der Fall, werden wir uns auf der Speisekarte wiederfinden, nicht am Tisch.« 

		Der andere entscheidende Knackpunkt: Wie lassen sich aufstrebenden
			Wirtschaftsmächte wie China, Indien oder Brasilien einbeziehen, die, und das wird gern übersehen, starke Verfechter des Kyoto-Protokolls sind, den Vertrag ratifiziert haben, aber keinen Reduktionsverpflichtungen unterworfen sind? Aufgrund ihrer drängenden Umwelt- und 
				Anpassungsprobleme
			wächst auch in diesen Ländern das Bewusstsein, dass der Ausstoß von Treibhausgasen gesenkt werden muss. Europäer und die »neuen« Amerikaner sollten Schwellen- und 
				Entwicklungsländern
			entgegenkommen und möglichst viele Anreize schaffen, eine stärkere Rolle im internationalen Klimaschutz einzunehmen. 

		Hierzu schlägt Nicholas Stern eine Art globalen Ausgleich vor. Die reichen Länder sollten strenge Ziele, ihre Emissionen zu senken, beschließen. Somit werde eine starke Nachfrage nach Emissionsgutschriften aus ärmeren Staaten geschaffen. Die Emissionshandelssysteme müssten offen sein, weitere Länder später zu integrieren. Für Entwicklungsländer sollten unbürokratische Möglichkeiten bestehen, Klimaprojekte umzusetzen, um den Markt für Emissionsgutschriften zu vergrößern. Die |173|
			Entwicklungsländer sollten aber auch freiwillige Reduktionsziele für bestimmte Wirtschaftssektoren übernehmen. Und die Industriestaaten sollten die Verpflichtungen des G8-Treffens von Gleneagles einhalten, was die zusätzlichen 
				Entwicklungskosten
			armer Länder angesichts des Klimawandels anbetrifft. 

		Selbst wenn es den Europäern gelingen sollte, China und Indien davon zu überzeugen, ihre Emissionen zu senken, ist der Emissionshandel kein Allheilmittel. Und er reicht nicht, die Welt vor einem folgenschweren Klimawandel zu retten. Schon gar nicht in der gebotenen Eile. Deshalb muss es beim Klimaschutz komplementäre Lösungen geben. Nichts sollte tabu sein. Ob längere Laufzeiten sicherer Atommeiler in Europa, CO2-Steuern, höhere Energieverbrauchsstandards oder Tropenwälder als Kohlendioxidspeicher. Das Kyoto-Protokoll und ein möglicher Nachfolgevertrag bilden dabei ein Fundament. Wie kein anderes internationales Abkommen wurde es zum Katalysator, der ökologische und wirtschaftliche Probleme, gerade in Entwicklungsländern, lindern helfen kann. 

		 

		*

		 

		Wer sich ein paar Tage in London aufhält, mit 
				Investmentbankern
			spricht, Finanzblätter liest, Fondsmanager trifft und dann wieder im Eurostar Richtung Kontinentaleuropa braust, hat das Gefühl, dass Klimawandel und Umweltschutz in den Chefetagen von Firmen angekommen sind. 

		Vor allem wer mit Paul Dickinson spricht, dem eloquenten und energischen Mitbegründer des Carbon Disclosure Project, hat den Eindruck, klimaschonendes Wirtschaften ist machbar, finanzierbar und nur eine Frage der Zeit. Die achtjährige Geschichte von Dickinsons Projekt scheint seinem Optimismus Nahrung zu geben – ein Projekt, das vielleicht wie wenig andere |174|Indikator ist für den Zeitgeist in Unternehmen beim Thema Klimaschutz, »fast die gesamte Investorenwelt an Bord« hat und prominente politische Fürsprecher wie Bill Clinton. 

		Die Entstehungsidee war relativ einfach: »Ich wollte etwas gegen den Klimawandel tun, und das Effektivste ist, dort anzusetzen, wo das Kapital arbeitet, bei Investoren.« Dickinsons Anliegen war, dass Investoren informierte Entscheidungen treffen können. Anleger sollten wissen, wie sich Klimawandel und Umweltschutzgesetze auf die Geschäftstätigkeit von Firmen auswirken. Auch der Aktienwert von Firmen werde sich in Zukunft danach richten, ob und wie Unternehmen mit dem Thema umgingen. 

		Jedes Jahr versenden Dickinsons Kollegen etwa 3 000 Umfragebögen an die weltweit größten Unternehmen. Die ersten Jahre war der Rücklauf schleppend. 2007 antworteten bereits 92 Prozent der britischen Firmen, 52 Prozent der deutschen Firmen (ein Jahr zuvor nur ein Drittel) und 30 Prozent der US-Firmen. Unternehmen legen dabei nicht nur ihre Emissionen offen, sie verraten auch, ob und welche Strategien sie beim Umgang mit dem Klimawandel haben. In Deutschland behaupten 40 Prozent, einen Plan zu haben, und 30 Prozent bemühen sich bereits darum, ihre Emissionen zu verringern. Dies ist im internationalen Vergleich keine Glanzleistung. 77 Prozent der 500 weltweit größten Unternehmen haben konkrete Vorstellungen, wie sie ihre Treibhausgase senken wollen. 

		Mit Blick auf die deutschen Firmen sagt Dickinson, es sei enttäuschend, dass immer noch zu viele Unternehmen sich in Schweigen hüllen. Doch auch mit denen, die berichten, gibt es ein Problem: Die Firmen entscheiden selbst, wie sie ihre Emissionen messen und über sie Auskunft geben. Und viele würden sicherlich ihren Ausstoß unterschätzen. Bislang würde nur ein Teil der Firmen, die antworten, aktiv Schritte unternehmen, |175|Emissionen zu senken. Am Ende kommt es darauf an, nicht nur offenzulegen, sondern auch etwas zu tun, räumt Dickinson ein. »Aber das Tun folgt hoffentlich dem Wissen.« 

		Es ist eine Frage der Perspektive, wie so oft. Dass sich immer mehr Firmen in die Karten gucken lassen, ist ein Fortschritt. Dass Anleger Unternehmen in eine nachhaltige Richtung drängen wollen ebenso. Dass dies aber auch nichts zu bedeuten haben muss, zeigt eine Studie der britischen Beraterfirma Whitehead Mann von 2007. Unter 100 befragten europäischen Konzernchefs war nicht einer, der von seinen Gesellschaftern unter Druck stand, aus Umweltschutzgründen 
			
				Geschäftspraktiken
			zu ändern. Und 90 Prozent der befragten Investoren gaben zu Papier, sie würden sich nicht weiter um den Klimawandel kümmern. 

		Der Unternehmer Lionel Fretz glaubt, dass freiwilliges Handeln der Privatwirtschaft seine Grenzen habe. Wandel werde vor allem durch strengere Gesetze kommen und öffentlichen Druck. »Ohne alarmierende Klimadaten wird auch nicht gehandelt.« 

		Der Wachrüttler Paul Dickinson ist überzeugt, dass man dem Klimawandel letztlich nur begegnen könne, wenn er wie eine nationale Krise begriffen werde, in der alle Kräfte einer Gesellschaft mobilisiert werden. Und wie sieht ein Leben in solch einer Welt aus? »Wir fahren kleine Autos, machen Videokonferenzen statt unnötige Geschäftsreisen, essen weniger Rindfleisch, mehr Gemüse und wohnen in Niedrigenergiehäusern.« 

	


		
|176|


		Kapitel 6 Luxusemissionen und Lebensemissionen

		
			»Ohne internationale Verpflichtungen können Länder nicht sicher sein, dass andere ihren fairen Beitrag zum globalen Klimaschutzprojekt leisten.« 

			
				Eileen Clausen, Pew Center on Global Climate Change 
			

		

		Mayer Hillman fliegt nicht. Aus Prinzip. Nicht mal zur Hochzeit seines Sohnes ist er gereist, als der in New York eine Amerikanerin heiratete. Er fährt nur Zug oder Fahrrad. Oder läuft. Der alte Citroen vor seinem Haus in London sieht aus wie am Boden festgewachsen. Dafür ist der alte Mann umso agiler und verfügt über einem ungestümen Redefluss. Hillmann ist emeritierter Professor vom Policy Studies Institute und hat 40 Bücher geschrieben über Energieeffizienz, Umweltpolitik und Klimawandel. Doch eigentlich ist er kein 
				Sozialwissenschaftler
			, sondern Missionar. Mit jedem abbrechenden Eisklotz in der Arktis fühlt er sich bestätigt, dass die Zeit für seine Botschaft gekommen ist: Das persönliche Kohlendioxidkonto. Ein Konto, das nie wächst, immer nur abnimmt. 

		Vor dem ökologischem Ungemach durch den Klimawandel, so glaubt er, können uns nur noch drastische Schritte retten. Er glaubt nicht, dass Wirtschaftswachstum mit Klimaschutz vereinbar sind, dass CO2-Steuern, Emissionshandel und der Einfallsreichtum von Unternehmern wirksam 
				Klimaveränderungen
			abwenden können. Es hält es für unrealistisch zu erwarten, dass Individuen, Kommunen oder Staaten unilateral ihre Treibhausgase verringern, wenn andere es nicht tun. Auch winkt er ab, wenn man ihm all die Supertechnologien von morgen
			|177|auflistet, die immer größer werdende Zahl von Unternehmen, die freiwillig grüner werden, und die Europäische Union erwähnt mit ihren ehrgeizigen Zielen, die Emissionen zu senken. »Politik und Wirtschaft wollen uns glauben lassen, dass wir im Grunde weiter so leben können wir bisher, wenn wir nur modernste Technologien einsetzen. Das ist ein Irrtum.« 

		Hillman legt dar, dass ein Brite im Durchschnitt zehn Tonnen Kohlendioxid im Jahr verbraucht. Dies müsse in naher Zukunft auf eine Tonne sinken. Und er sagt, die Regierung müsse eine Art Notstand ausrufen, dass es ohnehin zu spät sei und wir nur noch versuchen könnten, das Leben auf der Erde zu verlängern. Man könne sich nun einmal nicht darauf verlassen, dass Menschen klimavernünftig handeln würden, also müsse man sie dazu zwingen und Kohlendioxid rationieren. Das sieht so aus: Jeder Bürger erhält ein CO2-Konto zugewiesen, dessen Betrag jährlich verringert wird. Die Höhe des Kontos wird nach international ausgehandelten
			Emissionsniveaus für die jeweiligen Staaten festgelegt. Letztlich funktioniert das Prinzip wie der Emissionshandel. Wer zu Hause nur noch bei Kerzenschein sitzt, sein Auto verkauft, Urlaub auf dem Balkon macht und Tomaten aus dem Garten hinterm Haus verspeist, schont sein Konto und kann jemand anderem, der sein Konto überzogen hat, weil er unbedingt einen Geländewagen kaufen wollte, seine Verschmutzungsanteile verkaufen. 

		Hillman glaubt allerdings, dass irgendwann gar keine Geländewagen mehr gebaut werden, da keiner mehr nachfragt. Eine negative Konsumspirale soll seine Vision auslösen. Die persönliche CO2-Kreditkarte soll auch eine zweite Währung sein. Ein extra Einkommen für Arme, die wenig konsumieren und ihre Emissionsrechte an Kohlendioxidsüchtige verkaufen könnten. Und damit allerdings auch ein Stück ihrer Freiheit verkaufen. 

		Nach Hillmans Ansicht könne nur so Klimagerechtigkeit 
			hergestellt werden, die weltweit faire Verteilung von Treibhausgasen
			|178|pro Kopf. Seit Bundeskanzlerin Angela Merkel genau jenen Vorschlag im Sommer 2007 aufgriff, sieht er sein mahnendes Lebenswerk gekrönt. »Wie will man dies umsetzen außer mit personenbezogenen CO2-Konten?«, fragt er. 

		Ist dies Science Fiction, oder rennen wir bald alle mit einem Plastikchip in unserer Brieftasche herum, der jedes klimarelevante Tun aufzeichnet und mit unserem Emissionskonto abgleicht und laut piept, wenn wir im Minus sind? Gibt es dann CO2-Tauschbörsen im Internet, und kann man auf dem Biowochenmarkt neben der Gurke auch noch rasch ein paar Kilogramm Kohlendioxid erwerben? Sind vor dem CO2 alle Bürger gleich, der Millionär und Hartz-IV-Empfänger? Und können Nicht-Reiche so viele Rechte dazukaufen, wie sie brauchen? 

		Bis solch Szenario Realität wird, dürfte noch einige Zeit vergehen, wenn überhaupt. Das Hauen und Stechen auf den 
				UN-Klimakonferenzen
			um verbindliche Einsparziele für Treibhausgase und den internationalen Emissionshandel lässt vermuten, dass so eine Idee nur schwer Anhänger finden wird. Zudem setzt sie voraus, dass man für alle Produkte und Handlungen den Klimaeffekt kennt. Und für Freunde von Datenschutz, Privatsphäre und Freiheitsrechten ist diese Vorstellung wahrscheinlich ein Horror. Es würde der ohnehin schon sehr gläserne Mensch noch gläserner werden, denn jeder Kauf muss überprüft, jeder Energieverbrauch, jede Reise und jeder Saunabesuch registriert und abgeglichen werden mit dem persönlichen CO2-Konto. Bei so viel Überwachung würden selbst verzichtspredigende Grüne auf die Palme gehen. Für Hillman sind solche Einwände nebensächlich. Wer die Erde retten will, muss auf Konsum und Freiheit verzichten. 

		 

		*

		 

		Der Gedanke, dass Volkswirtschaften für den Klimaschutz |179|stagnieren oder gar schrumpfen sollen, dass Klimawandel Entwicklung bremst und Wohlstand verringert, bereitet Ökonomen Unbehagen. 

		Welche Gefahren dies mit sich bringen könnte, hat unlängst Kolumnist Martin Wolf in der Financial Times beschrieben. »Das Versprechen der modernen Gesellschaft, dass es allen besser gehen kann, dass Wohlstand und Einkommen steigen, steht auf dem Spiel.« Grenzen für Emissionen bedeuten Grenzen für Wachstum. 

		Die Einkommen der Menschen sind seit 1820 weltweit im Durchschnitt um das Zehnfache pro Kopf gestiegen, rechnet der Wirtschaftshistoriker Angus Maddison vor. Seit jener Zeit der beginnenden Industrialisierung, als die Menschheit anfing, kräftig Treibhausgase in die Atmosphäre zu blasen. Es gibt große Disparitäten. In den USA stiegen die Einkommen um das 23-fache, in Afrika nur um das vierfache, aber immerhin, sie stiegen. 

		In einer Welt, in welcher der allgemeine Lebensstandard aufgrund gedrosselter Wirtschaftskraft stagniert, in der Güter und Ressourcen knapper werden, werden Konflikte und 
				Verteilungskämpfe
			
			wahrscheinlicher. Klimawandel hat somit eine enorme geopolitische Bedeutung und Sprengkraft. 

		Die Optimisten sagen, ungehemmtes Wirtschaftswachstum, Massenkonsum, Energieverbrauch und Klimawandel können entkoppelt werden. Pessimisten wie Mayer Hillman bestreiten dies. Es muss also darum gehen, die Hoffnung auf Wohlstand, Freiheit und Frieden zu erhalten und gleichzeitig die Erde vor ökologischer Zerstörung zu bewahren. Diesen Spagat muss auch ein neues internationales Klimaabkommen leisten, dass dem Kyoto-Protokoll folgen soll. 

		Die Grenzen unseres Wirtschaftens sind offensichtlich. Die Globalisierung hilft bei dieser Erkenntnis. Sie macht erlebbar, |180|dass alles mit allem zusammenhängt. Unser Plastikmüll wabert als bunter Teppich durch den Pazifik und landet irgendwann an den Stränden von Südsee-Atollen, an denen sich blasse Australier vom Stress der Moderne erholen wollen. Dies kann nicht mehr versteckt werden, denn irgendein Teenager filmt es mit seinem Mobiltelefon und stellt den Clip auf YouTube. Und der amerikanisch-europäische Autowahn soll mit Biodiesel zukunftsfähig gemacht werden, der stattdessen Brot- und Butterpreise in die Höhe treibt. 

		Die Verschmutzungs-, Ressourcen- und 
				Entsorgungskapazitäten
			sind endlich. In armen und reichen Staaten. In China sterben die Menschen an Smog, in Europa sind die Straßen dauerverstopft, Öl und Wasser werden für alle knapp. 

		Das westliche Wirtschaftsmodell – basierend auf fossilen Brennstoffen, Autos für alle und einer 
				Wegwerfgesellschaft
			– wird in China und Indien nicht funktionieren, prophezeit Lester R. Brown, Präsident des Earth Policy Institute in Washington in seinem Buch Plan B 2.0. Mobilmachung zur 
			Rettung der Zivilisation. Wenn alle Welt so 
				ressourcenverschwenderisch
			leben würde wie Europa, bräuchten wir drei Welten, schreibt selbst ein Bericht der britischen Regierung zum akuten Müllproblem der Insel. Das Fazit der Studie: Die reichen Länder müssen ihren ökologischen Fußabdruck dramatisch reduzieren. Doch die Effizienzrevolution wird nicht stattfinden, wenn Politiker in den Industriestaaten nicht endlich unbequeme Wahrheiten mutiger kommunizieren und strenge, aber verlässliche Spielregeln für Unternehmen und Individuen festlegen, auch wenn sie damit den politischen Selbstmord riskieren. Exbundeskanzler Gerhard Schröder mit der Agenda 2010 wäre durchaus ein Vorbild. Regierungen könnten zum Beispiel mit diesen vier folgenden Botschaften beginnen: 

		
				
				
					|181|Was für die Medizin gilt, gilt auch für den Klimawandel: Vorbeugen ist besser als heilen, heißt: Emissionen reduzieren ist besser, als Risiken zu vergrößern. Vor allem wenn es sich um ein so komplexes und schwankungsbreites Phänomen handelt. Außerdem: Manche weniger fragile Ökosysteme kann man reparieren, rekultivieren und reanimieren. Gletscher, Regenwälder, Tiere, Pflanzen und Korallen werden jedoch unwiderruflich verloren sein, und der pH-Gehalt des Meerwassers lässt sich auch nur schwer korrigieren. 

			

				
				Die Risiken sind größer als wahrgenommen. Auch Lord Nicholas Stern korrigierte nach den letzten IPCC-Studien mittlerweile die Analysen in seinem vielzitierten Report vom Oktober 2006 und sagte, er habe die Gefahren des Klimawandels noch »unterschätzt«. Die Rückkopplungseffekte könnten dramatischere Auswirkungen auf Klima und Gesellschaften haben, als bislang einkalkuliert. Beispiel Regenwälder im Amazonasbecken. Je mehr Wald verschwindet, desto trockener und wärmer wird es, umso weniger Regen fällt. Mehr Trockenheit führt zu mehr Feuer, zu weniger Wald, zu steigenden Temperaturen und wiederum zu mehr Trockenheit. 2005 und 2006 traten erstmals schwere Dürren im Regenwaldgebiet auf – das ist ungefähr so, als ob es in der Sahara schneit. Sollten 40 Prozent des Waldes zerstört sein, glauben Fachleute, lässt sich nicht mehr verhindern, dass sich die Amazonasregion in eine Savanne verwandelt. Dies bedroht die Agrarexportmaschine Brasilien, aber auch die Landwirtschaft der Nachbarstaaten, die auf Niederschläge angewiesen sind, die sich über dem Amazonaswald bilden. Die Konsequenzen für die 
						südamerikanischen
					
					Volkswirtschaften, aber auch die Weltagrarmärkte wären gravierend. Deswegen ist es so zwingend, die Regenwälder im Amazonastiefland zu erhalten, selbst wenn es gar keinen globalen Klimawandel geben würde. 

			

				
				
					|182|Klimawandel sollte nicht nur als Gefahr, sondern auch als Chance betrachtet werden. Für den Export europäischer und deutscher Umwelttechnologien, aber auch für die arbeitsteilige Weltwirtschaft insgesamt. Länder können sich auf das spezialisieren, was bei ihnen effizienter, umweltschonender produziert werden kann als woanders, und somit helfen, Emissionen zu verringern. Zum Beispiel Blumen. Es kann insgesamt klimafreundlicher sein, wenn Blumen in Afrika wachsen und dann nach Frankfurt geflogen werden, als sie in Holland in Treibhäusern zu züchten. Wenn sichergestellt wird, dass der Preis einer Ware die Umweltkosten reflektiert, sei es über den Emissionshandel oder sei es über eine 
						Kohlendioxidsteuer
					, kann Globalisierung zum Alliierten des Klimaschutzes gemacht werden. 

			

				
				Klimaschonendes Wirtschaften ist möglich. 1,6 Prozent der globalen Wirtschaftsleistung sind bis 2030 nötig, so der Jahresbericht des UN-Entwicklungsprogramms UNDP von 2007, um den Übergang zu einer klimafreundlichen 
					Weltwirtschaft mit geringen Treibhausgasemissionen zu finanzieren. Das entspricht bei einem globalen 
						Bruttosozialprodukt
					von derzeit 64 Billionen US-Dollar etwa 1,02 Billionen US-Dollar. Zum Vergleich: Gleich viel, 1,1 Billionen US-Dollar, gibt die Welt jährlich für Rüstung aus, zehnmal mehr als für Armutsbekämpfung und ausreichend, Kohle 
						klimaunschädlich
					zu machen. 

			

		

		Betrachtet man diese Investitionen als Versicherung gegen die Risiken einer aufgeheizten Erde, ist die Police geradezu ein Schnäppchen verglichen mit herkömmlichen Versicherungen für Haushalt und Firmen. Im Durchschnitt gibt ein Bürger aus OECD-Ländern rund 6 Prozent seines Nettoeinkommens für Versicherungen aus. Bei den meisten Versicherungen beträgt |183|das Risiko für einen Schadensfall selten mehr als 1 Prozent. Der IPCC-Bericht 2007 schreibt, »die Wahrscheinlichkeit, dass der Klimawandel menschenbeeinflusst ist, liegt bei 90 Prozent«. Die von UNDP angepeilten Investitionen können vor diesem Hintergrund nicht als überzogen betrachtet werden. 

		Nigel Lawson, Großbritanniens ehemaliger Finanzminister, versucht darum in seinem Buch An Appeal to Reason: A Cool 
			Look at Global Warming einen Schuss Gelassenheit in die oft aufgeregte Klimadebatte zu bringen. Sollte die globale Temperatur über die nächsten 100 Jahre um 4 Grad Celsius ansteigen, wird dies, um sich anzupassen, wahrscheinlich zwischen 1 und 5 Prozent des Welt-Bruttoinlandsprodukts kosten, in 
				Entwicklungsländern
			sicher mehr. Angenommen, der Verlust in der 
				Entwicklungsländern
			würde 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts betragen, dann – legt man die Wachstumsaussichten des IPCC zugrunde, auf welchen die Emissionsprognosen basieren – würde dies bedeuten, dass es im Jahre 2100 den Menschen in 
				Entwicklungsländern
			anstatt zehnmal besser nur achtmal besser gehen würde als heute. Lawsons Botschaft: Bitte keine Panik, dem Klimawandel können wir trotzen. Vorausgesetzt, die anvisierten Summen werden auch tatsächlich investiert, vorausgesetzt, wir wirtschaften nachhaltiger und die Politik stellt die richtigen Weichen. 

		Apropos nachhaltig. Ein kurzes Wort zu diesem Überwort. Außerdem ein sehr strapazierter Begriff. Jedes Unternehmen nutzt ihn, jeder Politiker, jeder Forscher, jeder Banker, jedes Strategiepapier, dieses Buch. Alle wollen nur noch nachhaltig. Nachhaltiger Tourismus, nachhaltiges Bauen, nachhaltige Landwirtschaft. Es gibt eine ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit, am besten natürlich alle drei verknüpft. Doch was heißt das, abgesehen von der einschlägigen Definition, die Bedürfnisse der gegenwärtigen Generationen zu befriedigen, ohne die Lebensgrundlagen zukünftiger Generationen
			|184|zu gefährden, die dauerhafte Existenz der Menschheit und notwendigen Ökosysteme zu sichern? 

		Kernenergie, Kohle, Fliegen, Plasteverpackungen, Massentourismus und Las Vegas sind es in den Augen vieler nicht. Mit Kernenergie riskieren wir Verstrahlung, schonen aber das Klima. Kohle heizt – noch – die Erde auf, hilft aber 
				Volkswirtschaften
			, sich zu modernisieren. Staudämme zerstören Landschaften, liefern aber zuverlässig und unabhängig erneuerbare Energie. Was ist nachhaltiger, in teuren 
				Hightech-Niedrigenergie-Siedlungen
			am Stadtrand leben, mit dem Auto ins Büro und in den Supermarkt fahren oder in einem alten Hochhaus in der City, wo sich alles zu Fuß erledigen lässt? Sind eingepackte Äpfel im Geschäft nachhaltiger als lose? Eine Studie der britischen Kaufhauskette Marks & Spencer fand heraus, dass vier Äpfel auf einer Pappunterlage verschlossen mit Folie 27 Prozent weniger Verpackungsmaterial benötigten als lose Äpfel, die von einem Karton in den nächsten umgepackt werden müssen. Ist es nachhaltig, wenn Deutschland für seine Müllverbrennungsanlagen Abfall importiert, der ansonsten in Neapel auf den Straßen und in Russland auf maroden Deponien verrotten und dort Böden wie Grundwasser gefährden würde? Was heißt nachhaltig für einen Bauern in Mali und einen Banker an der Wallstreet? Und wie nachhaltig ist ein effizientes, aber ungemütliches Öko-Haus, aus dem die Bewohner nach drei Jahren wieder ausziehen? Man kann Emissionen messen, aber nicht Glück. 

		Wir beginnen erst zu verstehen, wie nachhaltiges Leben aussehen könnte. 

		 

		*

		 

		Wenn Ende 2009 bei der UN-Klimakonferenz in Kopenhagen wieder 10 000 Teilnehmer über Nachhaltigkeit reden und es |185|darum geht, ein Nachfolgeabkommen zum Kyoto-Protokoll zu verhandeln, werden wir das nachhaltig bekannte Tauziehen über die alten Positionen zwischen den reichen und den aufstrebenden
			Industriestaaten wie Entwicklungsländern 
			erleben. Die Europäer wollen strenge verbindliche Emissionsziele. Die USA, im Gespann mit Australien und Japan, wollen bisher keine Verpflichtungen und nur mitmachen, wenn die 
				Industriegiganten
			von morgen, China, Indien und Brasilien, dabei sind. Diese wiederum wollen sich nicht in die Pflicht nehmen lassen und verweisen auf die historische Erblast der Europäer und Amerikaner. 

		Brasilien, Indonesien und Papua-Neuguinea wollen, dass die reichen Länder für Waldschutz bezahlen. Indien wird sich weiterhin auf das Unterentwicklungsargument berufen und darum einen Freifahrtsschein für den Ausstoß von Treibhausgasen verlangen. Die G8-Staaten sind sich auch nicht grün, müssen sich eigentlich zu weitreichenden Reduktionszielen durchringen und gleichzeitig versuchen, die anderen davon zu überzeugen, dass nachholende Modernisierung keine Absolution für eine klimagefährdende Zukunft erteilt. Ein Abkommen, das die nächsten 20 Jahre Bestand und annähernd Erfolg haben soll, muss die aktuell und zukünftig größten Verursacher von Treibhausgasen einbinden. Sonst bleibt es wirkungslos. 

		Bei allem Verständnis für die Haltung armer Länder, es ist fraglich, wie lange zum Beispiel Indiens Position, ausschließlich Opfer des Klimawandels zu sein, noch aufrechtzuerhalten ist. In Indien leben die meisten Milliardäre Asiens. Mukesh Ambani, Indiens »Mr Big«, Chef von Reliance Industries, dem größten Industriekonglomerat des Landes, nimmt Platz 14 auf der Liste der reichsten Männer der Welt ein. Er baut sich gerade in Mumbai ein neues Zuhause. 180 Meter hoch, 60 Stockwerke, ein Glasturm mit einem ungestörten Blick über die Arabische |186|See, Kosten rund 500 Millionen US-Dollar. Es wird einen Landeplatz für Helikopter geben, einen Parkplatz für 168 Luxuslimousinen. Der Palast wird kein Öko-Knüller und Vorbild 
				energieeffizienten
			Wohnens. 

		
			Energieeffizienz sei für die Reichen und die rasant wachsende indische Mittelschicht immer noch ein Fremdwort, meint Praful Bidwai, Journalist und politischer Aktivist aus Neu Delhi, und einer der wenigen, der Indiens 
				Verweigerungshaltung
			beim internationalen Klimaschutz zu Hause kritisiert. Die Mittelschicht in Indien werde sich in 25 Jahren verzehnfachen. Trotzdem werden dann immer noch 600 Millionen Menschen ohne Strom sein. Soll das Land deshalb weiter die Opferkarte in den Klimaverhandlungen spielen dürfen und keine 
				Emissionsbegrenzungen
			akzeptieren, da die Pro-Kopf-Emissionen 
			insgesamt gering sind? »Indien versteckt sich zu sehr hinter seinen Armen«, sagt Praful Bidwai. 

		China tritt auf der Verhandlungsbühne weniger konfrontativ auf und erklärt, es wolle an einem Post-Kyoto-Abkommen mitwirken. Peking pocht jedoch auf einen umfangreichen Technologietransfer und meint damit nicht zuletzt sauberere Kohle. Nur dann ist die Regierung wahrscheinlich bereit, sich auf nationale Emissionsziele einzulassen. Kohle spielt bislang keine ausdrückliche Rolle in den Klimaverhandlungen, ist aber ein Thema, das wegen seines Gewichts immer mitschwingt. 

		Der Umgang mit aufstrebenden Industrienationen wie Indien und China beim Klimaschutz wirft allerdings die Frage auf, inwieweit die Unterscheidung zwischen 
				Entwicklungsländern
			und Industrieländern im Hinblick auf global operierende Branchen wie Stahl, Automobil oder Zement noch Sinn macht. Sollen Industriestaaten solche Branchen in 
				Schwellenländern
			mittels internationaler Klimaabkommen weiter subventionieren, damit diese ihre Emissionen senken? Wie |187|gerecht sind Abkommen, die Emissionen auf Länderebene kalkulieren, in Zeiten »flüchtigen Kapitals«? Die Grenzen zwischen Entwicklungs- und Industrieländern lösen sich in all den Wirtschaftszweigen, die nicht lokal und regional verankert sind, immer mehr auf. Chinesische Ölfirmen kaufen sich in Texas ein. Die indische Stahlfirma Mittal beteiligt sich mit knapp 50 Prozent am luxemburgischen Unternehmen Arcelor und schafft den weltgrößten Stahlkonzern, der in 60 Ländern produziert. Unternehmen aus Asien, Europa und Lateinamerika schließen sich zusammen, kaufen, verkaufen und verlagern ihre Fabriken. Heute Rumänien, morgen China, übermorgen Vietnam. Globalisierung führt den Nationalstaat als Messbecher für Emissionen zunehmend ad absurdum. Die Frage, wem Treibhausgasemissionen denn nun eigentlich zuzuordnen sind, wird angesichts von »Global Players« immer schwieriger zu beantworten. Ein Ausweg könnte irgendwann sein, weltweite sektorspezifische statt länderbezogene Emissionsziele zu vereinbaren. Aber davon sind wir noch weit entfernt. 

		Gute Chancen, in einem neuen Klimaschutzabkommen verankert zu werden, hat der Kompensationsmechanismus für vermiedene Entwaldung in tropischen Ländern. 
				Verhandlungsteilnehmer
			rechnen in Kopenhagen 2009 mit einer Einigung, auch wenn sich die Europäische Union bocksbeinig stellt. Unklar ist, wie effektiv die ausgehandelte Vereinbarung am Ende sein wird. Sollte die Verantwortung bei den jeweiligen Tropenländern, deren überforderten Zentralregierungen und nicht bei Kommunen und Unternehmen liegen, und Wälder »renationalisiert« werden, fürchten Kritiker, das Instrument werde stumpf bleiben. Deshalb ist es notwendig, weiterhin bekannte erfolgversprechende Wege auszubauen wie Zertifizierungen und Gütesiegel, und neue Wege außerhalb |188|des Klimaschutzmarkts zu gehen wie Kapitalanlagen in Forstwirtschaft. 

		Auf dem Weg nach Kopenhagen könnten Länder wie China, Indien und Brasilien jedoch schnell verprellt werden, wenn die EU ernst macht mit ihrem Ansinnen, nach 2013 einen grünen Zoll einzuführen für Importwaren wie Stahl, Zement, Papier oder Aluminium, die, in der EU produziert, dem Emissionshandel unterliegen und damit teurer wären. Dieser Schritt soll Staaten wie China bewegen, sich internationalen Emissionszielen zu unterwerfen. Er könnte aber größeren Widerstand, Vergeltung und einen grünen Handelskrieg provozieren – eine Vorstellung, die auch europäischen Firmen nicht behagt. Unabhängig davon, ob solch Ökoprotektionismus Weltwirtschaft und Klimaschutz mehr schadet, wie Kritiker warnen, ist höchst zweifelhaft, ob ein Klimazoll vor der Welthandelsorganisation WTO juristisch bestehen könnte. Hilfreicher wäre es vielleicht, eine andere Idee aufzugreifen und statt Strafen positive Anreize für aufstrebende Industrienationen und 
				Entwicklungsländer
			zu schaffen. Firmen, die klimafreundlich hergestellte Waren in die EU importieren, erhalten Emissionsrechte und somit zusätzliche Einnahmen. 

		Auch wenn der Emissionshandel in den kommenden Jahren geografisch und sektoral weiter wachsen wird – die USA werden ihn wahrscheinlich nach dem Abgang von George W. Bush auch für CO2-Emissionen starten, Australien noch 2008; die EU will ihn ab 2011 auf den Flugverkehr ausdehnen, und diskutiert wird, auch die Containerschifffahrt einzubeziehen –, ist er nur ein wichtiger Baustein für den Klimaschutz. Viele 
				Wirtschaftsbereiche
			wie Immobilien, Landwirtschaft, Dienstleistungen und Autoverkehr müssen über andere Wege einbezogen werden. Die Energieeffizienz zu steigern, ist immer noch einer der erfolgversprechendsten. Die Beratungsfirma McKinsey |189|kommt in einer Studie zu dem Ergebnis, dass 50 Prozent des Wachstums der weltweiten Energienachfrage in den nächsten 15 Jahren durch effizientere Technik und Produktionsprozesse reduziert werden könnte, ohne das Wirtschaftswachstum 
			auszubremsen. Regierungen können dies durch eine 
				nachfragegestützte
			Politik beschleunigen, indem sie Bauvorschriften, Gebäude- und Energiestandards verschärfen. 

		Ein schmerzfreier Weg für den Hausgebrauch: weniger Papier verbrauchen. Es ist ganz einfach, privat und beruflich, funktioniert ohne neue Gesetze, ohne persönliches CO2-Konto, ohne Spaßverzicht, ohne großen Aufwand und spart Geld. Der Papierkonsum steigt weltweit unaufhaltsam. Der 
				Produktionsaufwand
			ist hoch, die Verfallszeit gering. Die Papierindustrie belastet das Klima gleich doppelt, durch das Roden von Bäumen und die energieintensive Herstellung. Deutschland ist beim Pro-Kopf-Verbrauch von Papier Vizeweltmeister hinter den USA mit 252 Kilogramm im Jahr 2006, beim Gesamtverbrauch liegen wir auf Platz vier. Wir verbrauchen so viel Papier wie Lateinamerika und Afrika zusammen. Würde Deutschland seinen Verbrauch in zehn Jahren halbieren, müssten jährlich 300 000 Hektar Wald weniger geschlagen und der 
				Energieverbrauch
			könnte um 30 000 Gigawattstunden reduziert werden. 

		 

		*

		 

		Auch wenn Mayer Hillman der menschlichen 
				Wandlungsfähigkeit
			, wie ich finde, zu Unrecht misstraut, und seine Idee vom persönlichen Kohlendioxidkonto wohl eher als 
				volkswirtschaftliche
			Zielgröße denn verbindliche Rationierung taugt, hilft seine Radikalität zu verdeutlichen, worum es geht: um Luxusemissionen versus Lebensemissionen. Darum, dass die einen reduzieren müssen, damit die anderen zulegen können. |190|
			Die Rechnung ist natürlich, wie dargestellt, nicht so einfach 
		

		in einer vernetzten Welt. Maschinen, in Frankreich gebaut, werden in Indien eingesetzt, auch um dort den Wohlstand zu mehren. Moderne Kohlekraftwerke aus Deutschland produzieren in China Strom und sorgen für saubere Luft. Mobiltelefone aus Finnland helfen kleinen Unternehmen in Afrika. 

		Ja, Klimaschutz wirft die Gerechtigkeitsfrage auf und eine moralische Frage. Und die Zeitfrage. Werden wir uns ändern, bevor es zu spät ist? Niemand hat darauf eine sichere Antwort. 

		Wir wissen jedoch, was den Wandel bringt. Preise, Gesetze und bessere Technik. Je höher der Ölpreis, umso eher stellen sich Wirtschaft und Gesellschaft auf andere Energieträger um. Es ist kaum zu glauben, doch es gibt laut Washington Post 
			deutliche Anzeichen, dass die Vereinigten Staaten sich von ihrer Ölsucht befreien und das Ende der Monsterautos naht. Zahlt der Markt dem Rinderfarmer in Brasilien einen Aufpreis für umweltschonende Viehzucht, lässt der den Baum stehen. Das deutsche Einspeisegesetz für Strom aus Wind- und Sonnenenergie hat erneuerbare Energie salonfähig gemacht und wurde weltweit nachgeahmt. 

		Mut macht, dass China und Indien dem Klimawandel gegenüber nicht so ignorant sind wie George W. Bush und seine Mannen für viele Jahre. Mut macht, dass sich weltweit Konservative wie John McCain in den USA, David Cameron in Großbritannien und Angela Merkel in der Bundesrepublik den Klimaschutz auf ihre Fahnen geschrieben haben. Obwohl China und Indien zum Teil rücksichtslos, menschen- und naturverachtend wirtschaften und damit Europa den Spiegel seiner eigenen industriellen Vergangenheit vorhalten, macht Mut, dass China bald auch Windenergieweltmeister sein wird – nur die USA installieren derzeit mehr neue Windturbinenkapazität pro Jahr. Mut |191|macht, dass neben San Francisco auch Bangladesch und China Plastiktüten aus den Geschäften verbannen und den guten alten Baumwollbeutel propagieren. 

		Mut macht, dass in Europa angesichts immer teurerer Lebensmittel nunmehr eine ernsthafte Debatte über die Folgen der eigenen Biospritpolitik entbrannt ist und EU-Kommission wie nationale Regierungen die Kritiker nicht mehr überhören können. 

		Mut machen selbst die riesigen Shopping Malls, Gucci-Meilen und Autoschauhallen in Kuala Lumpur und Jakarta, denn es ist unser großspuriger Lebensstil, dem sie huldigen. Vielleicht folgen sie uns genauso blind, wenn wir ihn ändern. 

		 

		*

		 

		Auf meiner Recherchereise durch Asien ging es in den Gesprächen mit Fachleuten und Unternehmern entlang des Themas dieses Buches viel um Klimawandel. Für viele Menschen in den besuchten Ländern ist dies zugegeben – noch, es sei denn, man steht selbst in den Fluten – eine entfernte Gefahr. Auf der Straße interessiert, um wie viel teurer Reis, Weizen und Speiseöl wieder geworden sind, für viele Menschen eine unmittelbare, zum Teil lebensbedrohliche Gefahr. Steigende Nahrungspreise und Inflation, die empörte Volksseele und was die Politik dagegen zu tun gedenkt – diese Themen dominieren die Zeitungen und 
				Fernsehnachrichten
			in Indien, Indonesien und Malaysia. Irgendwann, vor allem in Indien, landet die Debatte dann unweigerlich bei einem anderen westöstlichen Pro-Kopf-Vergleich: Wie viel Hamburger, Steaks und Kalorien täglich in den Magen eines Amerikaners wandern und wie viel in den Magen eines Inders. 

		Am Ende geht es also beim Essen wie beim Klima um die gleiche Frage: Dürfen Inder und Chinesen so viel Emissionen |192|ausstoßen wie Europäer und Amerikaner, dürfen sie so viel und das Gleiche essen wie wir? Wenige Fachleute bestreiten, dass knappe und damit teurere Nahrungsmittel auch eine Folge der gestiegenen Nachfrage gerade in Asien sind von einer wachsenden wohlhabenden Mittelschicht, die so leben und essen will wie der Westen. Es sind zwei Seiten der gleichen Medaille: globale Fairness. Der Kuchen ist nicht viel größer geworden, aber mehr Länder beanspruchen ein gleich großes Stück. Die Tragfähigkeit der Erde ist nicht größer geworden, doch mehr Länder beanspruchen, bis an die gleiche Grenze gehen zu dürfen. Es geht gar nicht anders, Energie und Essen müssen teurer werden und bleiben. 

		Und das ist gut so. Denn was uns lieb und teuer ist, hat seinen Preis. 
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